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156. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 13. März 2024

Beginn: 13.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen schönen 
Tag. Die Sitzung ist eröffnet.

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Tagesord-
nung um die in der Zusatzpunkteliste aufgeführten 
Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Taurus-Abhörskandal in der Bundeswehr

ZP 2 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Wirtschaftsausschusses (9. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten René Springer, 
Dr. Alexander Gauland, Petr Bystron, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD

Vetorecht des Bundestages bei Waffenexpor-
ten in Konflikt- und Kriegsgebiete

Drucksachen 20/6276, 20/7416

ZP 3 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 26)
Erste Beratung des von den Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Auszahlung der Erwerbsminderungsrenten- 
Bestandsverbesserung  
(EM-Bestandsverbesserungsauszahlungs-
gesetz)
Drucksache 20/10607
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss

ZP 4 Weitere abschließende Beratungen ohne Aus-
sprache

(Ergänzung zu TOP 27)

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Wirtschaftsausschusses (9. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Malte Kaufmann, Dr. Rainer Rothfuß, 
Leif-Erik Holm, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD

Deutsche Unternehmen entlasten – Das 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz ab-
schaffen

Drucksachen 20/10062, 20/…

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Martin Hess, Dr. Bernd 
Baumann, Dr. Gottfried Curio, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD

Linksextremismus effektiver bekämpfen – 
Risikobewertungsinstrument „RADAR- 
links“ für linksextremistische Gewalttäter 
einführen

Drucksachen 20/7195, 20/7597

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Inneres und 
Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Martin Hess, Dr. Bernd 
Baumann, Dr. Gottfried Curio, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD

Befugnisse der Bundespolizei bei Abschie-
bungen zur Bewältigung der Massen-
migration stärken und Fahndungskorridor 
erweitern

Drucksachen 20/8156, 20/8817

ZP 5 Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Hess, Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried Curio, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
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Linksextremistische Gewalt konsequenter be-
kämpfen – Unterwanderungen von Organisa-
tionen verhindern und mehr Transparenz bei 
Gefährdungslagen sicherstellen

Drucksache 20/10612
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Die Tagesordnungspunkte 5, 18, 25 sowie die Tages-
ordnungspunkte 7 b und 26 e werden abgesetzt. Tages-
ordnungspunkt 11 wird nach Tagesordnungspunkt 7 auf-
gerufen. Die weiteren Punkte der Koalitionsfraktionen 
verschieben sich entsprechend. 

Außerdem soll die Unterrichtung durch die Bundes-
regierung zur Holzbauinitiative auf Drucksache 20/7500 
überwiesen werden. Vorgeschlagen zur Federführung ist 
der Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen 
und Kommunen. Mitberatend sind der Wirtschaftsaus-
schuss, der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft, 
der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz sowie der Ausschuss für Kli-
maschutz und Energie. 

Schließlich mache ich auf eine nachträgliche Aus-
schussüberweisung im Anhang zur Zusatzpunkteliste 
aufmerksam: 

Der am 21. Februar 2024 (153. Sitzung) überwiesene 
nachfolgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Aus-
schuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz (16. Ausschuss) und dem Aus-
schuss für Kultur und Medien (22. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Moder-
nisierung des Postrechts (Postrechtsmoder-
nisierungsgesetz – PostModG)

Drucksache 20/10283
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Ich sehe keinen Widerspruch. Dann sind Sie damit ein-
verstanden; dann ist das so beschlossen.

Der Abgeordnete Martin Reichardt hat fristgerecht 
Einspruch gegen die beiden ihm in der 155. Sitzung er-
teilten Ordnungsrufe eingelegt. Beiden Einsprüchen 
wurde nicht abgeholfen. Die Einsprüche werden als Un-
terrichtungen verteilt.

Gemäß § 39 der Geschäftsordnung sind die Einsprüche 
auf die heutige Tagesordnung zu setzen.

Der Bundestag hat über die Einsprüche ohne Aus-
sprache zu entscheiden. Die Entscheidungen über die 
Einsprüche werden als Zusatzpunkte 6 und 7 nach Tages-
ordnungspunkt 4 – das ist nach jetzigem Stand gegen 
18 Uhr – aufgerufen. 

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 1:

Befragung der Bundesregierung 
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, dass heute der 

Bundeskanzler, Herr Olaf Scholz, zur Verfügung steht. – 
Herr Bundeskanzler, Sie haben das Wort für Ihre einlei-
tenden Ausführungen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Schönen Dank für die Gelegenheit, hier ein paar Worte 

zu sagen. Ich will mich auf wenige Bemerkungen am 
Anfang beschränken, und dann werden wir gemeinsam 
die Fragen erörtern.

Zunächst einmal: Die Bundesregierung hat heute 
weitreichende Entscheidungen zum Bürokratieabbau 
in Deutschland getroffen. Das Bürokratieentlastungs-
paket IV ist auf den Weg gebracht worden.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das hat eine unmittelbare Entlastungswirkung von 1 Mil-
liarde Euro. Wenn man das Gesamtpaket, das schon in 
Meseberg auf den Weg gebracht wurde, zusammenfasst, 
sind es 3 Milliarden Euro, und zusammen mit vielen 
anderen Entlastungsmaßnahmen ist es noch viel mehr. 
Das ist der richtige Weg, wie wir dazu beitragen, dass 
Tempo, Geschwindigkeit, aber auch der notwendige Fort-
schritt in unserem Land stattfinden können. Bürokratie-
entlastung ist eine der großen Aufgaben der Bundesregie-
rung, eines unserer großen Vorhaben. Das haben wir 
heute einen großen weiteren Schritt vorangebracht.

Ich will noch einmal die große Verständigung in Er-
innerung rufen zwischen der Regierung und den 16 Län-
dern in Deutschland über den Deutschlandpakt mit vie-
len, vielen Vorhaben – insgesamt 100 weiteren 
Maßnahmen –, die in Arbeit und Abarbeitung sind, in 
Regierung und Parlament. Auch das wird genau dieses 
Ziel weiterverfolgen.

Vor Kurzem hat die Bundesregierung auch ihre Vor-
schläge zu einem weiteren Rentenpaket auf den Weg 
gebracht. Die Rente ist wichtig für Millionen von Bür-
gerinnen und Bürgern, die sie heute beziehen. Sie ist 
wichtig für diejenigen, die jetzt mit 17 die Schule ver-
lassen, eine Berufsausbildung beginnen und sich vor-
genommen haben, viele Jahrzehnte zu arbeiten. Diese 
Menschen brauchen ein paar Klarheiten von uns. Die 
eine Klarheit ist, dass es nicht darum gehen wird, immer 
weiter das gesetzliche Renteneintrittsalter anzuheben. 
Die andere Klarheit ist, dass sie sich auf das, wofür sie 
einzahlen, auch verlassen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)
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Deshalb ist es für die Bundesregierung wichtig, dass 
wir uns auf den Weg gemacht haben, das Rentenniveau 
zu stabilisieren, weit über 2025 hinaus. Das war eines der 
großen Versprechen vor der Wahl; das ist eine Verständi-
gung in der Regierungskoalition als Vorhaben für diese 
Legislaturperiode gewesen. Das wird jetzt geschehen. 
Wir stabilisieren das Rentenniveau langfristig. Wir ergän-
zen das mit einem Generationenkapital, um zusätzliche 
Mittel zu mobilisieren, um diese Stabilität von Renten-
finanzen auch zu organisieren, die notwendig ist für das, 
worauf man sich verlassen will, nämlich eine stabile Ren-
te.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Bundesregierung ist – zusammen mit dem Deut-
schen Bundestag – unverändert dabei, alles dafür zu tun, 
dass die Ukraine sich gegen den russischen Angriffskrieg 
verteidigen kann. Das ist wichtig. Und Deutschland ist 
vorne dabei. Wenn wir auf Europa schauen, dann stellen 
wir fest, dass die militärischen Unterstützungen, die Waf-
fenlieferungen, die Deutschland mobilisiert und in Aus-
sicht gestellt hat, zusammen 28 Milliarden Euro – 30 Mil-
liarden Dollar – betragen. Das ist mehr, als alle anderen in 
Europa möglich gemacht haben. Das gilt übrigens auch 
für das laufende Jahr, wo im Haushalt über 7 Milliarden 
Euro an Unterstützung für die Ukraine vorgesehen sind.

Ich sage ausdrücklich: Diese Unterstützung ist weiter 
notwendig. Es ist zentral, dass wir der Ukraine die not-
wendige Hilfe geben, damit sie sich verteidigen kann. 
Und das bedeutet: Sie braucht weiter Munition. Sie 
braucht weiter Waffen, die ihr geliefert werden. Sie 
braucht vor allem auch Luftverteidigung. Alles das leistet 
Deutschland. Wir stehen zu diesem Beitrag und werden 
ihn dringend weiter mobilisieren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich will auch gerne den Stier bei den Hörnern packen 
und noch einmal ausdrücklich sagen, dass es aus meiner 
Sicht dringend notwendig ist, dass es bei allen Entschei-
dungen zentral bleibt – gerade wenn wir so viel unterneh-
men und so viele Dinge auf den Weg bringen –, dass wir 
jede einzelne Entscheidung sorgfältig abwägen. Beson-
nenheit ist nicht etwas, was man als Schwäche qualifizie-
ren kann, wie einige das tun, sondern Besonnenheit ist 
das, worauf die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land 
einen Anspruch haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dazu gehört auch, dass es für mich ausgeschlossen ist, 
bei weitreichenden Waffensystemen solche zu liefern, die 
nur sinnvoll geliefert werden können, wenn sie mit dem 
Einsatz deutscher Soldaten, auch außerhalb der Ukraine, 
verbunden wären. Das ist eine Grenze, die ich als Kanzler 
nicht überschreiten will. Deshalb habe ich mich so ent-
schieden und meine Position in dieser Frage so dar-
gestellt, wie Sie das kennen. Ich halte es für erforderlich, 
dass wir bei der Lieferung von Waffen sicherstellen, dass 
es keine Beteiligung deutscher Soldaten gibt.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Frank 
Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ansonsten will ich ausdrücklich dazusagen, dass es aus 
meiner Sicht wichtig ist, dass wir das, was wir voran-
gebracht haben, auch umsetzen, dass wir uns unterhaken 
und dass wir eng zusammenarbeiten. Deshalb ist es für 
mich ein großer Moment gewesen, dass wir zuletzt bei 
der Zusammenkunft der Ministerpräsidentinnen und Mi-
nisterpräsidenten, die ich besuchen konnte, noch einmal 
gemeinsam festgehalten haben, dass wir sehr weitrei-
chende Zielsetzungen miteinander vereinbart haben, 
dass wir sehr weitreichende Beschlüsse gefasst und Ge-
setze auf den Weg gebracht haben, die mehr bewirken als 
alles, was in den letzten 20 bis 25 Jahren im Bereich 
Offenheit und Migration, aber auch im Bereich des Ma-
nagements der irregulären Migration beschlossen worden 
ist. Das war ein Moment des Unterhakens, von gemein-
samer Politik.

Ich finde, das sollte auch der Weg im Umgang mit 
solchen Herausforderungen wie der irregulären Migra-
tion sein. Es ist nicht richtig, immer wieder neu das 
Thema aufzurühren, sondern es ist jetzt wichtig, sich an 
die Arbeit zu machen und die vielen weitreichenden Ge-
setze Realität werden zu lassen, die wir jetzt im Deut-
schen Bundestag beschlossen haben und die die Länder 
mit uns gemeinsam auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Vielen Dank. – Wir beginnen jetzt mit der Befragung. 

Ich weise alle noch mal darauf hin, sich an die vor-
geschriebenen Zeiten für die Fragestellung und übrigens 
auch für die Beantwortung zu halten, damit möglichst 
viele Fragen gestellt werden können.

Das Wort hat zuerst aus der CDU/CSU-Fraktion 
Dr. Johann Wadephul.

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Herr Bundeskanzler, auch ich möchte den Stier bei den 

Hörnern packen und die Gelegenheit nutzen, Sie endlich 
zu diesem Thema zu befragen, nachdem Sie es am 22. Fe-
bruar 2024 verabsäumt haben, einer mehr als dreistündi-
gen Debatte dieses Hauses beizuwohnen

(Zuruf von der SPD: Er war entschuldigt!)

und etwas dazu zu sagen, und auch keine Zeit hatten, im 
Verteidigungsausschuss etwas dazu zu sagen.

Was ist jetzt Ihre wirkliche Erklärung dafür, dass Sie 
sich weigern, den Taurus zu liefern? Ist es der aus Ihrer 
Sicht notwendige Einsatz von deutschen Soldaten in der 
Ukraine, was die Luftwaffenoffiziere bestreiten? Ist es 
Ihre zweite Version, nämlich dass Sie die Kontrolle 
über den Einsatz nicht mehr hätten, was Sie vor einer 
Schülergruppe in Sindelfingen gesagt haben? Oder ist 
es noch weiter gehend so, dass Sie sagen, deutsche Sol-
daten dürfen der Ukraine auch in Deutschland, also au-
ßerhalb der Ukraine, wie Sie es gerade formuliert haben, 
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nicht helfen? Das würde ja auch die Ausbildung ukrai-
nischer Soldaten hier in Deutschland infrage stellen. 
Können Sie das bitte aufklären?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Schönen Dank für Ihre Fragen und dafür, dass ich die 

Gelegenheit habe, mit einer Ansammlung von Halbwahr-
heiten,

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind Ihre Halb-
wahrheiten! – Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Damit kennen Sie sich ja aus!)

die in der öffentlichen Diskussion verbreitet werden, um 
einen falschen Eindruck zu erwecken, aufzuräumen.

(Beifall bei der SPD – Hermann Gröhe [CDU/ 
CSU]: Peinliche Ignoranz!)

Zu diesen Halbwahrheiten gehört zum Beispiel, dass 
viele, die ein gutes Wissen über die Details dessen haben, 
was andere machen und was wir machen, das immer weg-
lassen, weil sie darauf zählen, dass darüber nie diskutiert 
wird und sie nicht dabei ertappt werden, wie sie vieles 
Wissen, das sie haben, der Öffentlichkeit Deutschlands 
nicht weitersagen.

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Peinlich!)
Deshalb auch die klare Aussage: Es handelt sich um 

eine weitreichende Waffe, die bis zu 500 Kilometer 
reicht, und es ist eine Waffe, wo ich es nicht für verant-
wortbar halte, sie ohne die Beteiligung von deutschen 
Soldaten im Einsatz verfügbar zu machen.

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Misstrauen ge-
genüber der Ukraine!)

Das ist eine sehr klare Aussage. Das habe ich bei vielen 
Gelegenheiten wiederholt und wiederhole ich hier noch 
einmal.

Wenn man das so sieht, geht es nicht darum, ob das in 
der Ukraine stattfindet oder ob die Einsatzplanung, die 
Beteiligung bei der Auswahl der Ziele in Deutschland 
stattfindet, und es ist auch lächerlich, das dann mit der 
guten umfassenden Ausbildung von Ukrainerinnen und 
Ukrainern in Deutschland in einen Topf zu werfen. Es 
geht um die Beteiligung daran, wohin gezielt wird, wohin 
geschossen wird und wohin getroffen wird, und das sollte 
nicht mit deutschen Soldaten passieren.

Ich als Kanzler habe die Verantwortung, zu verhindern, 
dass es zu einer Beteiligung Deutschlands in diesem 
Krieg kommt, wie es übrigens auch die Sicht aller ande-
ren Verantwortlichen in Europa und in der NATO ist, die 
das gemeinsam mit mir so sehen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Reinhard 
Houben [FDP] und Robert Farle [fraktionslos])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Herr Bundeskanzler, ich versuche, mit Ihnen sachlich 

über das Thema zu reden.

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Das kann er 
nicht!)

Wir brauchen uns hier nicht vorzuwerfen, wer lächerliche 
Ausführungen macht oder nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben eine starke Verwirrung in Deutschland und 
auch bei den Verbündeten darüber, was für Ihre Entschei-
dung maßgebend ist. Für diese Verwirrung sind Sie be-
dauerlicherweise selbst verantwortlich.

(Zuruf von der SPD: Unsinn!)

Wenn ich jetzt Ihre Antwort zugrunde lege und Sie 
sagen, es müssten deutsche Soldaten, wenn nicht in der 
Ukraine, dann in Deutschland, den Vorgang kontrollieren 
und überwachen, dann ist das eine Misstrauenserklärung 
an die Ukraine.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Karsten Hilse [AfD]: Das ist auch richtig! – 
Zuruf von der SPD: Das ist einfach Bullshit!)

Was bewegt Sie eigentlich, der Ukraine, der Sie ja 
gerade in Ihren Eingangsausführungen noch zugesichert 
haben, dass wir an ihrer Seite stehen, diesem tapferen 
Volk und dieser Armee, die sich bisher an alle Abspra-
chen gehalten hat, so zu misstrauen?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Herr Kollege, die Bürgerinnen und Bürger haben 

Angst vor Ihnen. Die Bürgerinnen und Bürger haben 
Angst vor Ihnen,

(Wilfried Oellers [CDU/CSU]: Was ist das für 
eine Frechheit? Schaumschläger!)

weil sie natürlich Sorge haben, wenn sie hören, dass ver-
antwortliche Politikerinnen und Politiker mit psychologi-
schen Kategorien Fragen, die mit Krieg und Frieden zu 
tun haben, zu bewerten versuchen. Es ist etwas, um das 
Bürgerinnen und Bürger sich Sorgen machen,

(Beifall bei der SPD)

wenn Besonnenheit und Abwägung als Zögerlichkeit und 
Feigheit oder sonst was beschrieben werden. Und es ist 
etwas, wovor sich die Bürgerinnen und Bürger fürchten,

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Billig und 
peinlich!)

wenn zum Beispiel mit der Kategorie „Vertrauen Sie 
denen oder nicht?“ gefragt und diskutiert wird, obwohl 
es doch darum geht, die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu garantieren, und darauf habe ich einen 
Eid geleistet, Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben das Recht zu einer zweiten Nachfrage.
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Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Ich will die Frage einfach wiederholen. Es geht jetzt 

hier nicht darum – das machen Sie zum zweiten Mal –, 
den Fragesteller persönlich anzugreifen.

(Zurufe von der SPD: Oh! – Dr. Matthias 
Miersch [SPD]: Sie greifen an!)

Wenn es Ihnen guttut, machen Sie es gerne! Es beant-
wortet nur die Frage nicht, Herr Bundeskanzler.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Warum halten Sie den Einsatz deutscher Soldaten, 
wenn nicht in der Ukraine, dann in Deutschland für not-
wendig?

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das hat er gesagt! 
Zweimal!)

Warum vertrauen Sie nicht den ukrainischen Soldaten, 
der ukrainischen Armee, dass sie dieses System, genauso 
wie andere Waffensysteme, verantwortungsvoll einsetzt 
und sich an alle Vereinbarungen hält? Diese schlichte 
Frage müssen Sie beantworten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Ich wiederhole meinen Vorhalt Ihnen gegenüber und 

will ausdrücklich sagen: Wir vertrauen der Ukraine. Des-
halb ist Deutschland unter den europäischen Staaten mit 
Abstand der größte Lieferant von Waffen. Das ist ein 
großes Vertrauen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich will ergänzen: Die Ukrainerinnen und Ukrainer 
vertrauen auch Deutschland, weil sie verstanden haben: 
Es gibt in Europa keinen, der ihnen so viel und so ver-
lässlich Unterstützung gewährt hat wie dieses Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Es ist etwas ganz Bemerkenswertes, dass in dem Land, 
das das Allermeiste für die Ukraine tut in Europa, eine 
solche Diskussion stattfindet. Das ist ehrlicherweise auch 
der Aufgabe, die wir als Land in diesem Konflikt haben, 
nicht wirklich angemessen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Konstantin von Notz.

(Zuruf von der CDU/CSU)

– Es gibt – ich erkläre das kurz – keine Nachfragen. Es ist 
eine Kanzlerbefragung; das ist ein anderes Format. Das 
haben wir vereinbart mit den Fraktionen. Tut mir leid.

(Stephan Brandner [AfD]: Das gilt auch für die 
Grünen!)

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Herr Bundeskanzler, 
guten Tag! Herr Bundeskanzler, es hat in dieser Woche 
eine bemerkenswerte und sehr beunruhigende Veröffent-
lichung des „Spiegels“, des „Standards“ und des ZDF zu 
den Hintergründen von Wirecard und Jan Marsalek gege-
ben. Ich würde Sie bitten, eine Einschätzung der Bundes-
regierung bezüglich dieser Rechercheergebnisse zu ge-
ben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Das war keine Frage!)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Es ist dringend erforderlich, dass wir alle Aufklärungs-

möglichkeiten nutzen, dass die Sicherheitsbehörden des 
Landes mit ihrer Aufklärungsarbeit vorankommen. Na-
türlich ist es auch Aufgabe der zuständigen Justizeinrich-
tung in den Verfahren, die dort im Gange sind, alles zur 
Aufklärung beizutragen.

Aber es gebietet sich aus der Natur der Sache, dass ich 
Ihnen über die Details dieser Veröffentlichung und die 
Einschätzung der Dienste hier an dieser Stelle nicht 
mehr Konkretes sagen kann. Aber es ist etwas, das sehr 
bemerkenswert ist, wie Sie zu Recht gesagt haben, und 
was auch mit Nachdruck verlangt, dass wir all den jeweils 
dort ausgeführten Informationen nachgehen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herzlichen Dank. – Nach der Einschätzung der Dienste 
hatte ich gar nicht gefragt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Aber ich habe das so verstanden.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Mich würde tatsächlich interessieren, Herr Scholz, wie 
Sie darauf gucken.

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Ahnungslos!)

Wir sehen in dieser Woche – gerade war das ja Teil dieser 
Diskussion – illegitime Einflussnahme durch Hacks und 
Leaks. Wir sehen Anschläge auf die kritische Infrastruk-
tur. Wir merken, der Informationskrieg, aber auch Sabo-
tageaktionen, das Angreifen unseres Rechtsstaates und 
der Demokratie, das passiert tatsächlich, und es läuft 
jetzt. Was sind die Strategien der Bundesregierung – 
Stichwort „KRITIS-Dachgesetz“ und anderes –, um 
sich dagegen als Rechtsstaat wehrhaft zu behaupten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)
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Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Schönen Dank für die Nachfrage; denn das ist ja genau 

das, worum es geht, und das ist ein ernstes Thema. Ich 
glaube, dass wir uns überhaupt nichts vormachen dürfen: 
Die Bedrohung auch durch das, was an nachrichten-
dienstlicher Tätigkeit, was an Desinformation stattfindet, 
durch das, was an Gefährdung unserer kritischen Infra-
struktur stattfindet, ist sehr hoch. Deshalb muss das eine 
viel größere Aufmerksamkeit bekommen, als es sie in 
den letzten Jahren und Jahrzehnten bekommen hat. Des-
halb muss es auch für alle in Deutschland – den Bundes-
staat, die 16 Länder, viele, die anderswo Verantwortung 
haben, für kommunale Einrichtungen, für Unternehmen – 
von zentraler Bedeutung sein, dass sie sich in dem Sinne 
abwehrbereit machen und unterstellen, dass sie solchen 
Bedrohungen, auch hybriden Bedrohungen, ausgesetzt 
sind.

Mit dem KRITIS-Dachgesetz, das wir planen, mit ver-
schiedenen anderen Maßnahmen, die wir zum Ausbau 
unserer Überwachungsmöglichkeiten von Angriffen auf 
unsere kritische Infrastruktur unternehmen, versuchen 
wir, den Beitrag zu leisten, den unser Land richtigerweise 
leisten muss. Und es wird uns noch viele Jahre viel Auf-
wand kosten, dass wir immer in der Lage sind, mit den-
jenigen, die uns auf diese Weise gefährden wollen, mit-
zuhalten und sie zurückzuweisen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der AfD-Fraktion Rüdiger 

Lucassen.

Rüdiger Lucassen (AfD):
Herr Bundeskanzler, seit zwei Jahren liefern Sie Waf-

fen an die Ukraine. Seit zwei Jahren ziehen Sie auch 
immer wieder rote Linien und können diese dann nicht 
halten. Wir haben es bei Schützenpanzern erlebt, bei 
Flugabwehrsystemen, bei dem Kampfpanzer Leopard. 
Jetzt streiten Sie in der Koalition über den Marschflug-
körper Taurus, und wieder haben Sie, Herr Bundeskanz-
ler, eine rote Linie gezogen. Sie haben gesagt und gerade 
eben wiederholt: Wir dürfen an keiner Stelle und an kei-
nem Ort mit den Zielen, die dieses System erreicht, ver-
knüpft sein. – Die AfD unterstützt Sie dabei ausdrücklich.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei der 
CDU/CSU – Andrea Lindholz [CDU/CSU]: 
Herzlichen Glückwunsch! – Friedrich Merz 
[CDU/CSU]: Schön, solche Unterstützung zu 
haben, oder? – Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vergiftete Unterstützung ist das!)

Sie haben den Kriegstreibern hier im Parlament gerade 
eben Ihre Gründe dafür wiederholt dargelegt. Meine Fra-
ge, Herr Bundeskanzler: Können Sie uns und den Deut-
schen heute und an dieser Stelle genauso klar verspre-
chen, dass es bei Ihrem Nein zu einer Lieferung von 
Taurus-Marschflugkörpern an die Ukraine bleibt?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Auf diese Unterstützung verzichte ich, wenn ich das 

bemerken darf.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf von der AfD: 
Das ist die einzige, die Sie noch haben!)

Aber ich will gerne Ihre Frage beantworten. Es ist für 
mich völlig klar, dass wir alle Entscheidungen sorgfältig 
wägen müssen. Und trotzdem sind wir diejenigen gewe-
sen, die vieles als Allererste geliefert haben und auch 
richtigerweise.

(Stephan Brandner [AfD]: Stahlhelme!)

Ich will noch einmal daran erinnern: Wir waren die Ers-
ten, die zum Beispiel mit dem Mehrfachraketenwerfer 
MARS zusammen mit Briten und Amerikanern den 
Ukrainern sehr weitreichende Verteidigungsmöglichkei-
ten in diesem Krieg zur Verfügung gestellt haben.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Die ersten 
Helmlieferer!)

Wir haben ganz vorneweg Kampfpanzer geliefert, aller-
dings niemals im Alleingang, sondern immer zusammen 
mit unseren amerikanischen Verbündeten zum Beispiel – 
für mich ein ganz zentrales Kriterium. Und wir sind auch 
ganz vorne dabei, wenn es um die Luftverteidigung 
geht, etwa mit dem Flakpanzer Gepard, wovon wir schon 
sehr viele geliefert haben, etwa wenn es darum geht, mit 
IRIS-T, einem in Deutschland entwickelten und produ-
zierten System, ganz substanziell zur Luftverteidigung 
der Ukraine beizutragen, oder etwa wenn wir Patriot- 
Systeme liefern. Aber ich will auch klar sagen: Die Po-
sition, die ich in dieser Frage habe, was dieses konkrete 
Waffensystem betrifft, habe ich ja deshalb klar formu-
liert, weil meine Haltung klar ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Lucassen, bevor ich Ihnen das Wort zu einer 

Nachfrage gebe, bitte ich noch einmal, auf die Wortwahl 
zu achten. Sie haben gerade unterstellt, dass hier über-
wiegend oder fast alle – so habe ich es verstanden – als 
Kriegstreiber bezeichnet werden. Das ist unparlamenta-
risch und auch nicht in Ordnung. Deswegen bitte bei der 
Nachfrage auf die Wortwahl achten.

(Tino Chrupalla [AfD]: Wenn sie sich an-
gesprochen fühlen! – Martin Reichardt [AfD]: 
Auf was müssen wir hier eigentlich noch alles 
achten? Irgendwann darf man hier gar nichts 
mehr sagen!)

Rüdiger Lucassen (AfD):
Herr Bundeskanzler, die Unterstützung der AfD wer-

den Sie vielleicht irgendwann mal nötig haben.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf von 
der SPD: Träum weiter!)

Herr Bundeskanzler, trifft Ihr Nein zur Lieferung von 
Taurus auch für andere deutsche weitreichende strategi-
sche Waffen, die auf das Territorium der Russischen Fö-
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deration wirken können und die unter Umständen von 
deutschen Soldaten auch außerhalb des ukrainischen Ter-
ritoriums bedient werden müssen, zu?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Ich weiß gar nicht, wovon Sie sprechen. Deshalb kann 

ich dazu auch nichts sagen.
(Martin Reichardt [AfD]: Sie kennen die Sys-

teme nicht!)
Sie kennen all die Dinge, über die wir geredet haben. Wir 
reden über jeweils konkrete Vorhaben, die die Bundes-
regierung verfolgt, zusammen mit unseren Freunden und 
Verbündeten, um die Ukraine bei ihrem Abwehrkampf zu 
unterstützen. Das will ich hier noch einmal sagen: Es ist 
Russland, das die Ukraine angegriffen hat, und es ist 
unsere verdammte Pflicht, das unschuldige ukrainische 
Volk bei der Selbstverteidigung zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der SPD-Fraktion Tanja 

Machalet.
(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt wird es kri-

tisch!)

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun-

deskanzler, Sie haben das Thema Rente in Ihren einfüh-
renden Bemerkungen schon angesprochen. Wir haben in 
den letzten Wochen und Monaten immer wieder Diskus-
sionen über die Erhöhung des Renteneintrittsalters ge-
führt; von interessierten Kreisen wurde auch das Thema 
„Kopplung des Renteneintrittsalters an die Lebenserwar-
tung“ immer wieder ins Feld geführt. Wir als SPD haben 
uns dazu klar positioniert, weil das einer Rentenkürzung 
gleichkäme. Sie haben schon darauf verwiesen, was die 
Bundesregierung jetzt tun will, um die Renten dauerhaft 
zu sichern. Wie stehen Sie zum Thema „Kopplung des 
Renteneintrittsalters an die Lebenserwartung“, und kön-
nen Sie noch mal erläutern, was genau die Regierung jetzt 
auf den Weg bringt, um für sichere Renten zu sorgen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Knall-
harte Frage!)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Wer heute – ich habe es eben schon gesagt – mit 17 die 

Schule verlässt, hat fünf Jahrzehnte Arbeit vor sich; denn 
er wird das gesetzliche Renteneintrittsalter von 67 Jahren 
erreichen müssen. Das gilt für die heutigen jungen Leute. 
Gerade weil das so ist, muss es auch Klarheit geben, dass 
eine Diskussion über eine ständige Verlängerung und 
Ausweitung des gesetzlichen Renteneintrittsalters kon-
traproduktiv ist, weil sie das Vertrauen junger Leute darin 
gefährdet, dass sie in ein System einzahlen, das sich am 
Ende für sie auch auszahlt.

(Beifall bei der SPD)

Das, finde ich, ist etwas, worauf sich alle verlassen kön-
nen müssen.

Im Übrigen möchte ich in der kurzen Zeit, die hier für 
die Beantwortung der Fragen zur Verfügung steht, nur 
eines sagen: All diejenigen, die jetzt mit dieser Argumen-
tation kommen, haben gleiche Debatten schon mal in den 
90er-Jahren des letzten Jahrhunderts geführt. Ehrlicher-
weise hat keiner von denen sich bisher zu Wort gemeldet 
und einmal zugegeben, dass er sich damals verrechnet 
hatte.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wer war 
denn Finanzminister?)

Uns ist in den letzten mehr als 20 Jahren etwas gelungen, 
worauf keiner gekommen war, nämlich dass wir die Zahl 
der Beschäftigten in Deutschland, die Zahl derjenigen, 
die hier erwerbstätig sind, massiv ausweiten. Wir haben 
einen Beschäftigungsrekord in diesem Land, und das ga-
rantiert uns heute stabile Rentenfinanzen und einen viel 
geringeren Beitrag als damals vorhergesagt.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Die Rente ist ja ein Teil des Sozialstaats. Zu selten wird 

der Sozialstaat als integraler Teil einer funktionierenden 
Demokratie und Marktwirtschaft gesehen. Stattdessen 
werden – auch gerade im Moment wieder – die Kosten 
und die Ausgestaltung als großes wirtschaftliches und 
politisches Problem skizziert. Widerspricht das nicht 
den Fakten? Und unterschätzen wir nicht aus Ihrer Sicht 
vielmehr die Effektivität und Bedeutung für Demokratie 
und Wirtschaft und vor allem auch für den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Ich will es kurz sagen. Erst mal: Es widerspricht in der 

Tat den Fakten; das zeigen die volkswirtschaftlichen Sta-
tistiken. Für den Bundeshaushalt hat es zwar Steigerun-
gen in der Vergangenheit gegeben; die hatten aber mehr 
mit der Bekämpfung der Coronakrise und den wirtschaft-
lichen Folgen des russischen Angriffskriegs zu tun als mit 
allem, was sonst so diskutiert wird. Aber gleichzeitig will 
ich auch ganz klar mit Helmut Schmidt sagen: Neben der 
Demokratie ist der Sozialstaat eine der größten Errungen-
schaften, die unser Land erkämpft hat. Wir sollten ihn 
bewahren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Matthias W. Birkwald [Die 
Linke])

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der FDP-Fraktion 

Alexander Müller.
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Alexander Müller (FDP):
Herr Bundeskanzler, dieses Parlament hat vor drei Wo-

chen einen Beschluss gefasst, in dem wir fordern, dass die 
Bundesrepublik Deutschland die Ukraine bei ihrem Bei-
tritt in die NATO, in die EU unterstützen soll. Wir haben 
auch beschlossen, dass die Ukraine den Krieg gewinnen 
muss, dass sie ihre volle territoriale Integrität wieder-
erlangen muss und dass die deutsche Munitions- und 
Rüstungsindustrie stärker gefördert werden muss, um 
mit der Produktion hinterherzukommen, durch Verpflich-
tungsermächtigungen usw. Diese Ziele gehen ja ein Stück 
weit über die Dinge hinaus, die Sie bis jetzt als Ziele der 
Bundesregierung benannt haben. Was wird denn die Bun-
desregierung unternehmen, um diesen Zielen nach-
zukommen?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Wie Sie wissen, habe ich dem Antrag, der hier im 

Deutschen Bundestag beschlossen wurde, als Abgeord-
neter zugestimmt, und das ist mir nicht so passiert, son-
dern das fand ich richtig. Damit könnte ich eigentlich die 
Frage beantwortet lassen, aber ich will noch ein paar 
Ergänzungen machen.

Es war mir sehr wichtig, den Weg für die Ukraine in die 
Europäische Union zu öffnen. Sie wissen: Es hat im letz-
ten Jahr darüber eine sehr intensive Diskussion im Euro-
päischen Rat gegeben, weil das ja einstimmig von allen 
27 Mitgliedstaaten unterstützt werden muss und musste. 
Und es war mir schon sehr wichtig, sehr viel dafür zu tun, 
dass genau das gelingt.

Entsprechende Regelungen haben wir auch diskutiert, 
wenn es etwa um die NATO-Familie geht. Sie kennen die 
Beschlüsse, die wir in Vilnius gefasst haben. Zu denen 
bekenne ich mich voll und ganz. Das ist das, was die 
NATO-Gemeinschaft miteinander beschlossen hat – die 
ja gerade sehr froh ist, neue Mitglieder zu haben: Finn-
land und Schweden sind der NATO beigetreten.

Und ansonsten geht es in der Tat darum, dass wir jetzt 
alles mobilisieren, was möglich ist, damit die Ukraine 
genügend zur eigenen Verteidigung hat. Dazu zählt zum 
Beispiel Artillerie und Munition; da fehlt es an vielen 
Enden und Ecken. Und es ist ein ganz, ganz großer Fort-
schritt, dass wir gemeinsam in Paris besprochen haben 
und jetzt auch umsetzen, dass wir uns bei der Beschaf-
fung von Munition –

Präsidentin Bärbel Bas:
Die Zeit, bitte.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
– nicht nur auf das Territorium der Europäischen 

Union und ihrer Mitgliedstaaten beschränken. Die Unter-
stützung der Ukraine ist keine Maßnahme der Wirt-
schaftsförderung für einzelne Länder, sondern das ist et-
was, was notwendig ist, um Sicherheit zu gewährleisten 
und das Land in die Lage zu versetzen, sich zu verteidi-
gen. Und unter dieser Munition muss auch welche sein, 
die weiter reicht als vieles von dem, –

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Bundeskanzler, bitte.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
– was jetzt nur noch zur Verfügung steht. Deshalb 

weise ich noch mal darauf hin: Wir waren vorne dabei, 
als es zum Beispiel mit MARS-Raketenwerfern um sehr 
weitreichende Waffen ging.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Christian Dürr [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Alexander Müller (FDP):
Gerade als es spannend wurde, hat die Zeit nicht mehr 

gereicht. Deshalb will ich Ihnen noch mal die Gelegen-
heit zu einer Antwort geben.

Wir haben ja auch beschlossen, dass wir durch lang-
fristige Abnahmeverpflichtungen bei der deutschen Rüs-
tungs- und Verteidigungsindustrie oder durch Verpflich-
tungsermächtigungen Möglichkeiten schaffen wollen, 
bei uns die Kapazitäten zu erhöhen, um auch besser in 
der Lage zu sein, die Ukraine zu unterstützen. Sie haben 
lobenswerterweise in Unterlüß den Grundstein für ein 
neues Werk gelegt. Aber das kann ja nur der Anfang sein; 
das muss ja weitergehen. Gibt es konkrete Ideen, kon-
krete Pläne der Bundesregierung, wie wir dort weiter 
unterstützen können?

Präsidentin Bärbel Bas:
In 30 Sekunden.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
In 30 Sekunden. – Ja! Der Spatenstich in Niedersach-

sen war ganz, ganz wichtig, aber er ist ja nur ein Zeichen 
dafür. Wir brauchen so langfristige Verträge, und wir 
müssen wegkommen von der Vorstellung, dass Beschaf-
fung für die Bundeswehr wie Beschaffung aus dem Regal 
ist – man bestellt etwas, Ersatzteile für das Auto oder für 
den eigenen Fuhrpark –, sondern es geht darum, dass wir 
etwas machen, womit wir langfristige Verträge mit der 
Wirtschaft abschließen, auch andere europäische Verbün-
dete einladen, mitzumachen, damit wir zu größeren Zah-
len kommen und damit wir eine dauerhafte Unterstützung 
durch die Produktion für unsere eigene Verteidigungs-
fähigkeit haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt für die CDU/CSU-Fraktion 

Jürgen Hardt.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, 

seit Bestehen der deutsch-französischen Freundschaft ha-
ben es die französischen Staatspräsidenten bzw. die deut-
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schen Bundeskanzler oder Bundeskanzlerinnen stets ver-
mieden, sich in der Öffentlichkeit zu widersprechen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das halte ich für ein Gerücht!)

Das ist leider in den letzten Monaten anders geworden. 
Konkret: In der Frage der Ukraine hat es in den letzten 
Tagen ja Widersprüche gegeben, die meines Erachtens 
von Ihnen ausgegangen sind. Gibt es einen Grund für 
diesen Strategiewechsel? Oder ist das ein Ausrutscher, 
den Sie zu korrigieren und zu beheben gedenken?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Ich verstehe Ihre Frage nicht ganz.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf von der AfD: Das überrascht nicht!)

Erst mal: Die Zusammenarbeit zwischen Deutschland 
und Frankreich ist sehr intensiv. Und Emmanuel und ich 
werden uns am Freitag wieder in Berlin treffen. Das ist 
vielleicht ein Ausdruck dafür, dass alles, was Sie hier 
unterstellt haben, gar nicht stimmt.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber vielleicht konnte das in Ihrer Vorbereitung noch 
keiner ahnen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Ist das pein-
lich! So was Unsouveränes!)

Auf alle Fälle ist es so, dass wir eng zusammenarbei-
ten, und die Stärke der Zusammenarbeit kommt insbeson-
dere daher, dass wir das auch dann tun, wenn beide Län-
der in einzelnen Fragen unterschiedlicher Meinung sind. 
Aber es ist wichtig, dass wir aus diesen unterschiedlichen 
Meinungen dann etwas Gemeinsames als Vorschlag auch 
für die Zukunft Europas entwickeln. Das haben wir getan, 
und das werden wir auch weiterhin tun, weil es ja darauf 
ankommt, dass wir das dann als einen Vorschlag präsen-
tieren, der für alle 27 Mitgliedstaaten und die künftigen 
Mitgliedstaaten immer eine große Bedeutung hat. Und 
darum geht es in der deutsch-französischen Zusammen-
arbeit, die eben nicht nur historisch eine große Funktion 
hat, sondern jeden Tag lebendig ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Das Französische Institut für internationale Beziehun-

gen bezeichnet das Verhältnis Deutschland–Frankreich 
im Augenblick als „une relation chaotique“. Die Vorsit-
zende des Auswärtigen Ausschusses im britischen Par-
lament hat gesagt, Ihre Haltung in der Ukrainefrage sei 
falsch, unverantwortbar

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Verantwortungslos!)

und ein Schlag in das Gesicht der Partner.

Ich möchte Sie jetzt nicht bitten, sich diese Positionen 
zu eigen zu machen. Aber es ist doch eine erhebliche 
Belastung für das Verhältnis der Völker untereinander, 
wenn das jeweils über die andere Seite geglaubt wird. 
Was gedenken Sie dagegen zu tun?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Die Zusammenarbeit mit den Regierungen Großbritan-

niens und Frankreichs ist gut, wie ich eben schon be-
schrieben habe.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU)

Und ich glaube, dass auch alle dort genau wissen – anders 
als die Abgeordneten der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion –, dass es etwas Bemerkenswertes ist, wenn Deutsch-
land 7 Milliarden Euro in diesem Jahr bereitstellt, Frank-
reich 3 Milliarden Euro, Großbritannien 2,5 Milliarden. 
Das zusammen macht die Kraft aus. Aber Sie wissen, 
dass der deutsche Beitrag dafür auch ein guter, wichtiger 
Teil ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Die zweite Nachfrage aus der CDU/CSU-Fraktion 

stellt Dr. Norbert Röttgen.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, ich möchte bei dem 

deutsch-französischen Verhältnis bleiben und auf eine 
konkrete Aussage von Ihnen vor der Presse am 26. Fe-
bruar zu sprechen kommen. Ich darf Sie zitieren in dem 
Zusammenhang mit der Lieferung von Marschflugkör-
pern:

„Was an Zielsteuerung vonseiten der Briten und 
Franzosen gemacht wird, kann in Deutschland nicht 
gemacht werden … Das wäre aus meiner Sicht et-
was, das nicht zu verantworten wäre, wenn wir uns 
auf gleiche Weise beteiligen würden.“

Weiter heißt es: Es stellt sich die Frage, „ob es … zu einer 
Kriegsbeteiligung kommen kann durch das, was wir tun“.

Diese Ausführungen werfen die Frage auf, ob Sie der 
völkerrechtlichen Auffassung sind, dass Frankreich und 
Großbritannien durch die Lieferung der Marschflugkör-
per Kriegsbeteiligte geworden sind. Wenn Sie diese 
Frage verneinen, stellt sich die Anschlussfrage, warum 
Sie die Gefahr sehen, dass Deutschland Kriegsbeteiligter 
würde, wenn Deutschland sich, wie Sie sagen, auf gleiche 
Weise verhalten würde, wie es Frankreich und Großbri-
tannien tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Das gehört zu dem, worauf ich vorhin schon angespielt 

habe: Mit Halbwahrheiten wird öffentliche Kommunika-
tion betrieben.
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(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU – Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: 
[CDU/CSU]: Ich habe Sie ja zitiert!)

Und deshalb will ich sehr konkret sein: Nein, durch die 
Lieferung der Waffen wird man nicht Kriegsbeteiligter. 
Niemand hat das gesagt, ich nicht und auch sonst keiner, 
den ich im verantwortlichen Umfeld der Bundesregie-
rung kenne.

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Schon wieder 
vergessen!)

Aber Sie haben einen Satz von mir zitiert – darauf will 
ich gern noch mal rekurrieren –, und den wiederhole ich 
noch mal: So wie das in Frankreich und Großbritannien 
gemacht wird, geht das für uns nicht.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Aus welchem 
Grund?)

Und was mich aber ärgert, ist, sehr geehrter Abgeord-
neter, lieber Norbert, dass du alles weißt und eine öffent-
liche Kommunikation betreibst, die darauf baut, dass dein 
Wissen kein öffentliches Wissen ist. Ich glaube, das sollte 
in der Demokratie nicht der Fall sein.

(Beifall bei der SPD – Friedrich Merz [CDU/ 
CSU]: Da ist aber eine Zündschnur kurz ge-
worden! Da liegen aber die Nerven blank! – 
Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Also, dazu 
muss ich jetzt aber etwas sagen können!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich erlaube jetzt ausnahmsweise

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein!)

– das darf ich, weil ich hier die Sitzungsleitung habe –, 
dass Sie ganz kurz darauf reagieren.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Ich weise diese Unterstellung, ich würde irgendetwas 

wissen – ich weiß gar nicht, wer mir dieses Wissen geben 
sollte –

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
und würde das der Öffentlichkeit vorenthalten.

Ich habe den gleichen Vorwurf gegen Sie, Herr Bun-
deskanzler, erhoben, dass Sie Ihre wahren Motive für Ihre 
Politik nicht erläutern, dass Sie immer neue Ausreden 
finden, die sich zum Teil wechselseitig widersprechen 
und ausschließen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Röttgen.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Sie haben ein Dreivierteljahr in dieser Frage geschwie-

gen. An der Parlamentsdebatte zu dieser Frage haben Sie 
nicht teilgenommen und sich nicht erklärt. Und heute 
haben Sie sich nun schon wieder in Ihrer Antwort wirk-
lich widersprüchlich geäußert.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Röttgen.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Letzte Bemerkung. – Sie haben klar erklärt, dass es 

wegen der deutschen Beteiligung an diesem Waffensys-
tem zu einer Kriegsbeteiligung kommen würde und dass 
Sie es darum ablehnen. Frankreich und Großbritannien 
machen das Gleiche. Sie bestreiten das und sagen: Das 
ist ein erheblicher Unterschied.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Röttgen.

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU):
Ich muss diesen Vorwurf erheben: Sie spielen nicht mit 

klaren Karten, und Sie zielen darauf ab, die Öffentlichkeit 
in dieser Frage zu täuschen, in einer Frage der europäi-
schen und nationalen Sicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie haben das Wort, ebenfalls zu Erwiderung.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Es ist nicht richtig. Deshalb wiederhole ich noch mal: 

Aus meiner Sicht ist das eine sehr weitreichende Waffe. 
Diese Waffe könnte angesichts der Bedeutung, dass man 
die Kontrolle über die Ziele nicht verlieren darf, nicht 
ohne den Einsatz deutscher Soldaten eingesetzt werden. 
Das lehne ich ab.

(Beifall bei der SPD – Hermann Gröhe [CDU/ 
CSU]: Also Misstrauen!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt Carmen Wegge aus der SPD- 

Fraktion.

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun-

deskanzler, unsere Demokratie steht unter Druck. Seit 
Jahren versuchen rechtsextreme Kräfte, den politischen 
Diskurs zu vergiften.

(Zuruf von der AfD: Sozialdemokratische 
Kräfte!)

Dabei richten sie sich auch häufig gegen rechtsstaatliche 
Institutionen. Die Bundesinnenministerin hat jetzt ein 
Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von Rechtsextremis-
mus vorgelegt.

(Martin Reichardt [AfD]: Zur Bekämpfung der 
Meinungsfreiheit hat sie was vorgelegt!)

Gleichzeitig gehen Hunderttausende Menschen jede Wo-
che auf die Straße, um für Demokratie und für Vielfalt zu 
kämpfen.

(Stephan Brandner [AfD]: Jeden Tag!)
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Diese Menschen erwarten – meiner Meinung nach auch 
zu Recht –, dass wir den Staat, die Demokratie gegen die 
Feindinnen und Feinde verteidigen. Deswegen meine 
Frage an Sie und die Bundesregierung: Was kann die 
Bundesregierung tun, um dieses Land und diese Demo-
kratie noch wehrhafter zu machen?

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der AfD: 
Abtreten!)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Die Demokratie ist ein kostbares Gut; sie beschützt 

uns. Die Demokratie muss deshalb auch wehrhaft sein: 
nach außen – darüber diskutieren wir –, aber natürlich 
auch nach innen. Diejenigen, die die Demokratie zu un-
terhöhlen versuchen, müssen wissen, dass wir mit allen 
Möglichkeiten, die wir als Rechtsstaat haben, dagegen 
vorgehen werden. Das ist das, was die Ministerin vor-
gestellt hat mit ihrem Paket, das sind die Aktivitäten, 
die die Bundesregierung insgesamt plant, der Justiz-
minister, die Innenministerin und viele gemeinsam. Und 
natürlich gibt es auch hier im Parlament viele Beratun-
gen, die sich darauf richten, wie wir diejenigen unter-
stützen können, die in dieser Frage aktiv sein wollen. 
Alle können sich darauf verlassen. Es ist notwendig.

Ich will die Gelegenheit noch einmal nutzen, um zu 
wiederholen, was auch hier schon viele richtigerweise 
gesagt haben: Was wir über Beratungen aus einer Villa 
in Potsdam über Remigration, über die Spaltung der Ge-
sellschaft gehört haben, das ist eine Bedrohung für den 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft.

(Stephan Brandner [AfD]: Alles erstunken und 
erlogen! – Martin Reichardt [AfD]: Das haben 
Sie doch selbst in Auftrag gegeben bei „Cor-
rectiv“!)

Deshalb ist es auch richtig, dass wir konsequent gegen 
diejenigen vorgehen, die solche Pläne haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Carmen Wegge (SPD):
In anderen europäischen Staaten konnten wir ja be-

obachten, wie rechte und rechtsextreme Kräfte an die 
Macht gekommen sind

(Karsten Hilse [AfD]: Demokratische Wah-
len! – Weiterer Zuruf von der AfD: In Polen 
zum Beispiel! – Gegenruf von der AfD: Däne-
mark auch! – Gegenruf des Abg. Karsten Hilse 
[AfD]: Ungarn!)

und ganz schnell etwas getan haben, was hier in Deutsch-
land nicht passieren darf, und zwar haben sie die Un-
abhängigkeit der Gerichte unterhöhlt, haben die Freiheit 
der Presse eingeschränkt.

Deswegen meine Nachfrage an Sie: Was können wir 
als Deutschland denn daraus lernen? Wie können wir 
resilienter werden? – Das würde ich gerne wissen.

(Zuruf von der AfD: AfD wählen!)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Die wichtigste Resilienz ruht in uns als Bürgerinnen 

und Bürgern. Wir müssen uns gegen diejenigen wehren, 
die solche Pläne haben. Das, finde ich, muss hier an 
dieser Stelle auch gesagt werden: Wir sind mehr. Die 
Demokratinnen und Demokraten in dieser Gesellschaft 
repräsentieren die große Mehrheit dieses Volkes.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Gleichzeitig bleibt es so, dass wir immer gucken müs-
sen, wie wir unsere Gesetze weiterentwickeln können, 
damit wir stabil genug sind.

(Zuruf von der AfD: Aber nicht vergessen!)
Das gilt für die Demokratie und Medienfreiheit. Das gilt 
selbstverständlich auch für die Fragen, die sich mit unse-
rer Gerichtsbarkeit beschäftigen. Allerdings bin ich sehr 
dafür, dass wir versuchen, eine gemeinsame Heran-
gehensweise aller demokratischen Parteien in dieser 
Frage zu wählen. Das ist keine Sache für „Regierung 
gegen Opposition“, sondern das kann nur miteinander 
gemacht werden. Aber da bin ich zuversichtlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der AfD-Fraktion 

Dr. Gottfried Curio.
(Zurufe von der SPD: Oah!)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Herr Kanzler, nach zwei Monaten dieses Jahres haben 

wir wieder fast 50 000 Asylbewerber; macht im Jahr 
300 000. Diese Hunderttausende kommen jedes Jahr 
neu hinzu; dabei ist Deutschland längst über der Belas-
tungsgrenze. Dennoch gab es auf der Ministerpräsiden-
tenkonferenz wieder kein Umsteuern in der Migrations-
politik; der katastrophale Status quo wird nur noch 
verwaltet.

Thema „Rücknahme durch Herkunftsländer“: kein ro-
buster Einsatz der Druckmittel Visahebel und Entwick-
lungshilfe. Das Musterabkommen mit Indien funktioniert 
nicht: Abschiebequote 0,1 Prozent. Dabei ist laut Asyl-
gesetz ein Asylbewerber an der Grenze abzuweisen, 
wenn er aus einem sicheren Drittstaat kommt. Deutsch-
land muss selbst bestimmen können, wer unser Land 
betritt; dann ist das Problem gelöst. Wieso geschieht 
das nicht?

Stattdessen immer neue Zuzugsanreize: Chancen-Auf-
enthalt für Aufenthaltsunberechtigte, Spurwechsel als 
Lohn der Lüge für Asylbetrüger, Turboeinbürgerungen. 
Wieso tun Sie nichts gegen die Überlastung Deutsch-
lands, sondern lassen illegale Massenmigration zu Hun-
derttausenden jedes Jahr weiter zu? Vielleicht um Ihre 
sterbende Partei durch Einbürgerungen zu retten?

(Katja Mast [SPD]: Eine Unverschämtheit!)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Kanzler, bevor Sie antworten: Herr Kollege von 

der AfD – mir ist gerade Ihr Name entfallen –, Sie haben 
gerade gefilmt oder fotografiert. Haben Sie gerade ge-
filmt oder fotografiert? – Dann bitte ich, das zu löschen. 
Das ist während der Plenarsitzungen nicht erlaubt.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Die Regeln gelten 
auch für die AfD!)

Sie können jetzt antworten, Herr Bundeskanzler.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Ich habe im letzten Jahr als Kanzler Sorge dafür getra-

gen, dass Ihre Reden, die falsch sind, ins Leere laufen 
müssen. Das ist eigentlich der Sinn hinter den Diskussio-
nen, die wir das ganze letzte Jahr auf drei Zusammen-
künften der Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder mit dem Bundeskanzler geführt haben, wo 
wir weitreichende Vereinbarungen getroffen haben, die 
auch vom Deutschen Bundestag fast alle schon umgesetzt 
und auf den Weg gebracht worden sind, genauso von der 
Bundesregierung, wo auch die Länder ihre entsprechen-
den Pakete übernommen haben, damit zum Beispiel 
Asylverfahren digitalisiert werden, damit die Entschei-
dungen des BAMF schnell getroffen werden können. 
Da hat der Haushaltgesetzgeber auch mehr Geld für Di-
gitalisierung und Stellen zur Verfügung gestellt, damit 
erstinstanzliche Verwaltungsgerichtsverfahren viel kür-
zer sind, als sie es heute sind.

Die Umsetzung dieser Maßnahmen einschließlich der 
Grenzkontrollen, die wir in Richtung Schweiz, in Rich-
tung Österreich, in Richtung Tschechien, in Richtung 
Polen eingeführt haben, soll dazu beitragen, dass wir alles 
das, was man vernünftigerweise besonnen und ohne 
Schaum vorm Mund beim Management der irregulären 
Migration machen muss, auch machen. Genau das hat 
dazu geführt, dass wir jetzt die weitreichendsten Verände-
rungen seit 20, 25 Jahren auf den Weg gebracht haben. 
Ihre Rede geht ins Leere. Wir tun das, was richtig ist. 
Aber wir erhalten gleichzeitig die Offenheit unserer Ge-
sellschaft für die Zukunftsfähigkeit, die wir brauchen, 
damit unsere Wirtschaft wachsen kann, damit die Renten 
sicher sind und der Sozialstaat funktioniert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Herr Kanzler, die Zahlen widerlegen vielmehr Ihre 

Rede. Die Zahlen sprechen für sich. Und es ist eben nicht 
so, dass es eine irreguläre Migration ist, sondern eine 
illegale. Da merkt man schon, wer mit Sprache manipu-
lieren will, um die Probleme zu vertuschen, Herr Kanzler.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haha! Das sind doch Sie!)

Italien und Großbritannien haben längst Abkommen 
mit Drittstaaten zur externen Durchführung von Asylver-
fahren. Wieso schaffen Sie das nicht? Zuletzt scheiterten 
zwei Drittel aller Abschiebungen. Im neuen Gesetz dazu 
wird die Anzahl der Rückführungen pro Jahr tatsächlich 
um nur 600 verbessert. Wieso haben Sie die Bürger mit 
der Ankündigung von Abschiebungen im großen Stil da-
rüber getäuscht?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Wir haben mit den Ländern vereinbart, dass wir eine 

konkrete Untersuchung der Handlungsmöglichkeiten 
auch außerhalb des deutschen Territoriums vornehmen. 
Das ist im Gange. Es werden viele Expertinnen und Ex-
perten gehört, die sich dazu äußern. Ich kann Ihnen nur 
sagen: Die Sache ist nicht so einfach, was ja auch der 
Grund ist, warum es von anderen Staaten viele Ankündi-
gungen gibt, aber keine konkrete Maßnahme, die dazu 
geführt hat, dass da mal was passiert.

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Deshalb will ich Ihnen schon sagen: Das, was wir hier 
lösen müssen, müssen wir schon selber hinkriegen. Da-
rum habe ich dafür gesorgt, dass es Migrationspartner-
schaften mit vielen Herkunftsländern geben wird, die 
dazu beitragen, dass wieder zurückgenommen wird, wer 
hier nicht bleiben kann. Das ist wichtig.

Und Schaum vorm Mund überzeugt keine andere Re-
gierung, sondern konkrete Verständigung, die man er-
zielt. Meine Regierung tut das: der Beauftragte, den die 
Bundesregierung hat, die Innenministerin, die Außen-
ministerin, der Bundeskanzler. Wir werden das auch die 
nächsten Jahre tun. Sie können sicher sein: Das, was ver-
nünftige Politik machen kann, wird in Deutschland ge-
macht. Das, was man mit Schaum vorm Mund machen 
kann, das wird nie passieren, aber immer von Ihnen vor-
getragen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Dr. Gottfried Curio [AfD]: Und die 
Zahlen steigen weiter!)

– Die Zahlen werden schon zurückgehen, und dann müs-
sen Sie noch mal Ihre eigenen Reden aufarbeiten.

Präsidentin Bärbel Bas:
Das Wort zur nächsten Frage hat jetzt aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen Sara Nanni.

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Herr Bundeskanzler, 

wir haben im Bundestag einen Antrag zum zweiten Jah-
restag der Vollinvasion beschlossen. Der Krieg Russlands 
gegen die Ukraine dauert aber schon zehn Jahre an. In 
dem Antrag wurde auch formuliert, was nach dem ersten 
Angriff auf die Ukraine falsch gemacht wurde. Deswegen 
frage ich Sie: Was müssen die Deutschen, was müssen die 
europäischen Partner, die Freunde der Ukraine diesmal 
anders machen, um die Fehler im Umgang mit Russland 
nicht zu wiederholen?
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Nach diesem furchtbaren, brutalen Angriff Russlands 

auf die Ukraine habe ich sehr bewusst von einer „Zeiten-
wende“ gesprochen. Damit habe ich klargemacht, dass 
Russland mit seinem Angriffskrieg das aufgekündigt 
hat, was die Friedens- und Sicherheitsarchitektur Europas 
über viele Jahrzehnte bestimmt hat, was die Grundlage 
unseres Verständnisses von Frieden und Sicherheit in den 
Vereinten Nationen ist, nämlich dass Grenzen nicht mit 
Gewalt verschoben werden dürfen.

Daraus haben wir Schlüsse gezogen. Zum Beispiel: 
Wir geben 2 Prozent der Wirtschaftsleistung für Verteidi-
gung aus, und wir verstärken die NATO. Zum Beispiel: 
Wir sorgen dafür, dass wir eine leistungsfähige Verteidi-
gungswirtschaft haben – danach ist gefragt worden –, die 
im Miteinander mit der Bundeswehr dafür Sorge trägt, 
dass wir immer in der Lage sind, uns zu verteidigen – 
auch das ist ja wichtig, auch wenn es lange dauert – und 
andere zu unterstützen, wie es jetzt im Fall der Ukraine 
notwendig ist.

Dazu zählt auch, dass wir mit der Ukraine eine ganz 
konkrete Sicherheitsvereinbarung abgeschlossen haben, 
wie wir es als G-7-Staaten in Vilnius angekündigt haben. 
Dieser Absicht haben sich mittlerweile, glaube ich, 21 
weitere Staaten angeschlossen. Stück für Stück werden 
solche Vereinbarungen geschlossen; die von Großbritan-
nien, Deutschland und Frankreich liegen schon vor – 
viele andere auch –, und weitere kommen dazu. Das ist 
genau eine Antwort auf Ihre Frage.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Alexander Müller [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
In dem Antrag wurde auch gefordert, dass die Bundes-

republik weitreichende Waffensysteme liefern sollte. Es 
wurde im Antrag auch begründet, warum das wichtig ist, 
damit die Sicherheit der Ukraine auf Dauer gewährleistet 
werden kann. Sie haben ja gerade erläutert, dass Sie dem 
Antrag auch zugestimmt haben. Was folgt explizit aus 
diesem Punkt für Sie?

(Beifall des Abg. Dr. Jan-Marco Luczak 
[CDU/CSU])

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Wir müssen auch weitreichende Waffen liefern. Wir 

sind ja die Ersten gewesen, die das, zusammen mit den 
USA, mit unseren MARS-Raketenwerfern auch gemacht 
haben.

Und selbstverständlich geht es darum, militärische In-
terventionen zur Verteidigung der Ukraine nicht nur über 
eine Entfernung von 20 Kilometern, sondern auch über 
80, 100 oder 150 Kilometer zu ermöglichen. Das ist et-
was, womit wir als Erste angefangen haben. Und selbst-

verständlich sind die vielen Beschaffungsinitiativen, die 
wir jetzt ergreifen – auch außerhalb Europas –, darauf 
gerichtet: Wie kriegen wir das hin, dass auch Waffen 
und Munition geliefert werden können, die weiter als 50 
oder 80 oder 100 Kilometer reichen? Denn das ist ja der 
Bereich, um den es da im Wesentlichen geht.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der FDP-Fraktion 

Reinhard Houben.

Reinhard Houben (FDP):
Frau Präsidentin! Herr Bundeskanzler, in vielen Berei-

chen der kritischen Infrastruktur kommt es derzeit zu 
Streiks. Die Belastungen für Bürgerinnen und Bürger 
sind inzwischen enorm. Nach Berechnungen des IW 
Köln ist bereits jetzt ein wirtschaftlicher Schaden in Mil-
liardenhöhe entstanden. In anderen Ländern der Europäi-
schen Union gibt es verbindliche Regelungen zu Streiks. 
Wäre ein solcher Weg für Deutschland nicht auch an-
gebracht, gerade in Bereichen der kritischen Infrastruk-
tur?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Aus meiner Sicht nein – um es sehr klar zu sagen. Wir 

haben ein Gebot im Grundgesetz. Dazu zählt die Koali-
tionsfreiheit und damit auch das Streikrecht. Das hat 
schon die Weimarer Verfassung geprägt, und das ist als 
demokratisches Recht von Gewerkschaften und Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern erkämpft worden.

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Bei uns streikt 
ja sogar der Kanzler!)

Wir haben in der Vergangenheit Entscheidungen ge-
troffen, die bestimmte Bereiche der öffentlichen Infra-
struktur, die im Hoheitsbereich des Staates waren und 
von Beamten verwaltet wurden, privatisiert oder in pri-
vatrechtliche Strukturen in öffentlichem Eigentum über-
führt haben. Damit haben wir aber auch die Entscheidung 
getroffen, dass Streik gewissermaßen auch dort möglich 
ist. Es kommt immer darauf an, dass alle von ihren Mög-
lichkeiten einen guten Gebrauch machen. Das motiviert 
Ihre Frage – das versteht sich –; aber trotzdem ist mir 
dieses Verfassungsgebot doch sehr wichtig.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Kai 
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Reinhard Houben (FDP):
Herr Bundeskanzler, ich möchte nur darauf hinweisen, 

dass wir europäische Nachbarn haben, die dies schon in 
der Verfassung, aber eben auch in einem Gesetz entspre-
chend implementiert haben. In dem Zusammenhang 
möchte ich zwei Fragen stellen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 156. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. März 2024                                                                                                                                                                                               19991 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Sara Nanni 



Erstens. In der bisherigen Regelung ist es natürlich so, 
dass die Tarifparteien eine gewisse Grundversorgung si-
cherstellen, zum Beispiel Notoperationen in Krankenhäu-
sern. Da wäre die Frage, ob man das nicht auch gesetzlich 
regeln sollte.

Zweitens möchte ich auch vor dem Hintergrund der 
aktuellen Debatte, die wir eben geführt haben, die Frage 
stellen: Militärische Güter werden hauptsächlich durch 
die Eisenbahn transportiert. Haben wir nicht die Sorge, 
dass die so vielbeschworene und richtige Versorgung der 
Ukraine mit Waffen durch Streikmaßnahmen in Deutsch-
land behindert wird?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Ich will das noch einmal sagen: Deutschland ist ein 

Land, das von der Sozialpartnerschaft geprägt ist – mit 
einer Konsequenz: Wir sind das Land mit den wahr-
scheinlich wenigsten Streiks in Europa –

(Reinhard Houben [FDP]: Das war einmal!)

oder ziemlich dicht dabei. Es gibt in anderen Ländern viel 
mehr Streiks und Tarifauseinandersetzungen, und man-
cher Manager in Deutschland freut sich sehr, dass es 
hier nicht so zugeht wie in anderen Ländern, aus denen 
man manchmal auch schnell wegkommen muss. Das pas-
siert bei uns eigentlich nie.

Insofern, finde ich, können wir auf diese Sozialpart-
nerschaft nicht nur stolz sein, sondern auch auf sie setzen. 
Und dazu gehören solche Regelungen, wie Sie sie an-
gesprochen haben: dass eine Gewerkschaft natürlich 
niemals ein Krankenhaus bestreikt und die Kranken ge-
fährdet. Das Gleiche gilt auch für andere Dinge. Es muss 
immer dazugehören, dass man dafür sorgt, dass Land und 
Menschen nicht gefährdet werden. Ich glaube, wir kön-
nen uns auf die Gewerkschaften in Deutschland in dieser 
Hinsicht verlassen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt für die Gruppe Die Linke Heidi 

Reichinnek.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Ja, vielen Dank. – Herr Bundeskanzler, es ist ja in den 

letzten Monaten sehr, sehr ruhig um das Thema Kinder-
grundsicherung geworden, und ich dachte mir, dieser 
prominente Platz ist genau richtig, um dieses wichtigste 
sozialpolitische Projekt der Ampel zu thematisieren. Der 
Gesetzentwurf liegt ja seit September letzten Jahres vor, 
und alle Experten und Verbände sind sich einig: Der 
reicht nicht, um wirklich effektiv gegen Kinderarmut 
vorzugehen. – Da waren die Rückmeldungen wirklich 
verheerend. Deswegen von mir die konkrete Frage: Wie 
soll der vorliegende Gesetzentwurf wirklich gegen Kin-
derarmut helfen? Und vor allen Dingen: Wann geht es 
endlich mal weiter bei diesem wichtigen Projekt, diesem 
Herzensprojekt der Ampel?

(Beifall bei der Linken)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Wie Sie ja berichtet haben, hat die Bundesregierung 

einen Gesetzentwurf zur Einführung einer Kindergrund-
sicherung in den Deutschen Bundestag eingebracht. 
Darüber wird jetzt im Parlament sehr qualifiziert, sehr 
intensiv und unter Anhörung aller Beteiligten und Ver-
bände beraten. Das ist auch genau der richtige Weg, wie 
man mit einem so fundamentalen Gesetzesvorhaben um-
gehen muss. Und dazu gehört natürlich auch, dass immer 
genau hingehört wird, was alle so sagen.

Allerdings will ich Ihrer Einschätzung widersprechen, 
dass damit nicht sehr viel für Kinder getan würde, zu- 
mal wir in dieser Legislaturperiode substanzielle Fort-
schritte für Kinder auf den Weg gebracht haben. Ich 
darf daran erinnern: Wir haben das Kindergeld für das 
erste, zweite und dritte Kind auf das gleiche Niveau wie 
das Kindergeld für weitere Kinder angehoben, zunächst 
auf 250 Euro. Das war ein riesiger Schritt. Eine solche 
Erhöhung hat es noch nie vorher gegeben, und ich bin 
froh, dass wir das gemacht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Und wir haben im gleichen Schritt auch den Kinder-
zuschlag für erwerbstätige Eltern, die nicht genug ver-
dienen, angehoben. Denn es kann ja nicht sein, dass flei-
ßige Eltern, die wenig verdienen, nicht genug für ihre 
Kinder tun können. Das ist das, was wir mit dieser Re-
form auf den Weg gebracht haben. Diese Sätze ent-
wickeln sich, wie sich das gehört, auch immer ordentlich 
weiter. Aber das ist ja schon mal ein ganz substanzieller 
Schritt, der Ihnen vielleicht beweisen könnte: Die Zu-
kunft der Kinder, auch der Kinder aus Familien, die nicht 
viel Geld verdienen, liegt uns sehr am Herzen. Genau 
deshalb haben wir diese Reform gemacht und dem Bun-
destag ein Reformpaket vorgeschlagen, von dem die Re-
gierung natürlich überzeugt ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie dürfen eine Nachfrage stellen.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Zu den Preisen und der Inflation. War das am Ende ein 

Inflationsausgleich, was Sie da geliefert haben? Das ist 
natürlich ein guter Anfang. Aber Sie wollten einen Pa-
radigmenwechsel und deswegen auch die Kindergrund-
sicherung. Jetzt haben wir einen Gesetzentwurf mit ei-
nem Umfang von 2,4 Milliarden Euro, davon allein 
500 Millionen Euro Verwaltungskosten. Das Einzige, 
was Sie also gerade geschaffen haben, ist eine wirklich 
verdammt schlechte Verwaltungsreform. Das vorgese-
hene Geld wird bei Kindern und Familien kaum zu Leis-
tungserhöhungen führen; und die sind zwingend notwen-
dig, damit sie aus der Armut herauskommen.

Deswegen frage ich Sie noch mal: Woran hakt es denn, 
dass Sie da keine höheren Beträge einstellen können? 
Liegt das am Sozialmoratorium von Finanzminister 
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Lindner, oder liegt das daran, dass die Familienministerin 
sich nicht durchsetzen konnte? Ist das wirklich alles, was 
Sie hier zu bieten haben?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Also, wir haben sehr viel zu bieten. Ich habe die Dinge 

genannt und will sie nicht noch einmal wiederholen. Es 
ist ja für dieses Haus und für Sie als Abgeordnete noch 
viel Arbeit, das Ding zu beraten,

(Zuruf von der AfD: Das „Ding“?)
die Details zu besprechen und die notwendigen Be-
schlüsse zu fassen.

Aber ich will noch einmal sagen: Das sind sehr weit-
reichende Reformen. Und das Wichtigste, was wir ma-
chen können, ist doch, immer zu gucken: Wie kommen 
alle gut zurecht –, auch diejenigen, die wenig verdienen? 
Das Beste gegen Kinderarmut ist die Berufstätigkeit der 
Eltern. Wir wissen, dass, wenn ein Elternteil berufstätig 
ist, dies sofort zu einem Rückgang der Kinderarmut bei-
trägt. Deshalb ist es auch bedeutend, dass wir bei den 
Schritten, die wir beschlossen haben, genau das immer 
im Blick hatten und auch weiter haben werden.

Noch mal: Kindergelderhöhung, Kinderzuschlag für 
Kinder von erwerbstätigen Eltern, die wenig verdienen. 
Ich will noch einmal die Erhöhung des Wohngeldes in 
Erinnerung rufen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Die Zeit, bitte.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Alles zusammen trägt dazu bei, dass es besser läuft. 

Und nicht zu vergessen, weil es ja um Arbeit geht, die 
so wichtig ist: Wir haben den Mindestlohn erhöht.

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Bundeskanzler, die Zeit!

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Wir haben dazu beigetragen, dass im unteren Einkom-

mensbereich mehr verdient wird. Die Einkommensstei-
gerungen im unteren Einkommensbereich sind im letzten 
Jahr am höchsten ausgefallen. Was für eine Leistung 
dieser Regierung!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Christian Dürr [FDP])

Präsidentin Bärbel Bas:
Die nächste Frage stellt aus der CDU/CSU-Fraktion 

Mechthilde Wittmann.

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Bundeskanzler, der Bundes-

haushalt speist sich zu ganz wesentlichen Teilen aus Steu-
ereinnahmen. Der von Ihnen heute schon zitierte Eid 
umfasst natürlich auch einen sorgfältigen Umgang mit 
diesen Steuereinnahmen. Deswegen ist es für uns von 

Interesse, wie damit umgegangen wird, wenn unter Um-
ständen mit einem, der sich als Steuerschuldner heraus-
stellt, Umgang gepflegt worden ist.

Ich darf Sie deswegen fragen, wie es denn sein kann, 
dass Sie sich bei Ihrem ersten Auftritt im Hamburger 
Untersuchungsausschuss

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Och! Langwei-
lig!)

gleich 40-mal nicht an Treffen oder einen Umgang mit 
Christian Olearius, heute Beklagter in einem Cum-ex- 
Steuerskandal, erinnern konnten – beim zweiten Mal 
war es dann schon 50-mal –, aber Ihr Kanzleramtsminis-
ter, der damalige Staatssekretär Wolfgang Schmidt, sich 
so gut erinnern konnte, dass er eine E-Mail an einen 
Reporter des „Hamburger Abendblatts“ schrieb; ich 
darf zitieren:

„Der Clou an Scholz’ Handlung war doch genau 
das: er hat Olearius gegenüber eine Handlung simu-
liert. Und tatsächlich nix gemacht. Und verhindert, 
dass irgendein Einfluss genommen wird.“

Deswegen meine Frage: War Herr Schmidt anwesend 
bei dem Treffen? Konnten Sie ihm aus dem Treffen be-
richten, und er konnte sich sehr exakt erinnern? Oder 
woher kam auch seine Kenntnis, dass Sie simuliert hät-
ten?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Simulanten-
regierung!)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Zunächst mal kann ich nicht die vielen E-Mails von 

Freunden und Mitarbeitern von mir kommentieren, son-
dern das Einzige, was ich ihnen sagen kann, ist: Alles zu 
diesem Thema ist gesagt, mehrfach gefragt und erörtert 
worden. Es hat einen Untersuchungsausschuss gegeben, 
der das sehr sorgfältig bewertet hat, nichts rausgekriegt 
hat.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Nee! Nee! Nee! 
So geht das nicht! – Gegenruf von der SPD: 
Ruhe dahinten!)

Deshalb noch mal diese klare Aussage: Es ist nichts raus-
gekommen. Und wenn Sie 100-mal die gleiche Frage 
stellen, kriegen Sie auch 100-mal die gleiche Antwort, 
übrigens auch hier im Parlament bei dieser Regierungs-
befragung.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu zwei Nachfragen.

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Ich freue mich sehr über die Möglichkeit einer Nach-

frage zu diesem Thema. – Wenn Sie so gar keine Beden-
ken haben, wie Sie es gerade geäußert haben, dann ist 
doch ein Untersuchungsausschuss in diesem Parlament 
für Sie sehr befreiend, weil er nur genau diese Erkenntnis 
aus Ihren Gedanken zutage fördern kann.
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Deswegen darf ich Sie weiter fragen: Wieso möchten 
Sie dieses ureigenste Recht der Legislative – übrigens ein 
Recht, das wir durch Absenkung des Quorums während 
der Großen Koalition auch der damals kleineren Opposi-
tion immer zugestanden haben – durch die Exekutive 
offenkundig beschneiden oder aber beeinflussen?

(Zuruf von der SPD: Das ist doch Unsinn!)
Denn der rechtliche Vertreter der Bundesregierung hat 
um Schriftsatzfrist beim Bundesverfassungsgericht in 
dieser Sache nachgefragt.

(Zuruf von der SPD: Das ist doch schon längst 
abgelaufen!)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Zunächst mal ist es ein Parlamentsrecht; deshalb ge-

statten Sie mir, dass ich als Vertreter der Regierung mich 
mit Kommentierungen zu dieser Frage etwas zurückhal-
te. Aber ich will Ihnen gerne einen Vorschlag machen: 
Versuchen Sie mal, all das nachzuvollziehen, was in 
Hamburg sorgfältig untersucht wurde, alle die Unterla-
gen, die dort gesichtet worden sind. Sie werden zwei 
Jahre Ihres Lebens mit Lesen verbringen und hinterher 
rauskriegen, was auch andere rausgekriegt haben: Da 
lässt sich nichts finden.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen noch eine zweite Nachfrage stellen.

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Das ist durch die Besetzung des Arbeitsstabes so auch 

ein Stück weit sichergestellt worden. – Jetzt darf ich 
direkt nachfragen: Sie wollen sich als Exekutive zurück-
halten, richtig? Dann darf ich Sie fragen: Warum wurde 
denn durch die Exekutive, im Bundeskanzleramt, ein 
Rechtsgutachten erstellt, das innerhalb der Legislative 
lediglich einer Regierungsfraktion zur Verfügung gestellt 
worden ist und in dem genau diese Fragen formuliert 
wurden – ob es rechtskonform ist, sich so verhalten zu 
können –, wenn Sie doch aus der Exekutive hier keinen 
Einfluss nehmen können und wollen?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Die Regierung kann und muss sich zu allem eine Mei-

nung bilden, möglichst eine fachlich begründete. Im Üb-
rigen bleibt es ein Parlamentsrecht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: So einfach!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Fragesteller ist Andreas Mehltretter für die 

SPD-Fraktion.

Andreas Mehltretter (SPD):
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, in den vergangenen 

zwei Jahren standen wir aufgrund des russischen An-
griffskriegs und der deswegen stark gestiegenen Gas-

preise vor großen energiepolitischen Herausforderungen. 
Von einigen wurde sogar die Energiesicherheit infrage 
gestellt. Diese Befürchtungen haben sich nicht bewahr-
heitet. Die Energieversorgung war durchgehend gesi-
chert, und die Preise für Strom und Gas sind im Laufe 
des letzten Jahres auch wieder deutlich gesunken. Welche 
Aktivitäten der Bundesregierung haben aus Ihrer Sicht 
dazu beigetragen? Und was sind die entscheidenden 
Stellschrauben, damit wir diesen Weg erfolgreich weiter-
gehen und für dauerhaft bezahlbare Energiepreise für 
Haushalte, Mittelstand und Industrie sorgen können?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Zunächst mal ging es nach dem Stopp der russischen 

Gaslieferungen und den damit verbundenen dramati-
schen Steigerungen von Preisen darum, dass wir die 
Energieversorgung in Deutschland tatsächlich gewähr-
leisten können. Deshalb haben wir dazu beigetragen, 
dass in kürzester Zeit an den norddeutschen Häfen in 
Wilhelmshaven, in Stade, in Brunsbüttel und in Mukran 
Infrastrukturen entstehen, die uns in die Lage versetzen, 
aus anderen Quellen Gas nach Deutschland zu importie-
ren, neben dem Import von mehr Gas aus Norwegen, 
neben der Nutzung der westeuropäischen Häfen, ins-
besondere unserer Nachbarländer Niederlande und Bel-
gien. So werden wir auch weitermachen, weil das die 
Grundlage dafür ist, dass die sinkenden Preise, die auf 
den Weltmärkten mittlerweile realisiert werden, auch 
durchschlagen.

Wenn man sich die Futures für 2025 und die folgenden 
Jahre anschaut, sieht man, dass wir sowohl beim Strom-
preis als auch bei den Gaspreisen Vorkrisenniveau errei-
chen. Das ist sicherlich eine gute Botschaft im Blick auf 
die dramatische Herausforderung, vor der wir gestanden 
haben.

Die zweite Aufgabe – die weitere Ausführung werde 
ich der Beantwortung der Nachfrage überlassen – ist, dass 
wir dafür sorgen, dass wir ein Energiesystem in Deutsch-
land etablieren, das in der Lage ist, dauerhaft mit erneu-
erbarer Energie und ohne Klimaschädigung –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Bundeskanzler.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
– die Versorgung unseres starken Industrielandes mit 

bezahlbaren Preisen zu gewährleisten.

(Widerspruch des Abg. Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

Das haben wir auch auf den Weg gebracht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Mehltretter, Sie dürfen eine Nachfrage stellen.
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Andreas Mehltretter (SPD):
Sie haben die Rolle der Erneuerbaren bei den Strom-

preisen angesprochen, die ja dafür sorgen, dass die 
Strompreise wieder sinken. Die aktuellen Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamts weisen für 2023 einen Anteil der 
Erneuerbaren von 56 Prozent an der Stromerzeugung aus. 
Windkraft macht dabei zum ersten Mal mit einem Anteil 
von 31 Prozent den wichtigsten Energieträger für die 
Stromerzeugung in Deutschland aus. Wie beurteilen Sie 
diese Entwicklung? Und was gibt es aus Ihrer Sicht dort 
noch zu tun?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Wenn wir aussteigen aus der Atomenergie – und wir 

sind ausgestiegen – und der Kohleverstromung, dann 
müssen wir irgendwo einsteigen. Das ist jahrelang nicht 
erfolgt, aber mit neuem Tempo in Deutschland jetzt ge-
lungen. Mit vielen Gesetzen, die auch der Deutsche Bun-
destag beschlossen hat, hat es die Regierung, hat es auch 
der Wirtschaftsminister geschafft, dafür zu sorgen, dass 
Tempo in die Sache gekommen ist. Ich finde das eine gute 
Entwicklung.

Deshalb haben wir bessere Genehmigungszahlen bei 
Offshorewind, Onshorewind, bei Solarenergie, bei Bio-
masse.

Deshalb bauen wir mit einem neuen Tempo das Über-
tragungsstromnetz aus. Auch da kommt jetzt eine endgül-
tige Planung für das Jahr 2045 zum Tragen mit weiteren 
Ausbauplanungen für das endgültige Stromsystem.

Wir haben mit der Kraftwerksstrategie dafür gesorgt, 
dass 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche der 
Strom zur Verfügung steht, auch wenn der Wind gerade 
nicht weht und die Sonne nicht scheint.

Und wir tragen mit einem privatwirtschaftlich inves-
tierten –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Denken Sie bitte an die Zeit, Herr Bundeskanzler.

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
– Wasserstoffnetz dazu bei, dass in Zukunft die Indus-

trie auf diese wichtige Quelle zurückgreifen kann, wenn 
Strom und Wasserstoff die entscheidende Rolle in unse-
ren industriellen Prozessen spielen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Martin Renner ist der letzte Fragesteller in der Befra-

gung der Bundesregierung.

Martin Erwin Renner (AfD):
Danke schön. – Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, in 

Ihrem Video „Kanzler kompakt“ mit dem Titel „Für einen 
friedvollen Ramadan“ vom 10. März, also gerade mal vor 
drei Tagen, sprechen Sie noch immer von – ich zitiere 
Sie – „Berichten über rassistische Deportationspläne 
Rechtsextremer“.

(Zuruf von der SPD: Stimmt ja!)

Sie sind mit der Geschäftsführerin von „Correctiv“, Frau 
Gusko, wenige Tage vor – ich betone: vor – dem so-
genannten Potsdamer Geheimtreffen zusammengekom-
men. Mittlerweile ist deutlich geworden, auch durch ein 
Gerichtsverfahren, dass es solche Bemerkungen nie ge-
geben hat.

(Zuruf von der SPD: So ein Quatsch!)
Ist es von Ihnen gewollt und Absicht, diesen unhalt-

baren und diskreditierenden, längst widerlegten Unter-
stellungen und Konstrukten

(Saskia Esken [SPD]: Nichts ist widerlegt! – 
Weitere Zurufe von der SPD)

auch und gerade durch Ihr hohes Amt Glaubwürdigkeit 
und Aufmerksamkeit zu geben, um die konzertierte und 
konstruierte Strategie gegen die Opposition zum Ziel zu 
bringen?

(Zuruf von der SPD: Ach du lieber Himmel!)
– Ja, was heißt „lieber Himmel“?

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Ich würde gerne dem Zuruf aus dem Parlament „Ach 

du lieber Himmel!“ noch mal Nachdruck verleihen: Also, 
tatsächlich ist es so: Da ist was ganz Schlimmes passiert 
in dieser Villa in Potsdam.

(Stephan Brandner [AfD]: Was denn?)
Und alle, die dafür Verantwortung haben, müssen auch 
diese Verantwortung tragen und können jetzt nicht plötz-
lich versuchen, sich da rauszureden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf des Abg. Dr. Gottfried Curio 
[AfD])

Dieses Land darf nicht gespalten werden, und es darf 
nicht der Plan gefasst werden, dass man Menschen aus 
diesem Land vertreibt, die deutsche Staatsbürger sind,

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist erstunken 
und erlogen!)

die jahrelang hier leben, die hier Kinder haben, die jeden 
Tag arbeiten und Steuern zahlen. Das werden wir nicht 
akzeptieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Zuruf von der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben noch die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Martin Erwin Renner (AfD):
Das Paradoxon der Demokratie bedeutet, dass man 

mithilfe demokratischer Instrumente die Demokratie töd-
lich verwunden kann.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das machen Sie doch! – Saskia Esken 
[SPD]: Haben Sie das bei Goebbels abge-
schrieben?)
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Sehen Sie sich als ehemaliger linker Aktivist – denn 
Linksradikale sind ja immer „Aktivisten“ –

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
durch solche wahrheitswidrigen Agitationen, die wir ge-
rade besprochen haben, als ein Experte des demokrati-
schen Paradoxons? Das würde mich interessieren.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Olaf Scholz, Bundeskanzler:
Mich interessiert, wie wir dafür Sorge tragen können, 

dass diejenigen, die unser Land und die Demokratie in 
diesem Lande auf diese Weise angreifen, wie es dort 
beraten worden ist und wie es auch viel zu viele tun,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie lügen wie ge-
druckt, Herr Scholz! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Rolf Mützenich [SPD]: Eine Frechheit! – 
weiterer Gegenruf des Abg. Dr. Matthias 
Miersch [SPD]: Frau Präsidentin! – weiterer 
Gegenruf der Abg. Saskia Esken [SPD]: Das 
ist unglaublich!)

keinen Erfolg haben können in dieser Gesellschaft. Und 
deshalb bin ich sehr, sehr, sehr davon überzeugt, dass das, 
was Sie jetzt versuchen als Ausrede zu nutzen, Ihnen 
nicht helfen wird. Die Bürgerinnen und Bürger haben 
verstanden: Ihre Partei hat tatsächlich viele Mitglieder 
und auch viele führende Mitglieder mit politischen Kon-
zepten, die zum Miteinander und zur politischen Perspek-
tive einer gut funktionierenden Demokratie nicht passen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Lachen bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und damit beenden wir die Befragung der Bundes-

regierung.
(Dr. Matthias Miersch [SPD]: „Sie lügen wie 
gedruckt“ kann man doch wohl nicht stehen 
lassen von Herrn Brandner!)

– Ich gucke mir das noch mal an, vielen Dank.
(Karsten Hilse [AfD]: Er hat doch gelogen! – 
Martin Reichardt [AfD]: Jetzt darf man hier 
Lügner schon nicht mal mehr Lügner nennen!)

Die Befragung der Bundesregierung ist beendet, und 
wir kommen zum Tagesordnungspunkt 2:

Fragestunde 

Drucksachen 20/10564, 20/10594

Zu Beginn der Fragestunde rufe ich gemäß Nummer 14 
Absatz 1 der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen die Frage des Abgeordneten 
Stephan Brandner auf der Drucksache 20/10594 aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums des In-
nern und für Heimat auf:

Auf welcher rechtlichen Grundlage hat das „Bundesamt für 
Verfassungsschutz vergangenen Dezember eine ‚Vermitt-
lungʼ“ hinsichtlich der Auslieferung von Linksextremisten 

nach Ungarn angeboten (vergleiche https://www.thueringer- 
allgemeine.de/politik/article241522912/Eltern-fordern-Keine- 
Auslieferung-ihrer-Kinder-nach-Ungarn.html), und in wel-
chen Fällen hat das Bundesamt für Verfassungsschutz in den 
vergangenen zehn Jahren in ähnlicher Weise interveniert?

Da die Frage inzwischen schriftlich beantwortet ist, 
kann der Fragesteller gemäß Nummer 14 Absatz 3 nur 
noch nach dem Grund fragen, warum die Antwort nicht 
innerhalb der Wochenfrist gegeben wurde.

Zur Beantwortung steht bereit der Parlamentarische 
Staatssekretär Mahmut Özdemir. Sie können darauf ant-
worten.

Mahmut Özdemir, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin des Innern und für Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Herr Ab-
geordneter, namens der Bundesregierung beantworte 
ich Ihre Frage wie folgt: Für die Beantwortung der 
schriftlichen Frage waren umfangreiche Auswertungen 
und Abstimmungen, unter anderem eingestufter Vorgän-
ge, zwischen den beteiligten Ressorts und Geschäfts-
bereichsbehörden erforderlich. Die schriftliche Frage 
konnte deshalb nicht in der üblichen Frist von einer Wo-
che mit der dafür gebotenen und notwendigen Sorgfalt 
beantwortet werden. Um das verfassungsrechtliche Fra-
ge- und Informationsrecht der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages zu gewährleisten, erfolgten mehrere Frist-
verlängerungen. Über die verzögerte Beantwortung wur-
den Sie umgehend informiert, und es erfolgte kein Wider-
spruch und auch keine Fristeinrede.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Dass umfangreiche Abstimmungen nötig waren – –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen jetzt nach dem Grund fragen, warum die 

Antwort nicht innerhalb der Wochenfrist gegeben wurde.

Stephan Brandner (AfD):
Ja klar, ich wollte dazu auch jetzt kommen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Gut, ich wollte Sie nur darauf hinweisen. – Bitte.

Stephan Brandner (AfD):
Die Antwort kommt ja immer: dass umfangreiche Ab-

stimmungen oder Nachforschungen erforderlich waren. – 
Es geht hier um die Frage der Hammerbande, einer linken 
Terrortruppe, die jahrelang Menschen mit Hammerschlä-
gen auf die Gelenke und mit Gelenkschlagstöcken und so 
was schwerst verletzt hat. Dazu hatte ich gefragt, auf 
welcher Grundlage die Vermittlung des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz bezüglich der Auslieferung von 
diesen Linken nach Ungarn, die plötzlich Angst haben, 
nach Ungarn ausgeliefert zu werden, stattfand. Das war 
meine Erkenntnis aus der „Thüringer Allgemeinen“.
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Die Frage wurde eingereicht. Am 19. Februar haben 
Sie um Fristverlängerung gebeten. Am 21. Februar haben 
Sie um Fristverlängerung gebeten. Am 23. Februar haben 
Sie um Fristverlängerung gebeten. Am 23. Februar um 
11.22 Uhr habe ich gesagt: Wir setzen das hier im Plenum 
auf. – Anderthalb Stunden später kam dann interessanter-
weise die Antwort mit dem Inhalt: Wir sagen nichts; das 
ist geheim.

Jetzt erzählen Sie mir noch mal, warum Sie 14 Tage 
nachforschen mussten, ob irgendwas geheim ist oder 
nicht. In der Sache selber haben Sie ja nichts geantwortet.

Mahmut Özdemir, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin des Innern und für Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter, es handelt sich hierbei um eingestufte Akten-
inhalte, die zwischen den Übermittlungen entsprechend 
gesichert sein müssen. Die technischen Gegebenheiten 
und Verfügbarkeiten in den Ressorts unterscheiden sich. 
Dementsprechend hatten im Einzelfall allein der zeitauf-
wändige Austausch und die Sorgfalt und der Schutz der 
entsprechend eingestuften Aktenstücke die höchste Prio-
rität.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu einer zweiten Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Also: Sie brauchen zwei Wochen, um herauszufinden, 

ob irgendwas eine Verschlusssache ist oder nicht. Das 
lässt natürlich tief blicken. – Aber jetzt noch mal die 
abschließende Frage: Am 23. Februar haben Sie das dritte 
Mal um Fristverlängerung gebeten. Um 11.22 Uhr habe 
ich gesagt: Wir setzen das hier auf. – Um 12.38 Uhr kam 
die Antwort. Was hat denn dann das Ganze hier geradezu 
auf Lasergeschwindigkeit beschleunigt, dass Sie plötz-
lich innerhalb von anderthalb Stunden die Antwort hat-
ten, die sie zwei Wochen vorher nicht hinbekommen 
haben?

Mahmut Özdemir, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin des Innern und für Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-
nete! Ich habe den bisherigen Ausführungen nichts hin-
zuzufügen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann rufe ich nun die Fragen auf der 

Drucksache 20/10564 in der üblichen Reihenfolge auf.
Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesministe-

riums für Arbeit und Soziales. Zur Beantwortung steht 
die Parlamentarische Staatssekretärin Anette Kramme 
bereit.

Ich rufe auf die Frage 1 des Abgeordneten Bernd 
Schattner:

Sieht die Bundesregierung das neue Bürgergeld als Erfolg 
an?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ganz herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Sie fragen 
nach dem Erfolg des Bürgergeld-Gesetzes. Wir sind der 
Auffassung, dass dieses Gesetz sehr erfolgreich ist. Ich 
will das an vier Beispielen festmachen:

Erstens haben wir mit diesem Gesetz erreicht, dass 
Anpassungen der Regelsätze realitätsnäher erfolgen als 
in der Vergangenheit.

Zweitens haben wir Karenzzeiten für Wohnen und Ver-
mögen eingeführt. Das führt dazu, dass sich Bürgergeld-
berechtigte voll und ganz auf die Jobsuche konzentrieren 
können.

Drittens. Der Kooperationsplan wird grundsätzlich 
sehr gut angenommen, und es wird über eine hohe Moti-
vation der Menschen berichtet.

Als ein viertes Beispiel mag ich anführen, dass das neu 
eingeführte Coaching den Menschen dabei hilft, eigene 
Handlungsspielräume und Kompetenzen zu erkennen 
und mit Unterstützung die notwendigen Veränderungen 
anzugehen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben die Möglichkeit zu zwei Nachfragen, Herr 

Schattner.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Frau Staatssekretä-

rin, mittlerweile haben wir ja rund 5,5 Millionen Bürger-
geldbezieher in Deutschland. Davon sind lediglich noch 
2,9 Millionen deutsche Staatsbürger, also etwas mehr als 
die Hälfte, nämlich 52,7 Prozent. Die restlichen 47,3 Pro-
zent sind mittlerweile keine deutschen Staatsbürger mehr. 
Woher kommen diese Menschen zum Großteil? 704 000 
kommen aus der Ukraine. Danach folgen aus Syrien rund 
502 000 Menschen, danach die Türkei mit 198 000 Men-
schen, 182 000 Afghanen und 115 000 Irakis. Die Kosten 
für das Bürgergeld beziffern sich laut Haushalt der Bun-
desregierung mittlerweile jährlich auf insgesamt 26 Mil-
liarden Euro. Mit anderen Worten geben wir mittlerweile 
monatlich rund 1 Milliarde Euro an Bürgergeldempfän-
ger mit Migrationshintergrund aus.

Wie können Sie das Bürgergeld, das man ja eigentlich 
nicht mehr Bürgergeld, sondern in dem Zusammenhang 
Migrantengeld nennen müsste, gegenüber dem Mittel-
stand und der arbeitenden Bevölkerung gerade im Nied-
riglohnsektor noch verteidigen? Sollte man in Anbetracht 
des Anstiegs der Gesamtkosten davon ausgehen, dass, 
wenn die Flüchtlingszahlen weiterhin steigen, noch 
mehr Geld in diesen Bereich hineinfließen wird?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Frau Präsidentin, vielen Dank. – Zunächst einmal sage 
ich: Es ist schlichtweg die Unwahrheit, dass wir beim 
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Bürgergeld pro Tag 1 Milliarde Euro für Flüchtlinge aus-
geben.

(Bernd Schattner [AfD]: Monatlich!)
Zunächst einmal ist es so, dass Flüchtlinge Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen. Bei 
den Ukrainern und Ukrainerinnen haben wir das anders 
gehandhabt, weil klar war, dass diese bleiben dürfen. Wir 
haben sie deshalb – auch zur Entlastung der Kommunen – 
sofort in das Leistungssystem des Sozialgesetzbuches II 
aufgenommen.

Es ist richtig: Deutschland ist ein offener Staat. In 
Deutschland besteht das Recht auf Asyl. Dementspre-
chend haben wir die Aufgabe, die Menschen zu versor-
gen; und das tun wir. Wir versuchen natürlich, sie 
schnellstmöglich in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Das gelingt, wie wir das aus der Flüchtlingskrise der 
Jahre 2015 ff. wissen, auch sehr erfolgreich, aber es 
nimmt Zeit in Anspruch.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bevor all die anderen Nachfragen kommen, darf Herr 

Schattner erst mal eine zweite Nachfrage stellen.

Bernd Schattner (AfD):
Gut, also zum einen sind es monatlich 1 Milliarde Euro 

oder jährlich 12 Milliarden Euro deutsches Steuergeld. 
Und angesichts dessen, dass wir immer noch ungefähr 
500 000 Syrer im Bürgergeldbezug haben, nachdem die 
Grenzen 2015 nicht geschlossen worden sind, bezweifle 
ich, dass das erfolgreich war; aber das ist ein anderes 
Thema.

Ich würde ganz gerne noch mal auf das Thema ins-
gesamt eingehen. Vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge sind mittlerweile 5 609 Verdachtsfälle von 
Sozialbetrug gemeldet worden; das bestätigte ein Behör-
densprecher am 26. Februar dieses Jahres der „Berliner 
Zeitung“. Der „Berliner Zeitung“ zufolge war zuerst den 
Behörden in Baden-Württemberg aufgefallen, dass etli-
che Personen, vermeintlich Geflüchtete aus der Ukraine, 
bei der Einreise eine zweite Staatsbürgerschaft ver-
schwiegen hatten. Meistens handelte es sich um EU-Bür-
ger aus Rumänien oder Ungarn, die zusätzlich die ukrai-
nische Staatsbürgerschaft besitzen. Damit erfüllen sie 
aber nicht die Voraussetzung für den Bezug von Bürger-
geld, nämlich die entsprechende Hilfebedürftigkeit. Es ist 
hier tausendfacher Sozialbetrug geschehen mit einem 
Schaden in Höhe von mindestens 33 Millionen Euro. 
Wie wollen Sie dem Betrug mit der verschwiegenen 
zweiten Staatsbürgerschaft entgegenwirken, damit die 
Zahl der Verdachtsfälle nicht noch weiter zunimmt?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Es sind dem Grunde 
nach drei Sachverhaltskonstellationen zu unterscheiden.

Die erste Sachverhaltskonstellation ist diejenige, die 
am nächstliegenden ist: Der Ukrainer ist tatsächlich nicht 
mehr in der Bundesrepublik Deutschland. – Es gibt einen 
Abgleich allein dadurch, dass Verlängerungsanträge für 
das Bürgergeld gestellt werden müssen. Darüber hinaus 
ist es so, dass vor allen Dingen nach Absolvierung der 
Integrationskurse regelmäßige Kontaktaufnahmen vor-
gesehen sind. Das dürfte derartige Fälle ausschließen.

Die zweite Sachverhaltskonstellation ist eine, die an 
sich nicht die Bundesagentur für Arbeit und ihre Job-
center betrifft. Vielmehr geht es da um sogenannte fal-
sche Ukrainer, also Menschen, die die ukrainische Staats-
angehörigkeit tatsächlich gar nicht haben. Die Prüfung 
der Staatsangehörigkeit ist zunächst einmal durch die 
Ausländerbehörden vor Ort zu übernehmen. Sollte uns 
Missbrauch auffallen, werden wir das natürlich den Aus-
länderbehörden kommunizieren.

Die dritte Fallkonstellation betrifft sogenannte dop-
pelte Staatsangehörigkeiten. Es ist nicht verboten, in 
zwei Ländern gleichzeitig gemeldet zu sein. Es ist aller-
dings nicht möglich – –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Entschuldigung, bei der Ausführlichkeit dieser Fragen 
kann ich – –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir haben noch einige Nachfragen dazu; da haben Sie, 

denke ich, noch genügend Möglichkeit, zu antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ja, ist gut. Dann breche ich hier einfach ab und warte 
auf die nächste Nachfrage.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Also, wir haben noch sieben Nachfragen zu dem The-

menbereich. Der erste Nachfragende ist aus der Unions-
fraktion Dr. Markus Reichel, und danach folgt die Abge-
ordnete Aeffner.

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Frau Staatssekretärin, das ifo-Institut hat ja im Auftrag 

des BMAS ein Gutachten vorgelegt und dort entspre-
chende Vorschläge zur Veränderung der Transferentzugs-
rate, aber auch zur Erhöhung von Arbeitsanreizen im 
Bürgergeld gemacht. Sie konnten das ja jetzt entspre-
chend analysieren. Schließt sich die Bundesregierung 
denn den Aussagen und den Vorschlägen des ifo-Instituts 
in diesem Gutachten an?

Und mal generell gefragt: Welche Maßnahmen hat 
denn die Bundesregierung aktuell konkret geplant, um 
für mehr Lohnabstand zu sorgen, um die Transferent-
zugsraten zu verbessern und um auch höhere Arbeits-
anreize für Bürgergeldempfänger zu ermöglichen?
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

An dieser Stelle geht es um komplexe Schnittstellen 
zwischen verschiedenen Sozialgesetzbüchern einerseits 
und sonstigen Regelungen des Sozialrechtes andererseits. 
Wir prüfen dieses Gutachten, werden weiter darüber be-
raten und dann entscheiden, ob es hier zu einem Gesetz-
gebungsvorhaben eigener Art kommt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Nachfrage hat die Kollegin Aeffner.

Stephanie Aeffner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, weil das Thema 

„Menschen mit Migrationshintergrund im Bürgergeldbe-
zug“ angesprochen wurde, würde ich gerne von Ihnen 
wissen, wie Sie das bewerten. Wenn wir uns den Zuwachs 
an sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung auf dem 
Arbeitsmarkt angucken und gleichzeitig hören, dass die 
Wirtschaft sagt, ihr fehlten Fachkräfte und sie suche sie 
händeringend: Auf welche Gruppen ist denn der Zuwachs 
an sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung zurück-
zuführen? Spielt Migration vielleicht doch auch eine ent-
scheidende Rolle, wenn es darum geht, unseren Arbeits-
kräftebedarf überhaupt bedienen zu können? – Vielen 
Dank.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Staatssekretärin.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Frau Aeffner, herzlichen Dank für diese Frage. – Die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung hat in den 
letzten zehn Jahren fast rekordhaft zugenommen. Wir 
haben über 5 Millionen zusätzliche sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte; und das stabilisiert natürlich die 
Systeme der Sozialversicherung in Deutschland ganz 
maßgeblich. Ich kann Ihnen nicht die völlig exakte Zahl 
sagen – ich habe sie hier im Ordner vorliegen –, aber etwa 
3 Millionen aller zusätzlich Beschäftigten sind Menschen 
mit einem Migrationshintergrund.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Nachfragende zum Thema 

Bürgergeld aus der ersten Frage ist Stephan Stracke.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Staatssekretärin, Enzo Weber hat am 20. Dezember 
2023 auf LinkedIn eine Analyse zum Bürgergeld und 
zum Sanktionsmoratorium vorgelegt. Er hat insbesondere 
festgestellt, dass die Abgangsrate aus Arbeitslosigkeit 
bezogen auf die Grundsicherung und die Arbeitslosen-
versicherung, also SGB III, ganz unterschiedlich ausfällt 
und dass seit dem Sanktionsmoratorium die Abgangsrate 
aus dem SGB-II-Bezug deutlich absinkt im Vergleich zur 

Abgangsrate aus dem SGB-III-Bezug. Er schlussfolgert, 
„dass eine weitgehende Aussetzung der Sanktionen das 
sinnvolle Maß unterschreitet und zu längerer Arbeits-
losigkeit führt.“ So das Zitat.

Ich darf Sie fragen: Teilen Sie diese Auffassung von 
Enzo Weber? Und wie hat sich seit der Einführung des 
Bürgergelds die Eingliederung von Langzeitarbeitslosen 
in den Arbeitsmarkt tatsächlich entwickelt? Sind da po-
sitive Effekte erkennbar?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Frau Präsidentin! Viele Effekte von Maßnahmen im 
Bereich des Bürgergeldes können wir ja noch gar nicht 
sehen, weil sie im Moment erst in Kraft treten. Das muss 
man berücksichtigen.

Soweit Sie auf die Sanktionen ansprechen: Zunächst 
einmal ist die vielgetätigte Behauptung, die auch gele-
gentlich seitens Ihrer Partei geäußert worden ist, es han-
dele sich nunmehr um ein bedingungsloses Grundein-
kommen, falsch. Es gibt Sanktionen. Es gibt gestaffelte 
Sanktionen. Wir verzeichnen einen geringfügigen Zu-
wachs bei den SGB-II-Empfängern zwischen November 
2022 und November 2023. Dieser liegt bei etwa 1 Prozent 
und dürfte vor allen Dingen dadurch zu erklären sein, 
dass das Wirtschaftswachstum im Jahr 2023 im Vergleich 
zu 2022 etwas geringer ausgefallen ist. Überdies müssen 
wir den Ukraineeffekt berücksichtigen. Das von Ihnen 
behauptete Phänomen gibt es nicht.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Nachfragende ist Kai 

Whittaker.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

unsere Kritik am Bürgergeld ist, dass es sich mit einem 
Vollzeitjob mit Mindestlohn weniger lohnt zu arbeiten im 
Vergleich zum Bezug von Bürgergeld. Am 4. März hat 
„Der Spiegel“ berichtet, dass die Anzahl der Menschen, 
die aus der Erwerbstätigkeit ins Bürgergeld reinrutschen, 
geringer sei als angenommen. Dafür hat sich die Koali-
tion feiern lassen und dies als Beleg genommen, dass das 
Bürgergeld nicht schädlich wirken würde.

Ich bin eigentlich immer davon ausgegangen, dass die 
Aufgabe des Bürgergeldes ist, Menschen in Arbeit zu 
bringen, und nicht, sie davon abzuhalten, eine Arbeit 
anzunehmen. Deshalb frage ich Sie, ob Sie ganz konkret 
sagen können, wie viel mehr Übertritte es aus der Ar-
beitslosigkeit, aus dem Bürgergeldbezug, in Arbeit gege-
ben hat, wie viele Vermittlungen mehr Sie durch das 
Bürgergeld und wie viele Qualifizierungen mehr Sie er-
reicht haben.
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Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Whittaker, zunächst einmal ist Ihre Ausgangs-
anmerkung falsch. Sie haben offensichtlich gerade bei 
meiner Antwort auf die Frage von Herrn Stracke nicht 
zugehört.

Es gibt keine Zuwächse unter SGB-II-Empfängern. 
Eine anderslautende Aussage ist schlichtweg falsch. Es 
gibt sie in einem Umfang von 1 Prozent. Dieses 1 Prozent 
habe ich Ihnen erläutert. Sie fordern jetzt eine Vielzahl 
Daten von mir. Ich sage mal so: Sie hätten die Fragen 
vorab ankündigen können, dann hätte ich diese Zahlen 
mitgebracht und griffbereit gehabt. So können wir sie 
Ihnen nur nachliefern.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Gut! Dann liefern 
Sie mal!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Wir haben jetzt noch drei Nachfragen. 

Die nächste stellt Stephan Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Danke schön. – Es geht um eine Nachfrage zu Ihrer 

Antwort auf die erste Nachfrage des Kollegen Schattner, 
die sich ja darum drehte, dass ungefähr die Hälfte der 
Bürgergeldempfänger gar keine Bürger im rechtlichen 
Sinne sind, weil sie Ausländer sind. Das sind ja keine 
deutschen Staatsbürger. Sie besitzen ja nicht die deutsche 
Staatsbürgerschaft.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was? Sie erzählen doch wieder Blöd-
sinn!)

– Googeln Sie einfach mal, das ist ja Ihr Niveau, Frau 
Künast. Dann können Sie das herausfinden.

Frau Kramme, Sie haben gesagt, Deutschland sei ein 
„offener Staat“ – Zitat Ende. Was genau ist denn bitte 
schön ein offener Staat?

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ich kann Ihnen an dieser Stelle keine Positionierung 
der Bundesregierung wiedergeben.

(Stephan Brandner [AfD]: Aber Sie haben es 
doch gesagt!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lassen Sie sie antworten, bitte.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ich kann Ihnen aber persönlich sagen, dass ich unter 
einem offenen Staat einen solchen verstehe, der grund-
legende Bürgerrechte und Menschenrechte gewährt, der 
sich an die Genfer Flüchtlingskonvention und Ähnliches 
hält. Dazu gehört beispielsweise das Asylrecht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Matthias W. Birkwald [Die Linke])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich bitte noch einmal darum, dass wir sachlich dis-

kutieren und keine persönlichen Diffamierungen in einer 
Debatte tätigen. Vielen Dank.

Matthias Hauer ist der nächste Nachfragende.

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

am Wochenende brüstete sich Bundesminister Heil in 
einem Interview im „Tagesspiegel“ damit, 160 000 ge-
flüchtete Ukrainerinnen und Ukrainer in Arbeit gebracht 
zu haben. Dass das gerade einmal 10 000 Menschen mehr 
sind als vier Monate zuvor, hat er unerwähnt gelassen; 
also, der Jobmotor hat nie gezündet.

Warum unternimmt die Bundesregierung nicht mehr, 
um Menschen, die aus der Ukraine geflüchtet sind und 
die arbeiten wollen, beim Eintritt in den Arbeitsmarkt zu 
unterstützen? Auch im europäischen Vergleich gelingt 
die Integration geflüchteter Ukrainerinnen und Ukrainer 
in den Arbeitsmarkt hierzulande deutlich schlechter. Wa-
rum sind uns da Länder wie Dänemark oder die Nieder-
lande voraus?

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Zunächst einmal gibt es europaweit keine vergleich-
baren Zahlen. Also, wir können die Zahlen aus den Nie-
derlanden nicht mit denen aus Polen oder Deutschland 
vergleichen, da die Begrifflichkeiten über Beschäftigung 
einfach unterschiedlich sind. Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt ist: Die Qualifikationen der Men-
schen, die aus der Ukraine nach Deutschland kommen, 
sind sehr unterschiedlich. Beispielsweise gibt es in Groß-
britannien und Deutschland die höchste Zahl an Hoch-
qualifizierten. Der Anteil der geflüchteten Menschen aus 
der Ukraine mit Universitätsabschluss liegt in Deutsch-
land, wenn ich mich richtig erinnere, bei etwa 78 Prozent. 
Es wäre eine Vergeudung von Qualifikationen, wenn wir 
diese Menschen in Beschäftigungen schickten, die 
manchmal nur zwei Stunden dauern, so wie es beispiels-
weise in den Niederlanden der Fall ist. Sie gelten dann in 
den Niederlanden nicht mehr als arbeitslos.

Wir verfolgen ein anderes Konzept. Wir investieren in 
intensive Sprachvermittlung. Wir haben uns jetzt ent-
schieden, den sogenannten Jobturbo einzusetzen, das 
heißt, wenn hinreichende Sprachkenntnisse vorhanden 
sind, soll es regelmäßige Kontaktaufnahmen vonseiten 
der Jobcenter in Abständen von sechs Wochen geben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Und die letzte Nachfragende ist Ottilie 

Klein.

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, das 

Bürgergeld ist ja nur dann erfolgreich, wenn mehr Men-
schen in Arbeit gebracht werden. Wir stellen aber tatsäch-
lich fest, dass die Arbeitslosigkeit in unserem Land steigt, 
und das bei einer Rekordanzahl von offenen Stellen – 
nämlich 1,7 Millionen offene Stellen. Wie erklären Sie 
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sich dieses Missverhältnis? Und was tut die Bundesregie-
rung eigentlich ganz konkret, um mehr Menschen in Ar-
beit zu bringen?

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank. – Die Union war in der letzten Legisla-
turperiode politisch weiter. Die Union hat nämlich da-
mals mit uns erkannt, dass ganz viele Menschen im 
SGB-II-Bezug multiple Hemmnisse haben. Es gibt ex-
trem viele Menschen, die krank sind, es gibt Menschen 
mit Behinderungen, es gibt alte Menschen, und häufig 
kommen viele dieser Faktoren zusammen. Und deshalb 
wissen wir alle miteinander – das sollte an dieser Stelle 
Ihrerseits nicht plötzlich verleugnet werden –, dass das 
In-Arbeit-Bringen keine einfache Sache ist. Wir tun das 
aber erfolgreich. Wir vermitteln immer wieder; aber das 
ist, wie gesagt, keine einfache Aufgabe.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank.

Dann kommen wir zur Frage 2 ebenfalls des Abgeord-
neten Bernd Schattner zum Thema der künftigen Ab-
sicherung der Renten in Deutschland:

Wie möchte die Bundesregierung die Renten in Deutschland 
zukünftig absichern?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Frau Präsidentin! – Die Fragestellung ist an dieser 
Stelle extrem weit und ermöglicht im Prinzip jede Ant-
wort. Ich versuche, zu erahnen, was der Abgeordnete mit 
dieser Frage gemeint hat.

Also, ich gehe davon aus, dass er auf das Rentenpaket II 
abzielt. Gerne zitiere ich an dieser Stelle kurz die Inhalte. 
Mit dem Rentenpaket II sichern wir ein Rentenniveau 
von 48 Prozent. Das ist extrem wichtig und bedeutet bei-
spielsweise, dass jemand, der 1 500 Euro Rente bezieht, 
langfristig 100 Euro mehr hat. Das sind 6 Prozent.

Der zweite Bestandteil dieses Gesetzgebungsvor-
habens ist, dass wir uns darauf geeinigt haben, ein so-
genanntes Generationenkapital einzurichten. Dieses Ge-
nerationenkapital soll dazu dienen, den Anstieg der 
Beitragssätze ein wenig abzudämpfen. Das sind die 
zwei Bestandteile dieses Gesetzgebungsvorhabens.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Schattner, Sie haben die Möglichkeit zu zwei 

Nachfragen.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank. – Ja, Frau Staatssekretärin, das haben Sie 

ganz richtig interpretiert. Es geht einmal um diese schul-
denfinanzierte Rentenreform, mit der Sie bis 2035 einen 
schuldenfinanzierten Kapitalstock von 200 Milliarden 
Euro aufbauen. Das muss dann ja auch wieder von zu-
künftigen Steuerzahlern bezahlt werden, nur nicht direkt 
über die Rentenbeiträge, sondern über die allgemeinen 

Steuern. Das Geld soll in Aktien und Fonds angelegt 
werden. Gleichzeitig steigen trotzdem die Rentenver-
sicherungsbeiträge. Aktuell liegt der Satz bei 18,6 Pro-
zent. Er soll steigen: Ab 2035 liegt er dann bei 22,3 Pro-
zent. Bei einem Gehalt von 2 000 Euro Monatsbrutto 
bedeutet das einen Zuwachs der Summe aus Arbeitneh-
mer- und Arbeitgeberanteil von aktuell 372 Euro auf 
446 Euro Rentenbeitrag pro Monat. Das ist ein Plus von 
76 Euro bzw. 20 Prozent bei den Abgaben.

Halten Sie diese Erhöhungen im Niedriglohnsektor 
noch für gerechtfertigt, oder sollte man – wir hatten das 
Thema Bürgergeld ja gerade sehr ausführlich – den Leu-
ten eigentlich nicht gleich raten, Bürgergeld zu beantra-
gen? Denn mit diesen Beiträgen und dem, was raus-
kommt, wird keine auskömmliche Rente mehr möglich 
sein.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Zunächst einmal würde der Bürger, wenn es denn er-
forderlich wäre, kein Bürgergeld beziehen, sondern die 
Grundsicherung im Alter – das vorab.

Also: Es ist so, dass wir gerade mit der Absicherung 
des Rentenniveaus bei 48 Prozent sicherstellen können, 
dass beachtliche Teile der Bevölkerung eben keine 
Grundsicherung im Alter beziehen müssen. Davon abge-
sehen: Sie wissen, dass wir zusätzliche Sicherungsele-
mente eingezogen haben, so zum Beispiel die Grundren-
te; ich halte das für einen großen Erfolg. Aber es gibt 
auch zusätzliche Mechanismen bei der Grundsicherung, 
und zwar für diejenigen, die langjährig gearbeitet haben.

Soweit Sie den Anstieg von Sozialversicherungsbeiträ-
gen insgesamt meinen, kann ich Ihnen nur sagen: Die 
Entwicklung ist so günstig, wie wir es nie erwartet haben. 
Das hängt damit zusammen, dass wir auch Erwerbs-
migration in Deutschland und damit zusätzliche Zahler 
in dieses System haben. Wir haben einen Staat, der demo-
grafisch gesehen überaltert ist; das ist so. Die Kosten 
hierfür müssen wir tragen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie haben noch eine zweite Nachfrage.

Bernd Schattner (AfD):
Ob 20 Prozent mehr so gut ist wie nie erwartet, darüber 

kann man streiten. Aber egal. – Ihr Minister Heil sagte am 
6. März 2024 bei RTL und ntv, dass wir in Deutschland ja 
auch darüber diskutieren müssen, wie wir „langfristig 
auch weitere Gruppen in den Schutz der gesetzlichen 
Rentenversicherung einbeziehen“. Gemeint waren damit 
im Endeffekt die Einzahlungen von Beamten oder auch 
Politikern in die gesetzliche Rentenversicherung, was wir 
von der AfD ja schon seit Jahren fordern; da können wir 
ausnahmsweise sogar mal zustimmen.

Das Problem dabei ist: Pensionierte Beamte im Ruhe-
stand erhalten derzeit durchschnittlich 3 600 Euro, ein 
Rentner aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhält 
im Schnitt 1 470 Euro. Wir haben in ganz Deutschland 
aktuell 30 Rentner, die mehr als 3 000 Euro pro Monat 
bekommen. Das heißt auf gut Deutsch: Ein angestellter 
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Handwerker bekommt für 40 Jahre Arbeit 60 Prozent 
weniger Rente als zum Beispiel ein Staatssekretär, der 
bereits nach zwei Jahren Amtszeit Anspruch auf seine 
Pension hat.

Wie wollen Sie den Bürgern diese Ungerechtigkeit 
zwischen Pensionen und Renten vermitteln, und wie wol-
len Sie, wenn Sie die jetzigen Beamten in die Renten-
versicherung überführen, überhaupt dafür sorgen, dass 
die Kommunen, die Länder und auch der Bund genug 
Geld haben, um dann Rentenversicherungsbeiträge zu 
zahlen, die ja derzeit in die Zukunft verschoben sind?

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich kann Ihnen nur 
über das berichten, was im Koalitionsvertrag verabredet 
ist und was wir in der Regierung, die von den den Koa-
litionsvertrag unterzeichnenden Parteien getragen wird, 
tatsächlich umsetzen wollen. Da geht es darum, dass 
wir ziemlich weit sind mit einem Gesetzentwurf zur Ein-
beziehung von Selbstständigen in die Rentenversiche-
rung. Ich finde, das ist ein erster guter Schritt in die 
Richtung, mehr Gerechtigkeit in das System hineinzube-
kommen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Ich habe jetzt acht Nachfragende. Ich 

würde an der Stelle die Nachfragerunde schließen, weil 
wir sonst überhaupt nicht weiterkommen. Aber ich weiß: 
Das Thema ist brisant und wichtig.

Der erste Nachfrager ist Kai Whittaker.

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

Sie haben es bereits angesprochen: Sie wollen ein Gene-
rationenkapital einführen. Es soll 200 Milliarden Euro bis 
2035 betragen, es soll über Schulden finanziert werden, 
und dann sollen ab 2035 jedes Jahr 10 Milliarden Euro 
ausgeschüttet werden. Das bedeutet: Sie müssen eine 
Rendite erwirtschaften, Sie müssen Zins und Tilgung 
bezahlen, und Sie haben natürlich auch noch Verwal-
tungskosten. Was ich von Ihnen schlicht und ergreifend 
wissen möchte, ist: Wie hoch sind die Renditen, mit de-
nen Sie rechnen, wie hoch sind die Kreditzinsen, mit 
denen Sie rechnen, wie hoch sind die Verwaltungskosten 
und die Tilgung? Vier Zahlen, vier Antworten. Ich bin 
gespannt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank für diese Frage. – An dieser Stelle ist 
natürlich an sich das Bundesministerium der Finanzen 
federführend. Ich will dennoch versuchen, entsprechend 
Ihrer Frage eine angemessene Antwort zu liefern.

Es ist so, dass wir bei der Ertragssituation konservative 
Annahmen zugrunde gelegt haben und dass hier eine 
hohe Anlehnung an KENFO stattgefunden hat mit der 
Folge, dass wir davon ausgehen, dass wir diese 10 Milli-
arden Euro abgeleistet bekommen. Tilgung ist nicht vor-

gesehen. Im Übrigen ist es deshalb auch nicht erforder-
lich, dass das Ganze in die Schuldenbremse mit 
einbezogen wird. Es ist ja lediglich ein Kapitalstock, 
der an dieser Stelle vorhanden ist. Das heißt, es wird 
zwar Geld aufgenommen, aber dieses Geld wird nicht 
ausgegeben, sondern es kommt lediglich der Kapitalstock 
zum Tragen.

Im Übrigen müsste ich auf ergänzende Beantwortung 
durch das BMF verweisen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der zweite Nachfrager ist Stefan Nacke.

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Frau Staatssekretärin, 

mit welchen Gesamtkosten rechnet die Bundesregierung 
durch das Rentenpaket II in Form von höheren Beiträgen 
und gestiegenen Bundeszuschüssen bis 2040? Professor 
Werding hatte in der „SZ“ Zusatzkosten von 300 Milliar-
den Euro berechnet. Teilt die Bundesregierung diese Be-
rechnung? Wenn nein, wo bestehen die Unterschiede be-
züglich Beiträgen und Bundeszuschüssen?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Der Gesetzentwurf liegt Ihnen vor. An sich können Sie 
diese Zahlen selbst nachschauen. Ich werde sie Ihnen 
aber jetzt aus den entsprechenden Unterlagen heraus-
suchen, um sie Ihnen dann vorzulesen.

Also: Die Kosten für die Bundesmittel liegen im Jahr 
2045 bei insgesamt 8,7 Milliarden Euro. Es wird zu einer 
Beitragssatzsteigerung kommen. Dabei handelt es sich 
um einen Betrag von 22,3 Prozent im Jahr 2045, wobei 
dieses Rentenpaket Kosten in Höhe von ungefähr 1 Pro-
zent des Beitragssatzes verursacht, was aber wiederum 
gedämpft wird durch das Generationenkapital, sodass es 
einen kleineren Effekt gibt. Das Generationenkapital 
wird mit einer Entlastungsfunktion von circa 0,3 bis 
0,4 Prozentpunkten angesetzt.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Fragesteller ist Dr. Markus 

Reichel.

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank auch, dass 

Sie es mir vorhin nachgesehen haben, dass ich vergaß, Sie 
zu begrüßen.

Dieses Generationenkapital hat wahrscheinlich den 
Namen daher, dass Sie mit diesem Kapital den Genera-
tionenvertrag aufkündigen. Ich muss Sie mal direkt fra-
gen: Angenommen, Sie würden ohne persönliches Geld 
zu einem Anlageberater gehen, der Ihnen sagt: „Nehmen 
Sie mal einen Kredit auf, und mit diesem Geld spekulie-
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ren Sie jetzt bitte an der Börse!“ – natürlich konservativ, 
aber dennoch –: Würden Sie diesem Anlageberater ver-
trauen, oder würden Sie ihn feuern?

Weil Sie explizit angesprochen haben, dass es bei der 
Schuldenbremse nicht angerechnet werden muss: Ich 
kann das nachvollziehen in einer Welt, in der es garantiert 
niemals Verluste geben wird. Aber es wird Zeiten geben, 
wo auch Aktienindizes wieder sehr stark sinken. Gehen 
Sie davon aus, dass es am Ende dann doch in die Schul-
denbremse entsprechend eingerechnet werden muss? 
Und falls nein, wie ist das möglich? – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Abgeordneter, hier investiert nicht ein Privat-
mensch, ein Privatmann oder eine Privatfrau, und das 
ist, denke ich, ein ganz entscheidender Unterschied in 
diesem Zusammenhang. Der entscheidende Unterschied 
liegt darin, dass das Generationenkapital auf Generatio-
nen angelegt ist und damit nicht auf Lebenszeit und damit 
nicht auf einen überschaubaren Zeitraum. – Das ist der 
entscheidende Unterschied. Der andere entscheidende 
Unterschied ist, dass auf Erträge keine Steuern zu bezah-
len sind, wenn der Staat der Anleger ist.

Im Übrigen sagt jeder Anleger: Alles, was auf lange 
Zeit angelegt werden kann, soll man durchaus in Aktien 
investieren.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Aber doch nicht 
kreditfinanziert!)

Genau das findet hier statt. Für weitere Detailfragen 
würde ich gern an das BMF verweisen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der nächste Nachfragesteller ist Max 

Straubinger. – Jetzt wollte ich fast „Straubinger Max“ 
sagen; aber ich mache es mal richtig.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das wäre genauso 
korrekt!)

Max Straubinger (CDU/CSU):
Das ist schon richtig, Frau Präsidentin. – Frau Staats-

sekretärin, ich kann an Ihre Antwort gleich anschließen.
Zum einen: Kann dieses Zinsdifferenzgeschäft, das Sie 

ja zur Sicherung der Altersversorgung betreiben wollen, 
Vorbild für die Sanierung des Bundeshaushalts sein?

Darüber hinaus: Gibt es irgendwo in der OECD ein 
Land, das seine Alterssicherung auch darauf aufbaut, 
Schulden aufzunehmen, an die Börse zu gehen und mit 
den entsprechenden Mitteln zu spekulieren, um dadurch 
zusätzliche Einnahmemittel zu generieren? Seien Sie mir 
nicht böse: Mein Bankberater hat mir davon abgeraten.

(Zuruf von der SPD)

Ich bin der Meinung: Davon ist auch abzuraten, wenn der 
Staat dies macht. Mit Steuergeldern müsste man beson-
ders sensibel umgehen, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Max Straubinger (CDU/CSU):
– anstatt sie irgendeiner Spekulation auszusetzen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Staatssekretärin.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Straubinger, Sie haben mich gefragt, ob das ein 
generelles Modell für den Staat sei. Diese Frage mögen 
Sie doch bitte an das Bundesfinanzministerium richten.

(Zuruf des Abg. Max Straubinger [CDU/ 
CSU])

– Wir sind aber für diesen Teil nicht federführend. Wie 
gesagt: Wenn Sie die Frage generell stellen, ist es einfach 
eine Frage der Finanzpolitik und der Haushaltspolitik und 
nicht mehr des Geschäftsbereichs des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales.

Was Sie immer vergessen: Wir setzen keine Renten-
gelder für dieses Thema ein, sondern wir setzen generelle 
Gelder ein. – Das ist der erste Punkt.

Was Sie auch immer wieder vergessen, ist, dass es 
einen entscheidenden Unterschied zu Ihnen als Person, 
die in Aktien investiert, gibt, nämlich – wie gesagt –: 
Der Staat lebt sozusagen länger als ein individueller An-
leger, und es gibt die Frage der Besteuerung nicht. Von 
daher gibt es entscheidende Unterschiede. Ich finde diese 
Konzeption somit durchaus vernünftig.

Wir setzen hiermit im Übrigen um, was die Koalitions-
fraktionen verabredet haben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Marc Biadacz hat die nächste Nachfrage.

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau 

Staatssekretärin, im Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zum Rentenpaket II – ich glaube, ehrlicherweise muss 
man „Rentenpaketchen“ sagen, weil so viel leider gar 
nicht drin ist; wir hätten uns mehr erhofft – sagen Sie 
ja, dass ab 2036 eine erste Ausschüttung aus Ihrem so-
genannten Generationenkapital erfolgen soll.

Können Sie uns sagen – das ist jetzt eine sehr klare 
Frage, weil Sie uns aufgefordert haben, klare Fragen zu 
stellen, damit Sie auch klare Antworten geben können, 
Frau Staatssekretärin –, wie die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Zeitraum bis 2035 dann aber auch ent-
lastet werden sollen?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.
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Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Sie vergessen an dieser Stelle eines: Wir sichern ein 
Rentenniveau von 48 Prozent ab. Das ist zunächst einmal 
etwas ganz Großartiges. Das mag Ihnen als Klein-Klein 
erscheinen; aber das Rentenniveau würde dramatisch ab-
sinken, wenn wir diese Sicherungsfunktion nicht nutzen 
würden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt doch gar 
nicht!)

– Doch, es würde auf lange Perspektive massiv absinken.
Wie gesagt: Wir beabsichtigen die Sicherung des Ren-

tenniveaus in einem ersten Schritt bis zum Jahr 2039, mit 
Wirkung bis zum Jahr 2040. Es ist verabredet, dass es 
zum Jahr 2035 einen Bericht geben soll, der beinhaltet, 
wie die weitere Absicherung erfolgen kann.

Ja, Sie haben recht: Bis zu diesem Jahr wird es nicht zu 
einer Entlastung der Bürgerinnen und Bürger kommen; 
aber durch die Aussicht einer Absicherung des Renten-
niveaus von 48 Prozent sind viele mit diesem Schritt 
befriedet.

Was Sie immer wieder vergessen: Ein Großteil der 
Effekte, die zu Beitragssatzsteigerungen führen, hat über-
haupt nichts mit diesem Rentenpaket zu tun, sondern mit 
der Demografie. Deshalb haben wir in dieser Koalition 
beispielsweise endlich ein vernünftiges Fachkräfteein-
wanderungsgesetz beschlossen, damit fehlende Arbeits-
kräfte ersetzt werden und damit –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

– das System der Absicherung der Renten weiterhin 
funktioniert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Stephan Stracke ist der nächste Nachfragende.

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 

zunächst einmal darf ich festhalten, dass Sie den Berech-
nungen von Professor Werding nicht widersprochen ha-
ben, die zeigen, dass das Gesamtpaket bis 2040 Zusatz-
kosten von 300 Milliarden Euro für die Erwerbstätigen 
und Steuerzahler auslösen wird. Das ist, was die frohe 
Botschaft angeht, etwas, was man jedenfalls dazurechnen 
soll und dazusagen muss.

Das Zweite ist: Sie rechnen mit Erträgen aus dem 
schuldenfinanzierten Generationenkapital von 10 Milliar-
den Euro, wollen damit aber nur eine Beitragsglättung 
von 0,3 Prozentpunkten erreichen. Warum denn eigent-
lich nur 0,3 Prozentpunkte? 10 Milliarden Euro ergeben 
umgerechnet mehr als 0,3 Prozentpunkte; es wären ei-
gentlich 0,6 Prozentpunkte. Wie erklären Sie denn diese 
Differenz? Wo bleiben eigentlich die anderen 0,3 Prozent-
punkte stecken? Hat das etwas mit Schuldentilgung, mit 

Kosten oder anderen Dingen zu tun? Wie erklären Sie 
diese Differenz, die vermuten lässt, dass tatsächlich nicht 
10 Milliarden Euro zur Beitragsglättung verwendet wer-
den?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Erstens. Herr Stracke, Sie verwenden ein immerglei-
ches Modell, das mich annervt – entschuldigen Sie diese 
unparlamentarische Ausdrucksweise! –:

(Zurufe von der CDU/CSU)
Sie unterstellen immer, dass man eine Aussage teile, 
wenn man ihr nicht widersprochen hat.

(Stephan Stracke [CDU/CSU]: Wir haben 
nachgefragt!)

Ich sage Ihnen: Es gibt unzählige Gutachten. Die Frage 
nach der Bewertung des Hauses zu dem angesprochenen 
Gutachten kann ich Ihnen aus dem Stegreif nicht beant-
worten. Wenn Sie hierzu eine Stellungnahme haben wol-
len, schreiben Sie mir einen Brief. Sie werden eine Ant-
wort erhalten.

Zweitens. Was Sie bei diesem Generationenkapital of-
fensichtlich nicht verstanden haben, ist, dass es einen 
Kapitalstock geben soll. Dieser Kapitalstock wächst, die-
ser Kapitalstock wirft Erträge ab. Ihre Höhe wird im 
Moment auf circa 10 Milliarden Euro geschätzt. Man 
hätte den Kapitalstock noch größer anlegen können; das 
ist richtig. Aber die Koalitionsfraktionen haben uns dies 
vorgegeben, und wir setzen um, was uns die Koalitions-
fraktionen vorgegeben haben

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Die SPD- 
Fraktion!)

und was auch wir für vernünftig halten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Peter Aumer ist der nächste Nachfrager.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Frau Staatssekretärin, meine Frage passt sehr gut dazu. 

Sie sprechen von einem Kapitalstock. Das ist fast wie ein 
Sondervermögen. Es ist sehr spannend, wenn ein Kapital-
stock mit Schulden finanziert wird.

Meine erste Frage hierzu ist: Wie stellen Sie die Fi-
nanzierung sicher, wenn die 10 Milliarden Euro jährlich 
nicht ausgeschüttet werden können?

Die zweite Frage ist: Welche Anlagestrategie wird ver-
folgt?

Die dritte Frage ist: Welche Anlagen sind denn mög-
lich? Sind es nur Anlagen zur Investition in die Trans-
formation, in die klimaneutrale Wirtschaft,

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: In 
Rüstungsaktien!)

oder gibt es da auch andere Möglichkeiten?
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Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Es ist eine konservative Anlage analog zum KENFO 
geplant. Deshalb wird auch das Bundeswirtschaftsminis-
terium in dem entsprechenden Beirat sitzen. Im Übrigen 
verweise ich bei diesbezüglichen Fragen an das Bundes-
wirtschaftsministerium.

Die anderen Fragen habe ich nach meiner Auffassung 
bereits beantwortet.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Dann 
soll das Wirtschaftsministerium antworten! 
Eine spannende Frage!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Tanja Machalet ist die letzte Nachfragerin.

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Staatssekretärin, 

Sie lesen ja viel in der Presse, ich tue das auch. Sind Ihnen 
Vorschläge der CDU/CSU-Fraktion bekannt, wie sie sich 
das Rentenniveau und den Beitragssatz in Zukunft vor-
stellt?

Wir kennen die Remigrationspläne der AfD. Können 
Sie einschätzen, wie es sich auf das Rentenversicherungs-
system auswirken würde, wenn wir Millionen von Men-
schen, die hier beschäftigt sind und die in die Sozialver-
sicherung einzahlen, aus dem Land verweisen würden?

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. – Aus der Unions-
fraktion ist uns insbesondere ein Konzept bekannt – ein 
Konzept, das bereits in den 90er-Jahren so formuliert 
worden ist –, und das ist die Rente mit 70. Wir halten 
die Rente mit 70 für vollkommen untauglich,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken und des Abg. Frank Bsirske 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]] – Matthias 
Hauer [CDU/CSU]: Welche Zeitung lesen Sie 
eigentlich?)

weil viele Menschen in diesem Alter schlichtweg keine 
Arbeitsleistung mehr erbringen werden können.

Wir halten unser Konzept für tragfähig. Wir wissen seit 
Langem, dass es zu Beitragssatzsteigerungen kommen 
wird. Aber wir können, zum Beispiel indem wir Men-
schen, die aus dem Ausland kommen, integrieren, Bei-
träge dazu leisten, dass das alles nicht so schlimm kom-
men wird, wie es kommen könnte.

Zum zweiten Teil Ihrer Frage. Um es klar und deutlich 
zu formulieren: Das wäre alles wohlstandsgefährdend. 
Wenn das umgesetzt würde, was die AfD fordert, könnten 
wir das Rentenversicherungssystem nicht mehr aufrecht-
erhalten.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank.

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Stephan 
Brandner auf:

Welche Schlussfolgerungen zieht der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, Hubert Heil, aus dem Vorschlag der 
Wirtschaftsweisen Veronika Grimm (Mitglied im Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung), den Zeitpunkt des Renteneintritts an die Lebens-
erwartung zu koppeln (www.tagesschau.de/wirtschaft/ 
verbraucher/rente-wirtschaftsweise-100.html), und wie be-
gründet er seine Antwort?

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Mit der laufenden 
stufenweisen Anhebung der Regelaltersgrenze auf 
67 Jahre bis 2031 wurde ein verbindlicher Fahrplan für 
den Renteneintritt festgelegt. Zuverlässigkeit in den Rah-
menbedingungen ist sowohl für Beschäftigte als auch 
Unternehmen wichtig. Die Menschen müssen sich darauf 
einstellen können, wie lange ihr Arbeitsleben gehen soll, 
weil damit individuelle Planungen zusammenhängen; im 
Prinzip ist es bei Unternehmen nicht anders. Wir sehen 
deshalb keinerlei Notwendigkeit, das Renteneintrittsalter 
darüber hinaus anzuheben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen zwei Nachfragen stellen.

Stephan Brandner (AfD):
Danke schön. – Eine Frage ist: Wie lange müssen 

Menschen arbeiten, bis sie in Rente gehen können? Die 
zweite Frage ist: Was haben sie letztendlich in der Rente 
davon? Die Situation in Deutschland wird ja immer dra-
matischer: 40 Prozent der Rentner haben weniger als 
1 250 Euro im Monat zur Verfügung, etwa 25 Prozent 
weniger als 1 000 Euro im Monat. Das muss man sich 
einmal vorstellen: 1 000 Euro ist das, was Bundestags-
abgeordnete an Rentenanspruch erwerben, wenn sie vier 
Jahre im Bundestag waren. Das haben sehr viele Rentner 
in Deutschland nach Jahrzehnten harter Arbeit nicht in 
ihrem Säckel. Das ist ein Skandal sondergleichen. Sie 
sind dann beispielsweise auf Flaschensammeln oder auf 
Arbeit nebenher angewiesen. Das ist eine dramatische 
Situation in Deutschland. Was sagen Sie Menschen, die 
am Ende ihres Arbeitslebens von der Hand in den Mund 
leben müssen? Und finden Sie es vertretbar, dass die 
Situation in Deutschland so ist?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Zunächst einmal muss man wissen, dass es in Deutsch-
land bereits nach fünf Jahren Arbeitsleistung eine Rente 
gibt. Von daher führen Vergleiche schlichtweg zu Ver-
zerrungen. Es sind häufig nicht die Menschen mit den 
niedrigsten Renten, die im Endergebnis tatsächlich am 
wenigsten zur Verfügung haben. Das kann man dem 
Rentenversicherungsbericht und dem Alterssicherungs-
bericht wunderbar entnehmen. Der Rentenanspruch 
nach fünf Jahren führt übrigens auch dazu, dass die häu-
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fig herangezogenen Vergleichswerte mit Österreich über-
haupt nicht zutreffend sind. Wenn ich den Bezug einer 
Rente erst nach 15 Jahren gestatte, wäre auch in Deutsch-
land die Rentenzahlung weitaus höher; das kann man im 
Rentenversicherungsbericht nachlesen. Die Rente eines 
langjährigen Versicherten – ich versuche gerade, die Zah-
lenwerte zu finden – liegt bei – lassen Sie mich nach-
schauen – –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielleicht kann man das nachreichen?

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ja, das kann ich machen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir haben sonst ein zeitliches Problem.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Davon abgesehen: Alles in diesem Politikbereich ist 
wunderbar dokumentiert. Man kann, wenn man will, alles 
nachlesen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die zweite Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Ja, man kann es nachlesen. Nachlesen kann man alles, 

aber das überzeugt natürlich nicht. Ich habe Sie jetzt so 
verstanden, dass die Menschen in Deutschland selber 
schuld sind, dass die Renten so niedrig sind, weil sie 
einfach zu wenig arbeiten. Das sagen Sie von der Regie-
rungsbank. Das lassen wir uns mal auf der Zunge zer-
gehen.

(Dr. Tanja Machalet [SPD]: So ein Quatsch! – 
Weitere Zurufe von der SPD)

– Ich scheine ja recht zu haben, sonst würden Sie nicht so 
dazwischenbläken, oder?

(Dr. Tanja Machalet [SPD]: Sie haben keine 
Ahnung!)

Ich wiederhole das: Die Staatssekretärin hat gesagt, die 
Menschen in Deutschland sind selber schuld an den nied-
rigen Renten, weil sie zu wenig arbeiten. Das hat die 
Staatssekretärin gesagt.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So ein Blödsinn! 
Das hat sie nicht gesagt! – Matthias Hauer 
[CDU/CSU]: Hat sie nicht gesagt! – 
Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Das ist schon ziemlich übel, was er sagt! Das 
kann man nicht unter den Tisch kehren!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die Staatssekretärin kann gleich darauf antworten. Ich 

bitte um ein bisschen Ruhe im Saal. Das ist die letzte 
Nachfrage.

Stephan Brandner (AfD):
Anderes Thema. Das Rentenniveau in Deutschland 

liegt bei mageren 48 Prozent. Ich habe mal geschaut: In 
Frankreich liegt es bei 75 Prozent, in Großbritannien bei 
58 Prozent, in den USA bei 55 Prozent, in Griechenland 
bei 94 Prozent, in den Niederlanden bei 100 Prozent und 
in Kroatien bei über 100 Prozent;

(Zuruf von der SPD: Jetzt können Sie lesen!)
die Leute bekommen also mehr Rente, als die im Durch-
schnitt verdient haben. Der OECD-Durchschnitt liegt 
übrigens bei 75 Prozent. Wie kommt es zu diesem kata-
strophal niedrigen Rentenniveau in Deutschland?

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ich habe vorhin versucht, dazu eine Erläuterung zu 
geben. Davon abgesehen ist die Verzerrung meiner Worte 
durch Sie eine Frechheit und nichts anderes.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf von der AfD)

– Nein, ich bin nicht fertig. Ich habe nie behauptet, dass 
die Menschen selbst schuld sind. Ich habe versucht, dar-
zulegen, dass das, was Rentner scheinbar haben oder 
nicht haben, durch einige Umstände verzerrt ist. Es gibt 
Menschen, die häufig nur ganz kurz sozialversicherungs-
pflichtig gearbeitet haben und danach in die Selbststän-
digkeit oder in ein Beamtenverhältnis gewechselt sind, 
die winzigste Renten beziehen. Wenn man diesen Faktor 
außer Acht lässt, stellen sich Renten als weitaus höher 
dar. Ich möchte einfach mal das Beispiel eines sogenann-
ten Eckrentners nennen: Stand 1. Juli 2023 beläuft sich 
die Rente auf 1 503 Euro; das ist jemand, der 45 Jahre 
gearbeitet hat, und das trifft auf viele Menschen in 
Deutschland zu.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich habe jetzt noch zwei Nachfrager; deren Fragen 

lasse ich noch zu. Die übrigen angemeldeten Fragen lasse 
ich nicht mehr zu, weil wir schon einige Minuten über der 
Zeit sind und dann in die Aktuelle Stunde eintreten. – Der 
erste Nachfrager ist Herr Birkwald.

Matthias W. Birkwald (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Zunächst zu Herrn 

Brandner. Erstens haben Sie in Ihrer Frage das Renten-
niveau Deutschlands mit der Nettoersatzrate der OECD 
verwechselt. Da kann ich nur sagen: Setzen, sechs! Zwei-
tens hat Ihre Fraktion, die AfD, nach meinem Kenntnis-
stand noch nicht ein einziges Mal einen Antrag vorgelegt, 
mit dem das gegenwärtige Rentenniveau auch nur um 1 
oder 2 Prozentpunkte erhöht werden möge; im Gegensatz 
zur Linken: Wir wollen ein Rentenniveau von 53 Prozent.

Jetzt zu meiner Frage an die verehrte Frau Staatssekre-
tärin. Mit Blick auf die eigentliche Frage des Kollegen 
Brandner: Können Sie bestätigen, dass nach mehreren 
Studien des Robert-Koch-Instituts männliche Senioren, 
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die älter als 65 sind und die zu den ärmsten 10 Prozent 
gehören, im Vergleich zu den reichsten 10 Prozent 
8,6 Jahre eher sterben müssen; bei den Seniorinnen sind 
es 4,8 Jahre? Und falls Sie das bestätigen können: Wür-
den Sie mir zustimmen, dass, wenn wir das Rentenein-
trittsalter an die Lebenserwartung koppelten, Maloche bis 
zum Tode vor allen Dingen für diejenigen gelte, die nied-
rige Einkommen und die härtesten Jobs hatten?

(Beifall des Abg. Andrej Hunko [BSW])

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Ich kann Ihnen in allen Punkten recht geben. Das ist 
auch ein Ansatzpunkt, der durch das Bundesministerium 
für Gesundheit weiterverfolgt werden muss. Das kann 
man nicht außer Acht lassen. Deshalb ist beispielsweise 
in der Vergangenheit ein Präventionsgesetz gemacht wor-
den, über dessen Ausbau man sicherlich gemeinsam dis-
kutieren muss.

(Matthias W. Birkwald [Die Linke]: Vielen 
Dank!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Markus Reichel hat die letzte Nachfrage.

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, vielen Dank. – Frau Staatssekretärin, 

in diesem Komplex können wir uns sicherlich darauf ver-
ständigen, dass eines in jedem Falle wichtig ist, nämlich 
dass ältere Arbeitnehmer auch tatsächlich eine Beschäf-
tigung haben, sofern sie eben noch vor dem Erreichen der 
Altersgrenze sind. Jetzt ist es so, dass nur 3 Prozent der 
älteren Beschäftigten aktuell Weiterbildungsangebote an-
nehmen. Mich würde interessieren, wie Sie diese Zahl 
einstufen und was Sie unternehmen, um etwas dagegen 
zu tun.
Und dann erlauben Sie mir noch eine kurze Bemerkung. 
Sie hatten vorhin bei der Beantwortung der Frage meines 
Kollegen Stephan Stracke erwähnt, dass Sie sehr davon 
genervt seien, welche Fragen hier seitens der Opposition 
gestellt werden.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Weil Sie immer die gleichen stel-
len!)

Ich möchte dazu sagen: Wir sind durchaus auch genervt, 
wenn wir nichtssagende Antworten seitens der Bundes-
regierung bekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Unterschied ist nur: Wir kommen unserem Verfas-
sungsauftrag nach, Fragen zu stellen. Wenn Sie unsere 
Fragen nicht beantworten, kommen Sie Ihrem nicht 
nach. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Staatssekretärin, Sie dürfen antworten.

Anette Kramme, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales:

Herr Reichel, um es klar und deutlich zu sagen: Das, 
was Sie jetzt von sich gegeben haben, habe ich nicht 
gesagt.

(Rasha Nasr [SPD]: Das stimmt! – Stephan 
Brandner [AfD]: Genau wie bei mir!)

Ich habe gesagt: Herr Stracke hat die Angewohnheit, 
wenn ich mich zu etwas nicht äußere, daraus eine Zu-
stimmung zu machen. Das ist aber keine Zustimmung. 
Schweigen ist keine Zustimmung. Wie gesagt, ich habe 
darauf verwiesen, dass im Hause sicherlich eine Bewer-
tung dieser Studie existiert und, wenn er diese Bewertung 
haben will, wir sie ihm gerne zukommen lassen.

Jetzt habe ich vor lauter Schreck Ihre Frage vergessen. 
Wenn Sie mir ein Stichwort geben würden.

(Dr. Markus Reichel [CDU/CSU]: Weiterbil-
dungsquote von älteren Beschäftigten!)

Es ist tatsächlich so, dass Ältere nicht hinreichend Wei-
terbildungsangebote wahrnehmen. Wir können als Staat 
nur die Voraussetzungen dafür schaffen. Das haben wir 
mit dem Qualifizierungschancengesetz, finde ich, in ex-
zellenter Form getan. Es ist so, dass nicht nur Arbeitslose, 
sondern im Prinzip jeder Arbeitnehmer in Deutschland 
Weiterbildung in Anspruch nehmen kann. Aber auch 
die Arbeitgeber, die ja ein Interesse an der Aufrechterhal-
tung des Fachwissens einer Arbeitskraft haben müssten, 
müssen da mitarbeiten, und auch seitens der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer muss Engagement dafür da 
sein. Was wir nur machen können, ist, für unser Gesetz zu 
werben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der Fra-

gestunde angekommen. Ich bedanke mich bei der Bun-
desregierung und bei den Fragestellern für die gute, dyna-
mische Debatte, die wir gerade hatten.

Bevor ich den Zusatzpunkt „Aktuelle Stunde“ aufrufe, 
komme ich zurück auf die Befragung der Bundesregie-
rung bzw. die Befragung des Bundeskanzlers. Ich habe 
mir den Protokollauszug geben lassen und erteile dem 
Abgeordneten Stephan Brandner und dem Abgeordneten 
Martin Reichardt für ihre Bemerkungen jeweils einen 
Ordnungsruf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: 
Das ist erst der Hundertste! – Stephan 
Brandner [AfD]: Welche denn?)

Ich möchte auch zurückkommen auf die Debatte in der 
Aktuellen Stunde am Freitag der letzten Sitzungswoche. 
Der Abgeordnete Kai Gehring hat in seiner Rede eine hier 
im Hause vertretene Fraktion mit einer unzulässigen par-
lamentarischen Wortwahl bezeichnet, die ich jetzt nicht 
wiederholen möchte. Da diese Wortwahl wenig zielfüh-
rend ist für unsere parlamentarische Auseinandersetzung, 
möchte ich diese rügen.

Im Hinblick auf die gleich stattfindende Aktuelle 
Stunde möchte ich darauf verweisen, dass wir uns hier 
darauf verständigt haben, uns nicht gegenseitig zu be-
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schimpfen, sondern eine gute, sachliche und respektvolle 
Debatte zu führen und ordentlich miteinander umzuge-
hen. Ich nehme die Aktuelle Stunde, die jetzt folgt, zum 
Anlass, Sie zu bitten, dass wir alle gemeinsam das so tun.

Ich rufe somit den Zusatzpunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Taurus-Abhörskandal in der Bundeswehr
Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner ist für die 

AfD-Fraktion Rüdiger Lucassen.
(Beifall bei der AfD)

Rüdiger Lucassen (AfD):
Frau Präsidentin! Frau Wehrbeauftragte! Meine Da-

men und Herren! Der Bundeskanzler hat sich festgelegt: 
Er wird den Taurus nicht an die Ukraine liefern. Dass er 
dafür nach Monaten des Streits auf ein öffentliches „Bas-
ta!“ zurückgreifen muss, sagt viel aus über den Zustand 
der Koalition und noch mehr über den Wert seiner Richt-
linienkompetenz. „Ich bin der Kanzler, und deshalb gilt 
das“, sagte Olaf Scholz. – Gut, Herr Bundeskanzler, dass 
Sie Ihr Kabinett und die Deutschen daran erinnern, dass 
Sie Kanzler sind. Man merkt es nämlich nicht.

(Beifall bei der AfD)
In der Sache haben Sie recht. Der Taurus ist ein Waf-

fensystem mit dem Potenzial, aus dem Krieg um die 
Ukraine einen Krieg in ganz Europa zu machen – einen 
großen Krieg.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Dummes Zeug!)

Dass wir hier im Bundestag Frauen haben wie Britta 
Haßelmann, die vor Kriegsmüdigkeit warnt, und wie 
die Ausschussvorsitzende Strack-Zimmermann, die den 
Krieg auf dem Schlachtfeld entscheiden will, ist ein 
schlechter Witz.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Sie verwechseln das mit der Schlachteplatte! 
Die esse ich gern! – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Wie wollen Sie denn 
den Krieg entscheiden?)

Diese Frauen haben weder die Fähigkeit, den Irrsinn ihrer 
absurden Forderungen zu erfassen, noch sind sie es, die 
ihre Enkelkinder an die Front schicken müssen. Solche 
Durchhalteparolen im Stil des Frühjahrs 45 sind einfach 
nur eines: unanständig und dumm.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Unfassbar! Unfassbar! 
Das ist unfassbar! – Falko Droßmann [SPD]: 
Es geht doch um die Abhörgeschichte!)

Meine Damen und Herren, vor drei Wochen haben sich 
der Inspekteur der Luftwaffe und drei seiner Offiziere 
abhören lassen. Vier Tage davor wiederholte Verteidi-
gungsminister Pistorius noch sein Mantra der Kriegstüch-
tigkeit: Die Bevölkerung solle sich mit der Gefahrenlage 
auseinandersetzen.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Ja! Von der AfD!)

Das ist sie, diese riesige Lücke zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit in der Ampelkoalition: immer das große 
Wort – Kriegstüchtigkeit – führen, aber nicht einmal 
den eigenen engsten Bereich unter Kontrolle haben.

Der Abhörskandal hat einen enormen Schaden ange-
richtet. Der Inspekteur der Luftwaffe plaudert mal so 
eben deutsche Staatsgeheimnisse aus:

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Das ist doch dummes Zeug!)

die Anzahl der einsatzbereiten Taurus-Marschflugkörper. 
Er plaudert mal so eben Staatsgeheimnisse anderer Na-
tionen aus: verdeckter Einsatz amerikanischer Militär-
berater in der Ukraine. Er plaudert dann munter weiter, 
wie deutsche Soldaten verdeckt den Einsatz des Taurus 
unterstützen könnten – und alles in einem Ton, als ob es 
sich um irgendein Spiel handeln würde.

Es ist diese Bundesregierung, die seit Antritt das große 
Wort von der Zeitenwende führt, sich aber nicht an die 
eigenen Regeln halten kann, die das Rumquatschen nicht 
unter Kontrolle bekommt. Sie können es nicht.

(Beifall bei der AfD)
Und Ihr zweiter Geheimdienst, der MAD, was macht 

der eigentlich?
(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 

Der beobachtet Sie!)
Spionageabwehr ist es ja offensichtlich nicht. Jetzt geben 
Sie ernsthaft Putin die Schuld, dass Russland das ge-
heime Gespräch abgehört hat. Ihre Vorgängerin Merkel 
stellte schon vor x Jahren fest, dass selbst die Amerikaner 
uns überwachen: Abhören unter Freunden geht gar 
nicht. – Doch, das geht – bis heute übrigens. Genauso 
hören die Russen ab und die Chinesen.

(Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann [FDP]: 
Ihre Freunde!)

Die Aufgabe des MAD und des Verfassungsschutzes 
wäre es, Deutschland davor zu schützen. Aber das kön-
nen sie nicht, weil sie den ganzen Tag damit beschäftigt 
sind, die Facebook-Profile von Bürgern auszuschnüffeln. 
Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der AfD – Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP]: Das sagt der König des 
Tiktok!)

Der Abhörskandal in der Bundeswehr offenbart wieder 
einmal den ganzen Dilettantismus dieser Regierung. Seit 
über zwei Jahren sehen wir dieses unwürdige Spiel. Es 
gibt da keine Reparaturmöglichkeiten. Diese Regierung 
gehört abgelöst.

(Beifall bei der AfD)
Richtig bleibt jedoch das erste Machtwort des Kanzlers, 
seit er im Amt ist: Nein zum Taurus. – Bleiben Sie dabei, 
Herr Bundeskanzler, auch wenn Ihre Gründe dafür im 
Dunkeln liegen mögen.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Falko Droßmann für die SPD-Fraktion ist der nächste 

Redner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Falko Droßmann (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Wehrbeauftragte! 

Im großen Reigen der sinnlosen Aktuellen Stunden, die 
die AfD hier beantragt, ist diese ein neuer Höhepunkt; ich 
kann es überhaupt nicht anders sagen. Die CDU wittert 
einen Skandal, bezeichnet das Vorgefallene als einen 
Skandal, und da will die AfD natürlich nicht nachstehen, 
möchte ein Stück von dem Skandal abhaben und be-
antragt eine Aktuelle Stunde. Was ich Ihnen ehrlicher-
weise sagen muss: Die Genugtuung und die Freude 
über diesen russischen Erfolg, die Sie hier zeigen, sind 
widerwärtig und zutiefst unpatriotisch.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute hat der 
Kanzler sich zwei Stunden lang detailliert zu Taurus und 
zu anderen Themen geäußert. Heute Morgen ist darüber 
fünf Stunden im Verteidigungsausschuss gesprochen 
worden. Vorgestern gab es eine Sondersitzung des Ver-
teidigungsausschusses,

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum [AfD])

in der der Verteidigungsminister und Inhaber der Be- 
fehls- und Kommandogewalt detailliert zu allen Punkten 
Stellung genommen hat. Das Einzige, was die AfD dazu 
beizutragen hat, ist ein Antrag heute Morgen, in dem 
gefordert wird, dass innerdeutsche Produktionsstätten, 
Metzgereien, Molkereien und Schlachtbetriebe zu för-
dern sind. Es geht Ihnen an keiner Stelle um die wirkliche 
Aufklärung dessen, was da passiert ist. Es geht Ihnen 
ausschließlich um die Skandalisierung. Sie hätten jede 
einzelne Frage in dieser Sitzung stellen können. Was 
Sie hier versuchen, ist, geheime militärische Abläufe, 
über die wir im Ausschuss detailliert unter Geheimhal-
tung gesprochen haben, in die Öffentlichkeit zu zerren.

(Zurufe von der AfD)

Das wollen Sie, um damit dann auch Russland weiteren 
Vorschub zu leisten. Das ist alles, was Sie tun. Der Mi-
nister hat sich deutlich geäußert.

Ich möchte nur auf drei kleine Punkte eingehen, weil 
alles detailliert besprochen ist. Klar ist: Ein schwerer 
Fehler wurde begangen. Das hätte nicht passieren dürfen, 
überhaupt keine Frage. Und der Minister hat auch zuge-
sagt, dass nachgewiesenes Fehlverhalten geahndet wird.

Zweitens – weil das auch immer falsch gesagt wird: Es 
handelt sich hier nicht um das Programm Webex, das 
auch viele von uns nutzen und das in vielen Bereichen 
genutzt wird, sondern um Webex Bundeswehr, was aus-
schließlich auf innerdeutschen Servern gehostet wird, 
natürlich auch mit der notwendigen Sicherheitstechnik.

Drittens. Es besteht keine systematische Sicherheits-
lücke. Unsere Vorgaben zu Um- und Zugang sowie Aus-
tausch von Verschlusssachen sind grundsätzlich ausrei-
chend und entsprechen den nationalen sowie den 
internationalen Vorgaben.

Insofern: Alle Punkte sind detailliert besprochen, alle 
Punkte sind aufgeklärt. Was nötig ist, wird weiter auf-
geklärt werden. Ich empfehle manchen Menschen in 
unserem Land, wenn sie Ausschusssäle mit selbstgebas-
telten Schildern besetzen, darauf doch nicht „Ausschuss-
vorsitzender“ zu schreiben, sondern „GröSchwaZ“: 
Größter Schwachsinn aller Zeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Zuruf des Abg. 
Martin Reichardt [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und für die Unionsfraktion hat das Wort Jens 

Lehmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Lehmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Frau Wehrbeauftragte! Meine Da-

men und Herren! Herr Droßmann, die Einberufung dieser 
Aktuellen Stunde hätte ich mir vor allen Dingen von den 
Ampelfraktionen gewünscht. Aber Sie haben stattdessen 
die von uns beantragte Sondersitzung verzögert. Und 
auch der Bundeskanzler wollte sich den Fragen im Aus-
schuss nicht stellen. Aber wir sprechen hier über gleich 
zwei höchst brisante Sachverhalte. Es geht um Detailfra-
gen beim Marschflugkörper Taurus und um abgehörte 
Gespräche deutscher Luftwaffenoffiziere.

Meine Damen und Herren, der Abhörvorgang der Rus-
sen durfte nicht passieren. Da Putin ihn natürlich zu Pro-
pagandazwecken missbraucht, sollte spätestens jetzt dem 
letzten naiven Russlandfreund klar sein, dass Russland 
nicht nur in der Ukraine einen physischen Krieg führt, 
sondern auch asymmetrisch in Deutschland. Dass unsere 
Luftwaffenoffiziere abgehört wurden, deckt im Übrigen 
schonungslos auf, dass wir dringend besser werden müs-
sen, wenn es um verschlüsselte Kommunikation und vor 
allen Dingen um deren Anwendung geht. Ich denke, wir 
alle erwarten eine vollständige Aufklärung von Minister 
Pistorius mit entsprechenden Konsequenzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ehrt ihn, wenn er sich vor seine Soldaten stellt, sie 
in Schutz nimmt und erst einmal disziplinarische Ermitt-
lungen abwartet. Dasselbe hätte ich mir auch im Fall von 
General Kurczyk erwartet. Aber hier misst Boris 
Pistorius offenbar mit zweierlei Maß.

Meine Damen und Herren, im Telefonat über den Tau-
rus haben die beteiligten Soldaten ihren Job gemacht: Sie 
sind Einsatzmöglichkeiten der Waffe durchgegangen. Es 
ist jedoch ein maßgeblicher Widerspruch zwischen den 
Inhalten des abgehörten Gespräches und den Aussagen 
des Bundeskanzlers offensichtlich geworden:
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(Beifall des Abg. Jürgen Hardt [CDU/CSU] – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Eben gerade 
nicht!)

Wie verhält sich der Inhalt des Gespräches mit den Aus-
sagen von Bundeskanzler Scholz? Für mich passt das 
nicht zusammen. Einer muss die Unwahrheit sagen. Es 
kann nur eine Wahrheit geben. Entweder braucht es deut-
sche Soldaten in der Ukraine, um den Taurus zu beglei-
ten, oder nicht. Da ich keine Bundeswehrsoldaten in den 
Taurus-Nutzerstaaten Spanien und Südkorea sehe, 
scheint die Antwort klar zu sein.

Angesichts der Brisanz des Themas ist es zwingend, 
dass Sie dem Parlament umfassend erklären, warum Sie 
keine Taurus-Marschflugkörper liefern wollen. Sie haben 
die Chance am Montag zur Sondersitzung verpasst, und 
auch Ihre heutigen Aussagen machen die Sache nicht 
besser. Es ist Ihre Pflicht, vor den gewählten Vertretern 
des Volkes wichtige Dinge zu erklären. Ich möchte nicht 
in die nächste Schülerzeitung schauen müssen, um Ihre 
aktuelle Meinung und Argumentationen zu Taurus zu 
erfahren. Ein Basta vor Schülern ersetzt nicht die Erklä-
rung vor dem Parlament.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hier erwarte ich eine klare Aussage, vor allem mit gleich-
bleibenden und stichhaltigen Argumenten, die das Par-
lament überzeugt und den Bürgern eine klare Linie ver-
mittelt. Meine Damen und Herren, die Argumentation des 
Kanzlers bei Taurus ist die gleiche wie bei der Lieferung 
von schweren Waffen wie Panzerhaubitze oder Leopard, 
wo es im Übrigen auch erst hieß, wir können nicht liefern, 
weil die Systeme zu kompliziert seien, weil wir uns dann 
direkt am Krieg beteiligen würden. Schlussendlich und 
auf massiven Druck hin stimmte der Kanzler der Liefe-
rung der Waffen zu.

Deutschland befindet sich glücklicherweise nicht im 
Krieg mit Russland. Aber wir unterstützen mit der 
Ukraine ein Land, das sich gegen einen Aggressor wehrt, 
und geforderte Verhandlungen mit Russland kann und 
wird es nur geben, wenn wir eine wehrhafte Ukraine 
haben. Daher auch meine Fragen an die Bundesregierung 
und den Bundeskanzler, der ja die englische und franzö-
sische Präsenz in der Ukraine bekannt gegeben hat: Be-
finden sich die NATO-Staaten England und Frankreich 
im Krieg mit Russland? Ich nehme die Antwort vorweg: 
Nein. Beide Länder sind keine Kriegsparteien – und das, 
obwohl sie ähnliche Waffensysteme wie Deutschland an 
die Ukraine liefern.

Meine Damen und Herren, lassen Sie sich von der 
Argumentation des Kanzlers nicht täuschen. Wenn er be-
hauptet, Taurus könne nicht geliefert werden, weil man 
damit weit ins russische Hinterland wirken kann, dann ist 
das eine schwache Argumentation. Die Ukrainer könnten 
beispielsweise auch mit Panzerhaubitzen sehr weit ins 
Hinterland wirken. Ich denke, der Kanzler hat kein Ver-
trauen in die ukrainische Armee. Die Ukrainer haben 
bisher alle auferlegten Regeln der Lieferländer penibel 
eingehalten, und das wird auch so bleiben. Da bin ich 
mir sicher.

Meine Damen und Herren, wir sollten aus der Abhör-
affäre und dem Kanzlerveto zum Taurus Folgendes für 
unsere Arbeit hier im Parlament mitnehmen: Für unsere 
Sicherheit muss investiert werden. Wir brauchen eine 
voll ausgestattete Bundeswehr, um abzuschrecken. Des-
halb muss der Einzelplan 14 um 10 Milliarden Euro jähr-
lich wachsen, um auch nach dem Sondervermögen wich-
tige Beschaffungen tätigen zu können. Werte Kollegen, 
sorgen Sie in den Haushaltsverhandlungen dafür, dass der 
Verteidigungsetat auch tatsächlich auf diese 2 Prozent 
angehoben wird.

Mit einem Zitat von Wilhelm von Humboldt, der schon 
vor 200 Jahren wusste, „… ohne Sicherheit ist keine 
Freiheit“, möchte ich schließen.

Danke 
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Agnieszka Brugger für Bündnis 90/Die Grünen ist die 

nächste Rednerin.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Wehrbeauftragte! 

Herr Minister! Meine Damen und Herren! Jan Marsalek 
war die zentrale Figur von Wirecard. Als der milliarden-
schwere Betrug dieses Unternehmens vor vier Jahren auf-
flog, flüchtete er nach Russland und lebte dort mit einer 
neuen Identität. Das ist eigentlich alles auch so schon ein 
Riesenskandal. Doch die krasseste Enthüllung der letzten 
Monate ist, dass der von der deutschen Politik damals 
hofierte Marsalek offenbar seit Jahren Teil eines russi-
schen Spionagenetzwerkes war, was von Journalistinnen 
und Journalisten von „Spiegel“, „Standard“ und ZDF 
aufgedeckt wurde. Diese Recherche wirft nun unfassbar 
viele gravierende Fragen auf.

So ungeheuerlich dieser Skandal ist, bestimmt er trotz-
dem leider nicht die deutschen Schlagzeilen und unsere 
Debatte. Stattdessen sprechen wir seit Tagen über die 
Nachlässigkeit deutscher Generäle, wegen der ein ver-
trauliches Gespräch mitgeschnitten werden konnte. Da-
bei wurde über einige Details zu Taurus gesprochen, die 
im Kern aber alle schon bekannt sind. Trotzdem ist das 
ein schwerwiegender Vorfall, der aufgearbeitet werden 
muss. Das tut die Bundeswehr, und das haben wir am 
Montag im Verteidigungsausschuss getan. Das kam 
aber übrigens nicht durch kritische Journalistinnen und 
Journalisten ans Tageslicht, sondern wurde hämisch über 
Telegram von der Chefin von Putins Propagandasender 
Russia Today verbreitet.

Es ist nicht das erste Mal, dass Deutschland im Faden-
kreuz von Kriegsverbrecher Putin steht, und es wird auch 
nicht das letzte Mal sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wie so oft in den vergangenen Jahren geht es Präsident 
Putin darum, die Gräben in unserer Gesellschaft zu ver-
tiefen, das Vertrauen in unsere Demokratie zu beschädi-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 156. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. März 2024                                20010 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jens Lehmann 



gen, darum, uns bestimmte Debatten aufzuzwingen und 
von anderen abzulenken. Dieser Leak verdrängte nicht 
nur die Causa Marsalek aus unserer Aufmerksamkeit, 
sondern auch die mutigen Proteste nach der Ermordung 
von Nawalny in Russland, die bedrohliche Lage in Mol-
dau und die jüngsten Kriegsverbrechen in der Ukraine. Es 
war wahrlich kein Zufall, dass dieses Gespräch jetzt ver-
öffentlicht wurde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Serap Güler [CDU/CSU])

Wer macht sich hier nun einmal mehr zum Handlanger 
Putins? Es ist die AfD, die hier kein Wort über russische 
Spionage verliert und sich in ihrem Umgang mit dem 
Leak perfekt nach Putins Drehbuch verhält. Hier zeigt 
sich, wer wirklich hinter der Bundeswehr steht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Mit ihrer schäbigen Nummer schiebt die AfD die deut-
schen Soldaten, die Opfer des Leaks waren, noch mal so 
richtig vor das Kanonenrohr.

(Widerspruch bei der AfD)
Das ist einfach nur schändlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Und dann behaupten Sie auch noch, dass es Ihnen um die 
Sicherheit unseres Landes geht. Gerade wurde enthüllt, 
dass Sie über 100 Rechtsextremisten in Ihrer Fraktion 
beschäftigen und ihnen damit Zugang zur Herzkammer 
unserer Demokratie gewähren. Sie stehen nicht für Si-
cherheit; Sie sind das Sicherheitsrisiko schlechthin, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zurufe von der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der anderen Frak-
tionen, als Demokratinnen und Demokraten durch-
schauen wir diesen bösartigen Plan Putins. Wir haben 
die Verantwortung, sein Kalkül zu durchkreuzen, statt 
uns naiv oder gar absichtlich zu seinen Helfern zu ma-
chen. Lassen Sie uns angesichts der Spionage, der Lügen, 
der Propaganda aus Russland und anderen Staaten und 
von Feinden unserer Demokratie vereint sagen: Wir be-
gegnen euren Versuchen, unsere Demokratie und unsere 
offene Gesellschaft auszunutzen und anzugreifen, nur 
noch robuster, noch gelassener und noch entschlossener.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Was ist konkret zu tun? Alle müssen lernen, Quellen 
und deren Interessen besser zu hinterfragen – vom 
16-jährigen Schüler über Alexander Dobrindt bis zum 
60-jährigen Chefredakteur.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Es geht darum, die zu stärken, die Fakten überprüfen und 
Fakes entlarven, um klare Regeln für soziale Medien und 
Plattformen, um unsere Medienvielfalt, die so unfassbar 
kostbar ist, um einen besseren Schutz unserer Kommuni-
kation und eine handlungsfähigere Spionageabwehr, um 
Wachsamkeit und um Wehrhaftigkeit. Wir werden in die-
ser Auseinandersetzung aber nicht gewinnen, wenn wir 
nur Einfallstore verkleinern, und auch nicht, wenn wir all 
unsere Zeit darauf verwenden, Lügen zu entkräften und 
sie zu widerlegen. Wir verfügen über etwas, was die 
menschenverachtenden Autokraten und blutrünstigen 
Kriegsherren fürchten und deshalb so erbittert bekämp-
fen. Nichts bedroht sie so sehr wie eine freie Gesellschaft 
von kritischen Bürgerinnen und Bürgern.

(Zuruf des Abg. Jan Ralf Nolte [AfD])
Wir besitzen eine mächtige Waffe, und das sind unser 
Zusammenhalt und unsere offene Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Adis Ahmetovic [SPD])

Wenn wir uns erfolgreich gegen die Feinde der Demokra-
tie wehren wollen, müssen wir die kleinen und die großen 
Räume schützen, in denen wir uns gegenseitig zuhören 
und verstehen können, in denen wir mit Fakten und mit 
Empathie gemeinsam nach Lösungen suchen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Lassen Sie uns das niemals vergessen! Lassen wir uns 

das von den Feinden der Demokratie niemals nehmen!
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat nun das Wort Dr. Marie- 

Agnes Strack-Zimmermann.
(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen 

und Herren! Ich bin mir nicht ganz sicher, ob die AfD- 
Fraktion uns alle hier für komplett bescheuert hält oder 
sich selbst für besonders clever – ich befürchte, beides. 
Dafür muss nun eine Aktuelle Stunde unter der Über-
schrift „Abhörskandal“ herhalten. Dabei kann man in 
fünf Minuten das Drehbuch nachschreiben: Vier Generä-
le, die sich über die Einsatzmöglichkeit des Taurus in der 
Ukraine per Telefon ausgetauscht haben, sind abgehört 
worden; zwei haben sich nicht korrekt in diesen Kom-
munikationsraum eingewählt. – Das ist in der Tat grob 
fahrlässig. Das ist nicht lustig und darf auch nicht passie-
ren.
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Der Bundesminister der Verteidigung hat das gemacht, 
was ein Chef macht: Er hat erst mal klären lassen, was 
technisch passiert ist, und auch den MAD eingeschaltet. 
Natürlich gehört dazu, zu überprüfen, was für Folgen – 
auch technisch – ein solcher Fehler haben könnte. Und es 
ist gut, dass der Minister nicht dem Reflex nachgegeben 
hat, aus diesem Fehlverhalten zwingend personelle Kon-
sequenzen zu ziehen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn genau darauf zielt die Idee der Veröffentlichung des 
Gesprächs ab. Es soll Druck ausgeübt werden auf den 
Minister, hervorragende Generäle rauszuschmeißen. Es 
soll Druck ausgeübt werden auf den Bundeskanzler, den 
Taurus bloß nicht doch noch zu liefern. Offensichtlich hat 
Russland angesichts des Taurus richtig die Hose voll.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Hier sind keine Staatsgeheimnisse ausgeplaudert wor-

den; es gibt keinen Skandal. Der Inhalt dieses Gesprächs 
bestätigt nur das, was sowieso alle wissen, nämlich dass 
der Taurus eingesetzt werden kann, ohne dass dafür ein 
deutscher Soldat in der Ukraine nötig ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dafür hat es wirklich kein russisches Leak gebraucht. 
Deswegen zweifeln wir auch nicht an der Eignung der 
Offiziere.

Wir werden seit Jahren von Russland ausspioniert und 
abgehört. Das sind massive Angriffe auf unser Land. Ich 
frage mich: Wo ist da der Aufschrei der berühmten Al-
ternative für Deutschland? Wer glaubt, dass solche An-
griffe nur bei James Bond in der Lieblingsfolge der AfD, 
„Liebesgrüße aus Moskau“, erfolgen, der kennt die Rea-
lität nicht. Es ist perfide und die durchsichtige Methode 
des Wladimir Putin, nachdem er in der Ukraine nicht den 
Erfolg hat, den er zu haben glaubte, nämlich die Ukraine 
schnellstens zu unterdrücken, die Staaten und die Gesell-
schaften, die an der Seite der Ukraine stehen, von innen 
heraus anzugreifen. In diese Abteilung fallen Fake News 
und das russische Narrativ, eigentlich sei Russland das 
Opfer. Meine Damen und Herren, mir kommen die Trä-
nen. Und jetzt kommen die ganz nützlichen Schlaumeier 
der AfD, die meinen, uns mal richtig zeigen zu können, 
was eine Harke ist, und genau das weitertragen. Es ist 
natürlich Sinn der Übung, dass es dann in Moskau heißt: 
Boah, darüber wurde jetzt eine richtig heiße Debatte im 
Bundestag geführt.

Meine Damen und Herren, Sie dort sind der verlän-
gerte Arm von Wladimir Putin.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Frank 
Rinck [AfD])

Dort sitzen diejenigen, die die Hoffnung nicht aufgege-
ben haben, dass die Ukraine untergeht. Dort sitzen dieje-
nigen, die die sozialen Netzwerke nutzen, um unsere 
Gesellschaft nach rechts zu drehen. Dort sitzen diejeni-
gen, deren Kollegen in der russischen Botschaft Party 
machen und, so nehme ich an, für die Wahl von Putin 
bereits den Partybus bestellt haben, um damit mit Ge-

gröle nach Moskau zu fahren. Diese Abgeordneten, 
meine Damen und Herren, die immer großen Wert darauf 
legen, ehemalige Soldaten gewesen zu sein, treiben das 
Spiel Moskaus und prangern deutsche Soldaten an. Schä-
men sollten Sie sich!

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Der Skandal ist nicht das Abhören. Das ist zwar wirk-
lich ärgerlich, aber nicht der Skandal. Der Skandal ist, 
dass in Ihrer Fraktion der Vorsitzende der Jungen Alter-
native sitzt. Der Skandal ist, dass dieser Mann aufgrund 
fehlender Verfassungstreue in die Farbkategorie Rot, als 
Extremist, eingeordnet wurde.

(Zuruf des Abg. Hannes Gnauck [AfD])
Ihr Kollege Hannes Gnauck wurde vom Dienst frei-
gestellt, darf die Kaserne nur nach Aufforderung betreten, 
und das Tragen der Uniform wurde ihm verboten. Meine 
Damen und Herren, das ist der Skandal: dass Sie das 
zulassen.

(Zurufe von der AfD)
Der Skandal ist nicht das Telefonat, sondern dass Sie 
zulassen, dass ein Mann, der als Extremist gilt, im Ver-
teidigungsausschuss sitzt. Das ist unsäglich.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Zurufe von der AfD)

Geflohen ist er in den Bundestag, in den Ausschuss, wo 
es um die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
geht. Aber das interessiert Sie alles nicht. Das interessiert 
Sie null.

(Rüdiger Lucassen [AfD]: Voller Hass! Ein 
Gesicht voller Hass!)

Sie interessiert nicht die Sicherheit. Sie interessiert nicht 
die Demokratie. Sie interessieren sich nicht für Freiheit. 
Sie interessieren sich für Umsturzgedanken und gruselige 
Fantasien. Man kann sich das gar nicht vorstellen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

An alle, die auf der Tribüne sitzen: Achten Sie genau 
darauf, meine Damen und Herren! An die jungen Men-
schen, die Tiktok haben: Hören Sie dort nicht hin! Es ist 
das Ende der Freiheit dieses Landes, wenn Sie diesen 
Rattenfängern folgen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: „Rattenfän-
gern“? – Weitere Zurufe von der AfD)

Meine Damen und Herren, Sie sind Handlanger, Sie 
sind die Feinde der Freiheit. Von Ihnen lassen wir uns 
ganz sicher nicht vorführen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das entscheidet 
der Wähler, und der wählt Sie ab!)

Dafür müssen Sie deutlich früher aufstehen.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Rüdiger Lucassen 
[AfD]: Wie kann man nur so voller Hass sein? 
Furchtbar! – Lachen bei Abgeordneten des 
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BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich hatte ja zu Beginn der Debatte ein paar Ordnungs-

maßnahmen ergriffen und sitzungsleitende Worte gesagt, 
nämlich dass wir uns nicht gegenseitig beschimpfen und 
eine sachliche Debatte führen sollten. Darauf möchte ich 
noch mal hinweisen und auch darauf, dass ich mir die 
Reden im Nachgang noch mal anschaue.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die nützlichen!)

Der nächste Redner ist für die AfD-Fraktion Matthias 
Moosdorf.

(Beifall bei der AfD)

Matthias Moosdorf (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein biss-

chen mehr Sachlichkeit! Das veröffentlichte Gespräch ist 
eindeutig. Die Führung der deutschen Luftwaffe hat offen 
darüber gesprochen, wie sie die Krim-Brücke bombardie-
ren und ihre eigene Beteiligung daran verschleiern kann.

(Nils Gründer [FDP]: Die haben doch nur ihren 
Job gemacht! Dass das keiner versteht! Wahn-
sinn!)

Dazu wurden mehrere Optionen durchgespielt: Man 
könne die Kommunikation offiziell über den Hersteller 
von Taurus laufen lassen oder die Briten bitten, zu helfen. 
Die Generäle wussten, dass sie hier über eine Kriegs-
beteiligung Deutschlands sprachen; denn an einer Stelle 
sagte General Gräfe ganz deutlich: „Beteiligt ist betei-
ligt.“

Das Gespräch wäre nun weitaus weniger skandalös, 
wenn man im Rahmen einer NATO-Übung den theoreti-
schen Angriff auf russische Ziele durchgespielt hätte. 
Aber hier ging es um etwas ganz anderes. Deutsche Of-
fiziere haben sich im Casinostil oder – besser noch – wie 
Pennäler bei einer LAN-Party die Taschen vollgehauen, 
wie sie ein Ziel in Russland bombardieren könnten, ohne 
dass auf sie ein Schatten fällt. Das wäre entweder ein 
Kriegsakt gegen Russland oder schlicht Terrorismus;

(Zuruf des Abg. Dr. Marcus Faber [FDP])

denn weder Deutschland noch ein anderes NATO-Land 
wurde von Russland angegriffen. Kein westliches Land 
ist – so die deutsche Sicht – mit Russland im Krieg. Daher 
gibt es jetzt zwei Möglichkeiten: Entweder lügt die deut-
sche Regierung, oder die Generäle haben Verrat began-
gen, indem sie offen gegen die Politik von Kanzler 
Scholz gehandelt und einen Angriff geplant haben, den 
er, offiziell zumindest, nicht will. Dass es diese konkrete 
Angriffsplanung gibt, sagt ein Teilnehmer ganz offen: Er 
habe sogar schon drei mögliche Anflugrouten der Taurus- 
Raketen zur Brücke durchgerechnet. – § 13 des Völker-
strafgesetzbuches sagt dazu: Mit Freiheitsstrafe nicht un-
ter zehn Jahren wird bestraft, wenn durch die Tat die 
Gefahr eines Krieges oder einer Angriffshandlung für 
die Bundesrepublik Deutschland herbeigeführt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Nils 
Gründer [FDP]: Das ist wirres Zeug, was Sie 
da sagen!)

Hier beginnt das Problem Pistorius. Deutsche Medien 
brauchten übrigens 14 Stunden, um das Offensichtliche 
einzuräumen. Pistorius behauptete am Sonntag, dass die 
Veröffentlichung des Telefonats Teil einer Desinformati-
onskampagne Russlands sei.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein!)

Aber, liebe Kollegen, was ist daran Desinformation, 
wenn Russland Tatsachen berichtet? Roderich 
Kiesewetter erklärte, der russische Präsident Putin be-
trachte den gesamten Westen als Feind und Kriegsziel.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bedanken Sie sich gerade bei an-
deren Staaten für Spionage? Bedankt sich da 
jemand für Spionage? Wie unpatriotisch!)

Als wären es russische Generäle, die Angriffspläne auf 
deutsche Brücken ausgeheckt hätten!

Hat also der Minister Angriffspläne ausarbeiten lassen, 
obwohl er die Haltung des Kanzlers dazu kennt, Pläne, 
die nach deutschem Recht illegal sind? Ein Blick in das 
Grundgesetz und den Zwei-plus-Vier-Vertrag genügt.

(Zuruf der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Oder wusste die Bundesregierung davon? Wie verlässlich 
ist also eine Bundeswehrführung, die faktisch gegen die 
Befehle ihrer Vorgesetzten verstößt und obendrein unsere 
Verbündeten brüskiert?

Auch wenn es viele in Berlin und auch Scholz selbst 
nicht hören wollen: Deutschland ist für den Kreml längst 
Kriegspartei. Warum? Wir erinnern uns, dass der Wissen-
schaftliche Dienst des Bundestages schon im März 2022 
ein Gutachten herausgegeben hat, ab wann wir das wer-
den. Die Antwort ist sehr klar: wenn Deutschland ukrai-
nische Soldaten ausbildet oder wenn es Geheimdienst-
informationen mit Kiew teilt. Beides tut Deutschland.

Der polnische Außenminister Sikorski musste nach 
dem deutschen Leck zugeben, dass einige NATO-Länder 
bereits Soldaten in der Ukraine haben. Er sagte:

„Und ich möchte den Vertretern dieser Länder auf-
richtig dafür danken, dass sie dieses Risiko ein-
gegangen sind.“

Aha! Er fügt hinzu, dass er im Gegensatz zu gewissen 
Politikern nicht verraten wird, welche Staaten ihre Sol-
daten in die Ukraine geschickt haben. Vielleicht erklärt 
das, warum laut russischen Angaben im Januar 60 Fran-
zosen in Charkiw getötet wurden.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Eine schlichte Lü-
ge!)

Was waren das für Soldaten? Fremdenlegion?
Stück für Stück wird die Öffentlichkeit in Europa auf 

einen Krieg gegen Russland vorbereitet.
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(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die meisten Russen sterben gerade, weil Putin 
sie in den Krieg schickt!)

Nochmals Sikorski dazu: „Der Westen sollte eine kreativ 
durchdachte und asymmetrische Eskalation durchfüh-
ren.“ Aber die Kriegsteilnahme von offiziellen Soldaten 
aus europäischen Ländern würde Krieg mit einer Atom-
macht bedeuten. In Europa hoffen also offenbar Politiker, 
Russland so dazu bringen zu können, einen Mitgliedstaat 
anzugreifen, um den NATO-Verteidigungsfall ausrufen 
zu können.

(Nils Gründer [FDP]: Sie gehen vor Putin auf 
die Knie!)

Die Generäle bestätigen all das im Plauderton: Groß-
britannien habe wegen der Storm Shadows Militärper-
sonal vor Ort. Zudem würden in der Ukraine viele Leute 
mit amerikanischem Akzent in Zivilklamotten herumlau-
fen. Sollte die deutsche Seite dies, liebe Kollegen, ge-
wusst haben, hätte die Bundesregierung Bundestag und 
Öffentlichkeit belogen. Schlimmer noch: Sie ließe 
Deutschland durch eine Mischung aus Dilettantismus 
und Realitätsverweigerung, wie die „Berliner Zeitung“ 
schreibt, in einen großen Krieg hineinrutschen.

(Beifall bei der AfD)
In nur zwei Wochen haben sich die Ereignisse so zu-

gespitzt, dass jeder die Gefahr sehen kann. Ich hoffe, dass 
es unter den europäischen Politikern noch welche gibt, 
die ihren Überlebensinstinkt nicht einer wertegeleiteten 
Kriegshysterie geopfert haben. Ein Verbleib von Vertei-
digungsminister Pistorius im Amt ist so dilettantisch wie 
alles von dieser Bundesregierung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Adis Ahmetovic von der SPD-Fraktion ist der nächste 

Redner.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Adis Ahmetovic (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau 

Wehrbeauftragte! Meine Damen und Herren! Ich bin 
sehr dankbar dafür, dass wir diese Aktuelle Stunde haben, 
weil sich jetzt die Positionen der einzelnen Fraktionen 
entlarven, vor allem von einer Fraktion, der AfD. Wenn 
wir gerade bei jeder Minute AfD-Sprech genau hingehört 
haben: Es gab keine einzige Verurteilung des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine.

(Zuruf von der SPD: Genau!)
Stattdessen gibt es Schelte für unsere Parlamentsarmee 
und Generäle. – Das ist Ihre Position unserer Parlaments-
armee gegenüber. Das ist antipatriotisch. Sie zeigen da-
mit, auf welcher Seite Sie stehen: auf der Seite von Putin, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Sie sagen ganz klar – das ist typisch an Ihnen, liebe 
AfD-Fraktion; Sie nutzen Ihre Minuten hier gerne, um 
Fake News zu verbreiten, vor allem für Tiktok, Instag-
ram, Youtube, Telegram –, Sie sagen, wir würden be-
wusst einen Krieg provozieren für den Bündnisfall. Ich 
möchte das gerne richtigstellen, weil viele Menschen 
heute hier zugucken. Olaf Scholz, unsere Außenministe-
rin und unser Bundesverteidigungsminister haben ganz 
klar gesagt: Wir werden keine deutschen Soldatinnen 
und Soldaten in der Ukraine stationieren. – Deshalb bitte 
ich Sie, mit diesen Halbwahrheiten aufzuhören. Sie pro-
vozieren nämlich die Eskalation, die Polarisierung. Sie 
arbeiten mit der Angst und der Spaltung dieser Gesell-
schaft, und das werden wir nicht zulassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Aus diesem Grund ist es wichtig, dass wir als demo-
kratische Fraktionen ganz klar sagen, was eigentlich pas-
siert ist. Ja, es gab Spionage. Ja, es gab Fehler. Aber der 
Skandal ist nicht, dass sich zwei Generäle möglicher-
weise falsch in eine Webex-Schalte eingeloggt haben,

(Martin Reichardt [AfD]: „Eingeloggt“!)

sondern der Skandal ist, dass Russland uns ausspioniert 
und dafür sorgt, dass unser Land destabilisiert wird, dass 
den Menschen in unserer Gesellschaft Angst eingeflößt 
wird. Das ist das Problem in dieser Debatte. Putin ist das 
Problem und nicht unsere Parlamentsarmee. Liebe AfD, 
bitte bleiben Sie bei der Sache, und stehen Sie solidarisch 
hinter unserer Parlamentsarmee!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Zurufe der Abg. Martin Reichardt 
[AfD] und Frank Rinck [AfD])

Ich weiß, es tut weh, wenn man Ihre Halbwahrheiten, 
Lügen und Fake News hier entlarvt. Aber so wie Sie Ihre 
Minuten hier nutzen, nutze auch ich die Minuten, und 
zwar um weitere Dinge klarzustellen. Deutschland und 
Europa, wir haben dafür gesorgt, dass Putin nicht binnen 
sieben Tagen oder vier Wochen die gesamte Ukraine ein-
nimmt. Wir haben gemeinsam als solidarische Gemein-
schaft die Ukraine in ihrem Selbstverteidigungskrieg da-
bei unterstützt, dass die territoriale Souveränität und 
Integrität der Ukraine nicht komplett gebrochen wird. 
Hätten wir sie nicht unterstützt oder wären wir den Weg 
gegangen, den Sie hier ständig predigen und fordern, 
dann gäbe es heute keine Ukraine mehr. Deshalb ist der 
Kurs von Olaf Scholz und von unserer Bundesregierung 
genau der richtige. Wir stehen an der Seite der Ukraine, 
gemeinsam mit unseren transatlantischen Partnern. Für 
uns gilt an oberster Stelle eine Regel: Wir werden nicht 
zur Kriegspartei, und wir sind es nicht. An dieser Stelle, 
glaube ich, finden sich die großen Unterschiede zwischen 
Ihnen und uns: Wenn es nach Ihnen ginge, gäbe es keine 
Ukraine mehr. Für uns gibt es souveräne Staaten in Eu-
ropa, und dazu gehört auch die Ukraine.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Dr. Ingrid Nestle [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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Diese Aktuelle Stunde sollte in einen Kontext gestellt 
werden, der, glaube ich, auch für die Zuhörerinnen und 
Zuhörer ziemlich interessant ist. Welche Partei hat hier 
heute eigentlich die Aktuelle Stunde angemeldet? Unsere 
Vorsitzende des Verteidigungsausschusses, Frau Strack- 
Zimmermann, hat das blendend auf den Punkt gebracht. 
Eigentlich hätte man da schon den Deckel auf den Topf 
setzen können; besser hätte man es nicht zusammenfas-
sen können, liebe Frau Kollegin. Aber geben Sie mir die 
Möglichkeit, diesem Sonnenschein, den Sie hier hinter-
lassen haben, noch ein paar Sätze hinzuzufügen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Martin 
Reichardt [AfD]: „Sonnenschein“?)

Gestern und vorgestern haben die Medien erörtert und 
klar aufgezeigt, dass die AfD nicht nur das russische 
Narrativ nutzt, um unsere Bevölkerung zu verunsichern, 
sondern in ihren eigenen Reihen mindestens 100 rechts-
extreme Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt, 
durch Steuergelder finanziert, damit unsere Demokratie 
ausgehöhlt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Stephan Thomae [FDP]: Das ist der 
Skandal!)

Das ist der Skandal und nicht das, was Sie heute zum 
Thema der Aktuellen Stunde gemacht haben. 100 Ihrer 
Mitarbeiter wurden als rechtsextrem eingestuft, weil sie 
gegen unsere Verfassung sind, und das in diesem Jahr, im 
Jubiläumsjahr „75 Jahre Grundgesetz“. Wir haben die 
beste Verfassung der Welt. Und solange wir Demokratin-
nen und Demokraten zusammenarbeiten,

(Zuruf des Abg. Dr. Michael Kaufmann [AfD])
werden wir dafür sorgen, dass Sie hier nichts zu sagen 
haben. Damit gehen wir heute hier raus,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

und zwar gemeinsam mit der Bevölkerung. Sie werden 
keinen Erfolg haben, liebe AfD.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Manfred Grund für die Unionsfraktion ist der nächste 

Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Manfred Grund (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Beim Stand dieser Aktuellen Stunde erlaube ich mir, 
den Blick ein wenig zu weiten und andere Aspekte in den 
Blick zu nehmen.

Eine 13-jährige Schülerin malt in der Schule ein Anti-
kriegsbild. Die Lehrerin ruft die Polizei, der alleinerzie-
hende Vater wird verhaftet, das Mädchen in einem Heim 
für Wehrkraftzersetzer untergebracht. Das passierte 2023 
in einer Kleinstadt 300 Kilometer südlich von Moskau.

Warum beginne ich mit diesem Beispiel? Auch in un-
serer deutschen Debatte um Waffensysteme melden sich 
Friedensbewegte und Kriegsgegner von links und rechts 
und auch aus der Mitte der Gesellschaft, die zwar keine 
Antikriegsbilder malen, aber genau wissen, wie der Krieg 
in der Ukraine zu Ende gehen sollte, indem wir, indem 
der Westen keine Waffen zur Selbstverteidigung liefert 
und die Ukrainer besser heute als morgen weiße Laken 
vor die ausgebombten Fenster hängen.

(Beifall der Abg. Serap Güler [CDU/CSU])
Das ist der Aufruf zur Kapitulation, die Forderung nach 
Unterwerfung.

Doch bei manchen dieser Wortmeldungen, bei denen 
der Wunsch nach Frieden zum Ausdruck gebracht wird, 
kommt das Schicksal, das Leid der Menschen in der 
Ukraine so wenig vor wie im Denken von Putin oder 
Medwedew.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Nils Schmid [SPD] und Dr. Ingrid Nestle 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese führen einen erbarmungslosen Vernichtungskrieg 
gegen ein Land, das für sie keine Souveränität hat, gegen 
eine Bevölkerung, die keine Daseinsberechtigung hat. 
Die Brutalität des russischen Vorgehens wird nicht nur 
in den Bildern von Butscha, sondern auch in vielen auf-
gezeichneten Telefongesprächen deutlich. In einem Tele-
fonat Anfang Winter 2023 rühmt sich ein russischer Sol-
dat mit Kriegsverbrechen und sexueller Gewalt an 
Frauen. Der Soldat berichtet, dass er außer alten Frauen 
niemanden in den ukrainischen Dörfern angetroffen habe. 
Sein Gesprächspartner fragt nach und möchte dafür den 
Grund wissen. Der Soldat antwortet – ich zitiere –:

„Alle vergewaltigt und getötet. Als wir Lyman 
plötzlich verlassen mussten, haben wir alle getötet. 
Scheiß Ukrainer. Vergewaltigt. Getötet. Erschossen. 
In Lyman, in Torske, überall. Wir sind einfach rum-
gelaufen und haben geschossen. Die jungen Männer 
haben wir einfach mitgenommen. Aber die jungen 
Frauen haben wir vergewaltigt, getötet, erschossen.“

Im Untersuchungsbericht der Vereinten Nationen wird 
unter anderem Folgendes dokumentiert – ich zitiere 
auch hier –:

„Das jüngste heute bekannte Opfer ist ein 4-jähriges 
Mädchen. Ihre Eltern wurden vor ihren Augen ver-
gewaltigt. Später wurde sie vor den Augen ihrer 
Eltern vergewaltigt.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Morden 
und das Vergewaltigen enden nicht, wenn wir, wenn der 
Westen aufhört, der Ukraine militärisch zu helfen; denn 
das Kriegsziel Russlands geht viel weiter als der bis-
herige Frontverlauf. Putin geht es um die Veränderung 
der Grenzen in Europa. Das wird deutlich an einer Land-
karte, welche Dimitrij Medwedew, russischer Ex-Prä-
sident und Vorsitzender des Sicherheitsrates, vor wenigen 
Tagen präsentierte. Auf der Karte wird die Region 
Winnyzja Rumänien zugeordnet, Uschhorod Ungarn, 
Lwiw, Iwano-Frankiwsk sowie Schytomyr Polen. Der 
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Rest des Landes – auf der Karte Medwedews sind Odes-
sa, Mykolajiw, Tscherkassy, Poltawa, Saporischschja und 
Cherson eingezeichnet – soll demnach künftig Russland 
angehören. Einzig ein kleines Territorium um die Haupt-
stadt Kiew soll demnach als Ukraine zurückbleiben. 
Meine Damen und Herren, es braucht nicht viel Fantasie: 
Die Menschen werden in einem derart zerstückelten 
Land, in dem sie nicht leben und nicht sterben können, 
nicht bleiben. Sie werden millionenfach weglaufen, weg-
laufen zu uns. Auch wir sind Putins Kriegsziel. Schicken 
wir keine Waffen in die Ukraine, treibt Putin Millionen 
von Ukrainern zu uns.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sollten jeden Tag, an dem die Ukraine noch fähig und 
willens ist, sich selbst zu verteidigen, eine Kerze anzün-
den.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, noch zwei 
Anmerkungen. In wenigen Tagen wird sich Putin für eine 
weitere Amtszeit bestätigen lassen. Diese Pseudowahl 
macht den Unterschied zwischen Diktatur und Demokra-
tie deutlich. In Demokratien werden Regierungen abge-
wählt. Einen Diktator wird ein Volk nie wieder los, zu-
mindest nicht durch die Inszenierung von Wahlen. Und, 
weil oft auch mit der Atommacht Russland argumentiert 
wird: Am 26. September 1979 marschierte die Atom-
macht Sowjetunion in Afghanistan ein. Dieser Krieg en-
dete nicht mit der Niederlage Afghanistans, sondern 
führte zum Untergang der Sowjetunion.

Vielen Dank fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Misbah 

Khan.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau 

Wehrbeauftragte! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
Taurus-Abhörfall offenbart eigentlich eine Binsenweis-
heit digitaler Kommunikation: Die besten Sicherheits-
maßnahmen auf technischer Ebene bringen nichts, wenn 
Nutzerinnen und Nutzer die Programme nicht richtig be-
dienen. Dass der Grund für den Datenabfluss ein Anwen-
dungsfehler eines Nutzers war und nicht eine technisch- 
systematische Lücke, die ausgenutzt worden ist in einem 
zentralen Kommunikationssystem unserer Streitkräfte, 
ist fundamental wichtig.

Eine gute Sache hatte die Veröffentlichung: Selten 
wurde in Deutschland so viel über Sicherheitslücken dis-
kutiert. Und den meisten ist mittlerweile klar, welche 
Tragweite es hat, wenn eine Sicherheitslücke genutzt 
wird. Hätte es diese Sicherheitslücke gegeben, hätte das 
bedeutet, dass jede geführte Unterhaltung mit diesem 
Kommunikationsinstrument abgehört worden wäre. Das 

wäre für die Sicherheitslage Europas und die Sicherheits-
lage der Welt eine dramatische Vorstellung. Auch deshalb 
ist es wichtig, dass wir sagen: Kommunikation muss im-
mer sicher sein. Kommunikation muss immer verschlüs-
selt sein. Das ist eine absolute Notwendigkeit, die wir 
hervorheben wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nicht nur viele Stellen des Staates nutzen Anwendun-
gen wie Webex, sondern auch viele Unternehmen und 
Bürgerinnen und Bürger. Das heißt, das Thema IT-Si-
cherheit ist gesamtgesellschaftlich zu betrachten. Sicher-
heitslücken in solchen Systemen müssen deshalb immer 
geschlossen werden.

Zur Ernsthaftigkeit der Lage unserer Cyber Security 
muss man Folgendes sagen: Wir brauchen eine wirkliche 
Zeitenwende für alle Verfassungsorgane und für alle Si-
cherheitsbehörden, gerade wenn es um den Eigenschutz 
der sicherheitsrelevanten Kommunikation geht. Sicher-
heitsvorfälle sind ein Punkt, der nicht zu unterschätzen 
ist. Das ist ein gravierendes Problem. Wir haben hier 
einen Schaden von 206 Milliarden Euro jährlich für die 
deutsche Wirtschaft. Es wird ein größerer Betrag durch 
Cyberkriminelle eingenommen als durch Drogenhändler.

Das BSI macht regelmäßig auf die hohe Bedrohungs-
lage aufmerksam. Das heißt, dass wir an der Stelle auch 
ein Beamtentum brauchen, das einen sicherheitsbewuss-
ten Umgang mit den Systemen, die ihm zur Verfügung 
gestellt werden, pflegt, und wir müssen das evaluieren. 
Wir müssen auch in der Bundesregierung die Priorität 
setzen, überfällige Gesetze in Sachen kritischer Infra-
struktur voranzutreiben. Was wir also brauchen, ist ein 
KRITIS-Dachgesetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen auch mehr Sensibilität in unserer Bevöl-
kerung schaffen. Der Abhörfall Taurus zeigt doch, dass 
IT-Sicherheit nicht nur etwas für Informatikerinnen und 
Informatiker ist, sondern dass es an den Anwenderinnen 
und Anwendern liegt, ob diese Systeme richtig bedient 
werden. Das fängt mit einer Wachsamkeit für seltsame 
Links an, die einem in Scam-Mails geschickt werden und 
ein klassisches Einfallstor sind. Aber auch ein offenes W- 
LAN in einem Hotel oder einem Café, das ganz praktisch 
ist, stellt ein Sicherheitsrisiko dar, egal ob man ein Ge-
neral auf einer Luftfahrtmesse in Singapur ist oder eine 
Geschäftsfrau auf einer Dienstreise irgendwo anders. 
Ohne die Nutzung von VPNs ist Kommunikation nicht 
sicher und auch andere Anwendungen nicht. Wer sich 
dafür interessiert: Das BSI hat ein großes Informations-
angebot für Bürgerinnen und Bürger. Ich möchte allen 
ans Herz legen, sich da einfach einmal zu informieren.

Zum Abschluss möchte ich festhalten, dass der Abhör-
fall „Taurus“ eine russische Propagandaoperation ist, die 
natürlich von anderen Themen ablenken sollte; das haben 
wir vorhin schon gehört. Das Ziel Putins ist, in der öffent-
lichen Debatte einen Keil zwischen die Verbündeten zu 
treiben. Demokratien sollen geschwächt werden, und das 
Vertrauen in gemeinsame Werte soll untergraben werden. 
Diese Aktion sorgt natürlich auch dafür, dass wir uns 
damit auseinandersetzen müssen.
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Es ist ein bisschen traurig, dass die AfD jetzt genau 
diese Aktuelle Stunde angemeldet hat; aber wir haben in 
der Debatte ja auch schon gesehen, wie schamlos die 
Partei das Putin-Regime unterstützt.

(Zuruf von der AfD: Jau!)
Was die AfD macht, ist: destabilisieren, verunsichern und 
vertuschen. Wir haben es vorhin in der Debatte schon 
gehört: Wir hätten an dieser Stelle auch über den Wire-
card-Skandal sprechen können, über Herrn Marsalek und 
sein Agieren mit russischen Geheimdiensten. Auch das 
hätte ein Thema sein können – war es aber nicht. Was 
man daran sieht, ist, dass die sicherheitspolitische Bedro-
hung seitens der AfD nicht verstanden wird oder, noch 
schlimmer, in Kauf genommen wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Während wir zum Abschluss hier feststellen können, 
dass es doch keine technische Sicherheitslücke bei der 
Bundeswehr gab, gibt es Hunderte Mitarbeiter/-innen in 
den Organisationen der AfD, von denen man das nicht 
behaupten kann, weil der Verfassungsschutz klar sagt: Sie 
sind als rechtsextremistisch einzustufen. – Darunter sind 
sogar Neonazis. Das heißt, wir haben Hunderte Mitarbei-
ter und damit Hunderte Sicherheitslücken in unserem 
Land und für unsere Demokratie. Deshalb ist es wichtig, 
dass wir als demokratische Parteien gemeinsam wachsam 
sind –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ja, letzter Satz –, dass wir Manipulationsversuche 

von außen erkennen und vor allem unsere Demokratie 
und Sicherheit verteidigen.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehr- 

ten Damen und Herren! Ich grüße Sie zunächst einmal 
alle ganz herzlich. – Wir fahren fort in der Debatte, und 
das Wort erhält Dr. Dietmar Bartsch für die Gruppe Die 
Linke.

(Beifall bei der Linken)

Dr. Dietmar Bartsch (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Wehrbeauftragte! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind von der Bun-
deswehr und den Ministerinnen in den letzten Jahren ja 
einigen Kummer gewöhnt: Beschaffungsvorhaben, die 
desaströs gescheitert sind, bei denen die Kosten explo-
diert sind, wo die Termine nicht eingehalten wurden, eine 
Ministerin, die mit Kind und Kegel per Bundeswehr nach 
Sylt geflogen ist und hochnotpeinliche Silvestervideos 
gedreht hat. Offenbar haben diese Sorglosigkeit und die-
ser unprofessionelle Schlendrian auch die eine oder an-
dere Führungskraft in Uniform erfasst.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Das ist doch 
Quatsch!)

Es ist sehr gut, dass sich der Minister der Verteidigung 
und die Präsidentin des MAD am Montag in einer Son-
dersitzung des Verteidigungsausschusses gestellt und 
versucht haben, alle Fragen zu beantworten. Es ist auch 
richtig, dass das geheim war. Aber damit ist der Abhör-
skandal nicht erledigt.

Man muss sich, ehrlich gesagt, den Dilettantismus ein-
mal vor Augen führen: Zwei Jahre, nachdem Russland 
brutal die Ukraine überfallen hat, findet die Singapore 
Airshow statt, und jede und jeder weiß, dass das eine 
Abhörparty für die Geheimdienste dieser Welt ist. Ich 
gehe im Übrigen davon aus, dass auch unsere Geheim-
dienste dort aktiv waren. Um das zu wissen, muss man im 
Übrigen weder General noch Minister sein. – Und dann 
auf die Idee zu kommen, sich über eine unsichere Ver-
bindung in eine Videokonferenz einzuwählen und auch 
noch nonchalant darüber zu diskutieren, wie man der 
Ukraine ein Waffensystem zur Verfügung stellen kann – 
deren Abgabe der Bundeskanzler heute im Übrigen noch 
mal völlig zu Recht ausgeschlossen hat –, ist und bleibt, 
ehrlich gesagt, dilettantisch.

(Nils Gründer [FDP]: Die Soldaten haben ein-
fach nur ihren Job gemacht, Herr Bartsch!)

Es ist der Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius, 
der gesagt hat, das sei ein „schwerer Fehler“ gewesen, 
und ich bitte, dass wir das alle zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der Linken)
Meine Damen und Herren, das war eine maximale 

Flopleistung. Und es ist keinesfalls eine Relativierung 
der russischen Verbrechen oder auch der russischen Stra-
tegie, wenn man das hier einräumt.

(Nils Gründer [FDP]: Das ist einfach lächer-
lich!)

Ich habe es deutlich kritisiert, als die Außenministerin 
im Mai 2022 vor Kriegsmüdigkeit gewarnt hat. Aber das 
darf natürlich für die Führungsebene der Bundeswehr 
kein Grund sein, in einen sicherheitspolitischen Tief-
schlaf zu fallen.

Der Minister – ich wiederhole das – hat am Montag 
von einem „schweren Fehler“ gesprochen und klar zuge-
sagt, dass die hausgemachte Panne, für die er natürlich 
die politische Verantwortung trägt, Konsequenzen haben 
wird. Alles andere wäre im Übrigen gegenüber den ein-
fachen Soldatinnen und Soldaten und gegenüber der Öf-
fentlichkeit unverantwortlich.

Meine Damen und Herren, ja, wir brauchen eine solide 
Aufklärung. Und es ist ganz klar: Hier geht es nicht um 
ein Bauernopfer für Putins Propaganda. Im Fokus muss 
eine Professionalisierung von Kommunikation und von 
Strukturen stehen. Die Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass dieser Skandal lückenlos aufgeklärt wird. Dies ist 
bisher eben längst nicht geschehen; da reicht ein Auftritt 
im Ausschuss wahrhaftig nicht aus.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.
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Dr. Dietmar Bartsch (Die Linke):
Wir erwarten weiterhin Antworten auf unsere Fragen, 

sowohl von Herrn Pistorius als auch vom MAD, und dann 
allerdings auch Entscheidungen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die FDP-Fraktion erhält jetzt das Wort Dr. Ann- 

Veruschka Jurisch.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Viele Menschen in unserem Land machen 
sich Sorgen, unbeabsichtigt Kriegspartei in Russlands 
Krieg gegen die Ukraine zu werden. Ich muss Ihnen 
leider sagen: Putin führt bereits seit Langem einen hybri-
den Angriff, und zwar gegen uns – natürlich unterhalb der 
Schwelle eines offenkundigen kriegerischen Angriffs, 
natürlich unterhalb der Schwelle eines Bündnisfalls. 
Aber es ist ein Angriff; oder meinetwegen sind es viele 
kleine Angriffe: Angriffe gegen unsere liberale, demo-
kratische Gesellschaft, gegen Europa, gegen die NATO- 
Verbündeten.

Putins Ziel ist es, uns von innen heraus zu schwächen. 
Durch Desinformation, Subversion und aktive Maßnah-
men zur Delegitimierung unseres Staates ist der hybride 
Angreifer schon jetzt bei uns im Inland. Eine relative 
Schwäche Deutschlands und der EU bedeutet eine rela-
tive Stärkung Russlands, und das ist etwas, das Putin 
offensichtlich gerade braucht. Putin nutzt gezielt unsere 
größte Stärke und gleichzeitig auch Schwäche aus: Er 
wendet unsere freie und offene Gesellschaft, unseren 
freien Diskurs, unsere demokratische Meinungsbildung 
gegen uns selbst.

Seine Waffen sind Information und Desinformation. 
Wir erleben eine Brandbeschleunigung durch Trolle bei 
Debatten in den sozialen Medien. Wir erleben das Er-
weitern von gesellschaftlichen Haarrissen durch querula-
torische, nicht sachorientierte Debatten. Die AfD hat bei-
spielsweise keine Skrupel, in dieser Debatte hier 
offenkundig falsche Informationen zu verbreiten und 
eins zu eins russische Propaganda wiederzugeben. Schä-
men Sie sich, Herr Moosdorf!

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Auch gezielte Information kann eine Waffe sein – 
Stichwort „Hack and Leak“. Russland hat das abgehörte 
Gespräch von Bundeswehroffizieren ganz gezielt ver-
öffentlicht. Hier werden bewusst Informationen in unsere 
Gesellschaft gestreut, um die Debatte zu vergiften, Miss-
trauen zu säen und zu delegitimieren. Hier geht es nicht 
um Aufklärung, sondern um Spaltung, mit dem Ziel, uns 
abzulenken und uns zu schwächen. Wir dürfen nicht über 
dieses Stöckchen springen, das Putin uns da hinhält. Auf 
gar keinen Fall!

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Das World Economic Forum 2024 in Davos – in die-
sem Jahr – hat in seinem Risikobericht die Desinforma-
tion als das größte Risiko aufgeführt. Dabei wird vor 
allem auch der Zusammenhang zwischen Desinformation 
und zunehmender gesellschaftlicher Polarisierung her-
vorgehoben. Seien wir uns auch sehr bewusst, dass bei 
allem, was unsere Aufmerksamkeit stark beansprucht, die 
große Gefahr herrscht, dass wir kollektiv in die falsche 
Richtung schauen und so etwas viel Wichtigeres über-
sehen! Wenn ich jetzt also meine Hand hier hochhalte, 
dann schauen Sie alle nach oben, und wahrscheinlich, 
vielleicht passiert hier unten etwas viel Wichtigeres. So 
hat das auch die Kollegin Brugger dargestellt. – Auch das 
ist ein großes Risiko von Information und Desinforma-
tion als Waffe.

Was können und müssen wir also tun? Natürlich müs-
sen wir dringend eine höhere gesellschaftliche Resilienz 
gegen Desinformation aufbauen; da sind wir alle gefragt. 
Aber wir müssen uns auch strukturell besser auf eine 
hybride Bedrohungslage einstellen.

Ich bin Obfrau und Mitglied im Untersuchungsaus-
schuss Afghanistan. Es geht dort im Kern um die Frage, 
warum der damalige Fall von Kabul nicht rechtzeitig 
vorhergesehen wurde und wie dieses Chaos damals ent-
stehen konnte. Für mich verdichtet sich in jeder Sitzung 
des Untersuchungsausschusses mehr und mehr das Bild, 
dass wir bei uns noch kein geeignetes Frühwarnsystem 
haben. Gerade auch bei hybriden Bedrohungen geht es 
darum, breit zu beobachten, verschiedene Lagebilder zu-
sammenzuführen, Querverbindungen herzustellen, außen 
nicht von innen zu trennen, Maßnahmen vorzuschlagen 
und zu einen. Das können einzelne Ressorts und Stellen 
einfach nicht leisten.

Deswegen ist für mich völlig klar: Wenn wir schlag-
kräftig und effektiv auf hybride Bedrohungslagen rea-
gieren wollen, brauchen wir einen Nationalen Sicher-
heitsrat.

(Beifall bei der FDP)

Der aktuelle russische Informationsangriff führt uns das 
jetzt wieder eklatant vor Augen. Es ist jetzt an der Zeit, 
diese Debatte schnellstmöglich zu führen; denn ohne Si-
cherheit ist alles nichts. Wir sollten noch in dieser Legis-
laturperiode über die Einrichtung eines Nationalen Si-
cherheitsrates und dessen parlamentarische Flankierung 
beraten und entscheiden.

(Beifall bei der FDP)

Es geht um unsere Sicherheit, es geht um unsere De-
mokratie, es geht um unsere Freiheit. Wir brauchen einen 
Nationalen Sicherheitsrat.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Und der nächste Redner ist Andrej Hunko für die 

Gruppe BSW.

(Beifall beim BSW)

Andrej Hunko (BSW):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn ich 

mir die Debatte seit diesen Taurus-Leaks so anhöre, habe 
ich den Eindruck, dass der eigentliche Skandal für viele 
darin besteht, dass ein ungesichertes Webex-Gespräch 
abgehört wurde bzw. dass Offiziere hier dilettantisch vor-
gegangen sind. Das mag sein; das muss auch aufgeklärt 
werden. Für mich ist aber der eigentliche Skandal, das 
eigentlich Beunruhigende der Inhalt dieses Gespräches,

(Beifall beim BSW)

wo im Plauderton Szenarien diskutiert wurden, wie man 
mit dem Taurus die Brücke von Kertsch angreifen kann, 
ohne dass jemand merkt, dass man vielleicht irgendwie 
daran beteiligt ist, ohne dass man Deutschland dem Ri-
siko aussetzt, hier Kriegspartei zu sein. Das finde ich 
völlig unverantwortlich.

(Beifall beim BSW)

Die Debatte zum Taurus zeigt: Eine eindeutige Mehr-
heit der Bevölkerung – etwa zwei Drittel – ist gegen die 
Lieferung. Es ist richtig, dass der Bundeskanzler sagt, er 
werde keine Taurus liefern, weil das Risiko einer direkten 
Kriegsbeteiligung eben nicht ausgeschlossen werden 
kann. Aber wenn ich mir die Koalition anschaue, dann 
bin ich mir nicht sicher – und da haben viele Menschen 
auch Sorge –, ob der Kanzler am Ende nicht wieder um-
fällt.

(Zuruf der Abg. Dr. Marie-Agnes Strack- 
Zimmermann [FDP])

Wir sagen ganz klar: Nein, diese weitere Eskalation 
darf nicht hingenommen werden. – Es ist übrigens auch 
ein Teil des Gespräches, dass die Offiziere selbst sagen, 
dass diese Lieferung am Kriegsverlauf letztlich über-
haupt nichts ändern wird.

Wir brauchen keine weitere Eskalation. Wir brauchen 
endlich diplomatische Initiativen. Die gibt es ja aus vie-
len Teilen der Welt: von China, von vielen afrikanischen 
Ländern, von Brasilien und anderen lateinamerika-
nischen Ländern.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Andrej Hunko (BSW):
Ich erwarte von dieser Bundesregierung, dass solche 

Initiativen unterstützt werden

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Aus Venezuela 
wahrscheinlich!)

und nicht weiter auf Eskalation gesetzt wird.
Vielen Dank.

(Beifall beim BSW)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort Serap Güler für die CDU/ 

CSU Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Serap Güler (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich glaube, was in dieser Debatte bisher ziemlich deutlich 
wurde, ist, dass die AfD diese Aktuelle Stunde eigentlich 
nur aus einem einzigen Grund beantragt hat: Entweder 
hat sie tatsächlich den Befehl aus Moskau bekommen,

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vorauseilender Gehorsam!)

oder sie will hier deutlich machen, dass sie ganz im Sinne 
Putins unterwegs ist. Insofern – vielleicht im Sinne 
Putins –: Alles richtig gemacht.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Klatscht ja kei-
ner! – Tino Chrupalla [AfD]: So peinlich!)

Dennoch ist es wichtig, dass wir darüber an dieser 
Stelle noch einmal reden. Wir wissen, was am 19. Februar 
aufgezeichnet wurde – nicht nur wir, auch viele andere 
weltweit wissen das –, und wir können festhalten, dass 
die vier ranghohen Offiziere – das wurde hier schon 
mehrmals gesagt – zwar ihren Job gemacht haben – alles 
richtig –, aber trotzdem – darauf können wir uns, glaube 
ich, einigen – ein Fehler gemacht wurde, grob fahrlässig 
gehandelt wurde. Es ist jetzt aber wichtig, die Ermitt-
lungen des MAD abzuwarten und dann nach Konsequen-
zen zu schauen.

Ich hoffe, dass wir dann auch einen besseren Überblick 
darüber haben, ob es sich wirklich nur um Anwendungs-
fehler und nicht doch um technische Fehler handelte. 
Dann müssten wir auch unsere Systeme infrage stellen. 
Auch das wurde hier schon einmal betont, und ich glaube, 
daran können wir gemeinsam festhalten. Was heute schon 
feststeht, ist: Wir müssen viel stärker in die Spionageab-
wehr investieren. Wir müssen viel stärker in unsere Si-
cherheit insgesamt, insbesondere aber in die Cybersicher-
heit investieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Fragen, die sich dennoch darüber hinaus stellen, 
sind vor allem politischer Natur, und ich möchte sie an 
dieser Stelle an den Kanzler richten; denn das abgehörte 
Gespräch zeigt eben auch: Taurus könnte sehr wohl einen 
Unterschied machen.

Ich verstehe die Logik nicht ganz, wie man sich einer-
seits immer wieder hinstellen und sagen kann: „Wir ste-
hen an der Seite der Ukraine, die Ukraine darf diesen 
Krieg nicht verlieren“, und auf der anderen Seite nicht 
alles tut, damit die Ukraine aus der Defensive heraus-
kommt. Diese Frage stellt sich.

Uns ist klar: Auch der Taurus ist kein Gamechanger. Er 
böte den Ukrainern aber die Chance, gezielt russische 
Nachschubwege auf ukrainischem Terrain zu kappen 
und damit die Offensive des Aggressors auszubremsen. 
Und der Call bestätigt auch: Deutsche Soldatinnen und 
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Soldaten müssten nicht – ich betone: nicht – an einem 
ukrainischen Einsatz von Taurus beteiligt sein, wenn die 
Ukrainer entsprechend ausgebildet werden.

Wir wissen ebenso: Die Anfrage der Ukraine liegt der 
Bundesregierung seit Mai letzten Jahres vor. Und die 
Frage, die sich stellt, ist: Wieso lassen sich Kanzler und 
der Minister erst jetzt briefen?

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Quatsch!)

Es heißt, das stimme nicht ganz; aber das Gespräch hört 
sich so an, als seien diese Informationen noch nicht bis 
zum Minister oder eben bis zum Kanzler durchgedrun-
gen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Unsinn!)

Dieser Frage müssen Sie sich auch weiterhin stellen. Die 
Ausbildung hätte nämlich schon längst stattfinden kön-
nen, und somit hätte man die deutsche Beteiligung in der 
Ukraine auch ausschließen können.

Es ist auch wichtig: Der Bundeskanzler behauptet, die 
Lieferung bedeute die Beteiligung der Bundeswehr, und 
dies bedeute wiederum, dass Deutschland Kriegspar- 
tei würde. Ich habe mich wirklich ernsthaft bemüht, die-
ser Logik zu folgen. Wenn die Hilfe deutscher Soldaten 
beim Taurus-Einsatz bedeuten würde, dass Deutschland 
Kriegspartei würde, muss ich an dieser Stelle einfach die 
Frage stellen: Was heißt das eigentlich für unsere Ver-
bündeten? Was heißt das für Großbritannien? Was heißt 
das für die USA? Was heißt das für Frankreich? Von 
denen wissen wir ja jetzt, dass deren Soldaten vor Ort 
sind, um ukrainische Soldaten bei deren Marschflugkör-
pern zu unterstützen. Was heißt das? Bedeutet das nach 
der Logik des Kanzlers, wenn man das zu Ende denkt, 
dass diese Verbündeten Kriegsparteien sind? Die Antwort 
auf diese Frage ist der Kanzler hier heute in der Fra-
gestunde auch wieder schuldig geblieben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn sie Kriegsparteien sind: Was bedeutet das für die 
NATO? Das sind alles NATO-Mitglieder. Und wenn sie 
keine Kriegsparteien sind: Wieso wären wir es dann?

Das sind Fragen, die der Kanzler und vielleicht auch 
die SPD beantworten müssen; denn in diesen Tagen hat 
man vor allem das Gefühl, dass die Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik dieses Landes nicht im Verteidigungs-
ministerium, nicht im Kanzleramt, sondern vor allem in 
der Parteizentrale gemacht wird. Heute hörte ich zum 
Beispiel Kevin Kühnert, der sogar einen Ringtausch aus-
schließt, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Serap Güler (CDU/CSU):
– zu dem die Außenministerin am Sonntagabend ge-

genüber der Öffentlichkeit noch eine andere Position ver-
treten hat.

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. – Aber 
trotzdem eine letzte Frage!

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin, Sie müssen jetzt wirklich zum Schluss 

kommen; Ihre Redezeit ist überschritten.

Serap Güler (CDU/CSU):
Das sind Fragen, die beantwortet werden müssen, die 

vor allem politisch sind und die der Kanzler auch heute in 
der Fragestunde

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: … sehr gut be-
antwortet hat!)

nicht beantworten konnte.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort der fraktionslose Abge-

ordnete Robert Farle.

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren!

(Zuruf von der SPD: Kommen Sie zum Ende!)

Hier wird haarscharf an dem eigentlichen Problem vor-
beidiskutiert. Was hier stattgefunden hat, war eine Un-
achtsamkeit, die man solchen Generälen auch nicht nach-
sehen kann. Ich habe mir dieses Gespräch auch angehört. 
Das kann jeder machen; das kann man im Netz bekom-
men. Und dann stellt man fest: Da haben sich Chefge-
neräle der Bundeswehr, der deutschen Luftwaffe, Gedan-
ken über eine präzise Angriffsplanung gemacht. Sie 
haben darüber gesprochen, wie man die Kertsch-Brücke, 
die zum Teil auf russischem Grund und Boden steht, 
ausschalten kann, ohne dass auffällt und ohne dass der 
Öffentlichkeit bekannt wird, dass es deutsche Soldaten 
waren, die wieder einen Angriff auf Russland gestartet 
haben, und zwar einen völkerrechtswidrigen Angriff, der 
nach der UN-Charta strengstens verboten ist und Russ-
land jeden Weg zur eigenen Selbstverteidigung eröffnet. 
Sie betonen ja übrigens für die Ukraine ständig, dass sie 
das Recht habe, sich zu verteidigen. Das gilt genauso für 
Russland.

Russland befindet sich mit uns noch nicht im Krieg, hat 
uns keinen Krieg erklärt. Sie wollen aber den Taurus 
einsetzen, wodurch eine Kriegserklärung überflüssig 
würde, weil das schon der Krieg wäre.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen jetzt bitte zum Schluss kommen, Herr 

Farle.

Robert Farle (fraktionslos):
Sie haben unsere ganze Bevölkerung in Gefahr ge-

bracht. Wie die Russen reagieren, wissen wir doch nicht.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter!
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Robert Farle (fraktionslos):
Sie alle hoffen, dass Putin nichts macht. Hunderttau-

sende Menschen in Deutschland könnten sterben, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie jetzt bitte zum Schluss.

Robert Farle (fraktionslos):
– weil Sie bei dem, was Sie diskutieren, nicht nach-

denken.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Danke.

Robert Farle (fraktionslos):
Und der Abhörskandal interessiert – –

(Das Mikrofon wird abgeschaltet – Abg. 
Robert Farle [fraktionslos] spricht weiter)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Farle, es geht einfach nicht, dass Sie immer wei-

terreden. – Herr Abgeordneter!
(Abg. Robert Farle [fraktionslos] spricht wei-

ter)
– Herr Abgeordneter es kann Sie keiner mehr hören, weil 
das Mikrofon aus ist. Ihre Redezeit ist weit überschritten. 
So geht das nicht.

(Abg. Robert Farle [fraktionslos] verlässt das 
Rednerpult)

– Vielen Dank.
Wir müssen uns alle miteinander schon ein bisschen an 

die Regeln halten. Sie wissen doch, wie lang die Zeit ist.
(Robert Farle [fraktionslos]: Ja, aber die ande-

ren auch!)
– Ja, jeder weiß es. Ich habe auch jeden unterbrochen, der 
zu lang geredet hat.

(Robert Farle [fraktionslos]: Anderthalb Mi-
nuten!)

Aber so weit, wie Sie es getan haben, hat keiner die Rede-
zeit überschritten.

Letzter Redner in dieser Aktuellen Stunde ist jetzt 
Daniel Baldy für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Daniel Baldy (SPD):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Ach, Kinners, immer 

dieselben!
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Minister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die größte 
Schwachstelle in der IT ist der Mensch, und diese 
Schwachstelle wird gnadenlos ausgenutzt: von Hackern, 
von Kriminellen, die ihre Dienste im Internet als Crime- 
as-a-Service anbieten, aber eben auch von anderen Staa-

ten. Die Ergebnisse sind Desinformationskampagnen, öf-
fentliche Verunsicherung oder auch Angriffe auf sensible 
Infrastruktur und Ähnliches.

Wie können wir dieser hybriden Kriegsführung Russ-
lands und anderer Staaten entgegentreten? Ganz einfach: 
indem wir uns erstens dieser Gefahr bewusst werden und 
zweitens auch danach handeln.

Ich glaube, es überrascht niemanden, dass die AfD 
diese russische Propaganda der letzten Tage mitträgt. 
Aber manche Äußerungen der Union der letzten Tage 
haben mich dann doch etwas überrascht, und die konnte 
ich auch nicht als Kampf gegen die Kremlpropaganda 
verstehen. Im Gegenteil: Die hätte man mit bösem Willen 
teilweise fast schon als Unterstützung werten können.

Da stellt sich mit Herrn Kiesewetter, einem Unions-
abgeordneten, der stellvertretende Vorsitzende des Par-
lamentarischen Kontrollgremiums ins Fernsehen und 
sagt quasi: Ich weiß aus guter Quelle, dass noch ein 
fünfter Teilnehmer dabei war, und keiner hat es gemerkt. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, abgesehen davon, dass 
es für diese Behauptung offenbar gar keine Grundlage 
gibt: Putin geht es um die Spaltung dieses Landes und 
die Verunsicherung der Bevölkerung. Wenn wir unserer 
Parlamentsarmee nicht zutrauen, bis vier zählen zu kön-
nen, dann hat doch die russische Propaganda gewonnen. 
Sie spielen mit solchen Interviews und Aussagen unwis-
sentlich das Spiel Putins mit und untergraben selbst auch 
noch das Vertrauen in die Truppe, liebe Unionsfraktion.

(Beifall bei der SPD)
Aber es gibt nicht nur unvorsichtige Äußerungen, bei 

denen man sich lieber zweimal fragen sollte: Gehe ich 
damit direkt in die Öffentlichkeit, oder spreche ich es 
vielleicht lieber noch mal in einem Gremium an, das 
dafür zuständig ist? Ich finde es ebenso beachtlich, dass 
manche sich hier öffentlich immer als die großen Chef-
aufklärer hinstellen, auf der anderen Seite aber die Re-
geln, die wir uns als geheim tagendes Gremium gegeben 
haben, massiv missachten. Wenn ich am Montagabend 
quasi live mitlesen kann, was im geheim tagenden Ver-
teidigungsausschuss gesagt wird, dann kann ich nur sa-
gen: In jedem Gemeinderat – sei es bei mir daheim in 
Münster-Sarmsheim, aber sicherlich auch bei Ihnen in 
der Heimat – darf aus einer nichtöffentlichen Sitzung 
nicht berichtet werden, und da hält sich auch jeder dran.

Mein Eindruck ist: Hier im Haus gehört es bei man-
chen Kolleginnen und Kollegen mittlerweile fast schon 
zum Alltag, aus geheimen Sitzungen zu berichten. Wir 
können uns zehn Kryptohandys kaufen, wir können die 
achtmal verschlüsseln, wir können die Geheimschutz-
stelle mit mehr Geld und Personal ausstatten, wir können 
nur noch in abhörsicheren Räumen kommunizieren und 
tagen: Wenn wir am Ende rausgehen und alles ausplau-
dern, dann ist das alles nichtig, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Was können wir nun aus diesem veröffentlichten Ge-
spräch der Bundeswehroffiziere lernen, und wie können 
wir uns resilient machen in diesem Kampf gegen die 
hybride Kriegsführung Putins und anderer?

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 156. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. März 2024                                                                                                                                                                                               20021 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Erstens. Die aktuell größte Schwachstelle – ich habe es 
eingangs gesagt – ist der Mensch. Wir sollten eigene 
Fehler vermeiden und uns vor allen Dingen auch der 
Gefahren bewusst werden. Soll ich das wichtige Tele-
fonat wirklich in der Bahn führen, oder warte ich lieber 
noch fünf Minuten, bis ich ungestört bin? Habe ich das 
neueste Update auf meinem Smartphone, damit etwaige 
Schwachstellen bestenfalls beseitigt sind? Hat es einen 
Grund, warum Sitzungen als Geheim eingestuft sind, 
und sollte ich deshalb auch nicht öffentlich darüber spre-
chen? Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir hier in die-
sem Haus müssen da mit gutem Beispiel vorangehen; 
denn bei dem, was ich eben aufgezeigt habe, sind auch 
wir an vielen Stellen selbst noch zu nachlässig.

Zweitens. Die von Ministerin Faeser vorgeschlagene 
Cybersicherheitsagenda sollten wir weiter konsequent 
umsetzen, und wir sollten dieses Thema für uns in der 
Politik, aber eben auch für das Land ernst nehmen. Jedes 
Jahr entsteht – die Kollegin hat es eben schon gesagt – der 
deutschen Wirtschaft ein Schaden von mehr als 200 Mil-
liarden Euro durch Cyberkriminelle. Denken wir etwa an 
den Hackerangriff auf den Deutschen Bundestag 2015 
oder auch an die Ransomware-Attacke auf das mittelstän-
dische Unternehmen, dessen Produktion dadurch still-
liegt. Es trifft uns alle. Oder wie es Generalmajor Jürgen 
Setzer, der Cybersicherheitschef der Bundeswehr, sagte: 
Wir müssen Cybersicherheit als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe begreifen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das bringt mich zum dritten und letzten Punkt: Wir 
müssen auch unsere Behörden im Bereich Cybersicher-
heit stärken. Ich kann hier nur einmal appellieren und 
darauf aufmerksam machen: Es gibt gerade zwei von 
den Ampelfraktionen vorgeschlagene Grundgesetzände-
rungen, einmal für die Einrichtung des BSI als Zentral-
stelle, einmal für die Bundeskompetenz für die aktive 
Cyberkriminalitätsabwehr. Die liegen auf dem Tisch. 
Das sind genau die richtigen Vorschläge, die wir zu dieser 
Zeit brauchen, um unsere Cyberresilienz gegen diese hy-
bride Kriegsführung zu stärken. Dafür stehen wir bereit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben uns mit 
dem mitgeschnittenen Gespräch ein blaues Auge geholt. 
Schützen wir uns also jetzt vor dem K. o.!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Misbah Khan [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach unserer Tages-

ordnung könnte ich jetzt die Sitzung für drei oder vier 
Minuten unterbrechen. Ich weiß nicht, ob wir das jetzt 
wirklich tun sollen – eigentlich nicht, aber es müssten 
alle einverstanden sein. Ich weiß nicht, ob alle Redner 
schon da sind.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sind noch nicht 
da! – Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Noch 
nicht!)

– Noch nicht? – Dann unterbreche ich jetzt die Sitzung 
bis 16.30 Uhr, und dann machen wir weiter.

(Unterbrechung von 16.26 bis 16.30 Uhr)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene 

Sitzung ist wieder eröffnet. Ich hoffe, Sie haben sich 
alle gut erholt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3:

Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

Wissenschaftskommunikation systematisch 
und umfassend stärken

Drucksache 20/10606
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich sehe, es sind alle bereit.

Dann eröffne ich die Aussprache. Und als erster Red-
ner bekommt Dr. Stephan Seiter für die FDP-Fraktion das 
Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Laura Kraft [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dr. Stephan Seiter (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir bringen heute den Antrag „Wissen-
schaftskommunikation systematisch und umfassend stär-
ken“ ein. Wir von den Koalitionsfraktionen haben uns 
entschlossen, diesen Antrag einzubringen, weil wir im 
Koalitionsvertrag das Thema Wissenschaftskommunika-
tion als ein Thema beschrieben haben, das zu fördern 
wichtig ist. Der Grund für diese Förderung von Wissen-
schaftskommunikation liegt zu einem großen Teil in den 
Erfahrungen, die wir in den letzten Jahren, insbesondere 
während der Coronapandemie, mit der Wissenschafts-
kommunikation, mit der Annahme der Kommunikation 
und den wissenschaftlichen Ergebnissen in der Gesell-
schaft gemacht haben.

Wir alle wissen, dass das Wissenschaftssystem in un-
serem Land leistungsstark ist, dass hervorragende Ergeb-
nisse erzielt werden, dass unsere Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler mit ihrer Arbeit dazu beigetragen 
haben, die Coronapandemie in den Griff zu bekommen, 
dass es gelungen ist, Impfstoffe zu entwickeln, die die 
Stärke der Pandemie gelindert haben.

Was wir aber auch festgestellt haben, ist, dass während 
der Coronapandemie die Aufnahme der Ergebnisse der 
Wissenschaft in der Gesellschaft nicht immer ganz so 
funktioniert hat, wie es sich die Wissenschaft und die 
Politik vielleicht vorgestellt haben. Es wurde dann, 
wenn Wissenschaftler ihre Ergebnisse nach neuen Stu-
dien revidiert haben, die Behauptung aufgestellt, die Wis-
senschaft würde lügen; solche Behauptungen gab es.
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Das ist eine Frage der Kommunikation. Es ist aber 
auch die Frage: Wissen wir alle, wie die Methodik in 
der Wissenschaft funktioniert? Die Wissenschaft funk-
tioniert eben mit Experimenten: Erkenntnisse gewinnen, 
Erkenntnisse überprüfen. Die Wissenschaftskommunika-
tion hat die Aufgabe, diese Ergebnisse zu übermitteln, 
aber in einer Form, dass wir sie als potenzielle Laien 
tatsächlich auch verstehen und nachvollziehen können. 
Genau das ist unser Ansatzpunkt: dass wir die verschie-
denen Ebenen, in denen Wissenschaftskommunikation 
erfolgen kann und soll, stärken wollen.

Ein wichtiger Ansatzpunkt ist, dass wir die Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler befähigen, mehr in 
diesem Bereich zu tun und ihre Wissenschaftskommu-
nikation zielgruppenorientierter durchzuführen. Wenn 
wir die wissenschaftliche Ausbildung betrachten, ist es 
häufig so, dass wir Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler lernen: Forschungsmethodik anwenden, Ergeb-
nisse publizieren, Inhalte lehren. Aber es ist nicht immer 
ganz einfach, diese Ergebnisse zu übersetzen in eine 
Sprache, in eine Methodik, um die Ergebnisse gut zu 
vermitteln.

Genau da wollen wir ansetzen. Wir wollen die Kom-
petenzen stärken. Wir wollen zum Beispiel mit einem 
Förderprogramm Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler befähigen, ihre Kenntnisse zu vertiefen und sie 
einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Wir 
wollen auch etwas im Hinblick auf den Wissenschafts-
journalismus tun, indem wir uns anschauen und prüfen: 
Wie können wir diesen Bereich stärken?

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einen ganz wichtigen Punkt dürfen wir nicht verges-
sen – auch dieser ist in unserem Antrag enthalten –: Es ist 
der Schutz der kommunizierenden Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr wichtig!)

Denn was wir in den letzten Jahren auch erlebt haben, ist, 
dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die ihre 
Ergebnisse publiziert haben, angefeindet worden sind. Es 
darf im Sinne der Wissenschaftsfreiheit nicht sein, dass 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, wenn sie ihre 
Ergebnisse publizieren, womöglich irgendwann einmal 
mit der Überlegung spielen: Nein, dieses Forschungs-
gebiet bearbeite ich nicht mehr, weil ich womöglich dann, 
wenn ich zu einem Ergebnis komme, das irgendeiner 
bestimmten politischen Gruppe dienlich zu sein scheint, 
von dieser Gruppe vereinnahmt werde und ich dann letzt-
endlich gebrandmarkt bin.

Das heißt, wir müssen die Fürsorgepflicht der Verant-
wortlichen, der Führungskräfte stärken. Wir müssen die 
Kenntnisse darüber stärken. Wir müssen Schutzmaßnah-
men für solche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler entwickeln und einführen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Alexander Föhr [CDU/CSU])

Deswegen, meine Damen und Herren, haben wir diesen 
Antrag eingebracht. Die Kolleginnen und Kollegen von 
den anderen Fraktionen werden noch auf weitere Punkte 
eingehen.

Ich freue mich auf die Diskussionen im Ausschuss. Ich 
bin sicher, dass wir zusammen etwas Gutes für unsere 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler tun können. 
Und wenn wir etwas für die Wissenschaftskommunika-
tion tun, tun wir es auch für unsere Gesellschaft.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Katrin Staffler für die CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich fürchte, dass es sich mittlerweile herumgesprochen 
hat, dass ich ein Riesenfangirl von MOSAiC und der 
„Polarstern“ bin. Der Bildband zur Expedition liegt in 
meinem Büro, das Logbuch steht in meinem Bücherregal.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Gut, dass wir das finanzieren!)

Ich bin aber mit meiner Begeisterung bei dem Thema 
Gott sei Dank nicht alleine. Wenn ich im Familien- und 
Bekanntenkreis unterwegs bin, bin ich nicht die Einzige, 
die davon so begeistert ist, sondern da gibt es ganz viele, 
denen das genauso geht und mit denen man dann direkt 
ein Gesprächsthema hat.

Was zeigt uns das? Erstens. Alle die, die meine Be-
geisterung teilen, haben dadurch nicht nur einen Einblick 
in die Klima- und die Polarforschung erhalten, sondern 
sie haben auch gemerkt, was der Mehrwert von dieser 
Forschung für uns alle ist und sein kann. Deshalb ist die 
Expedition und alles, was drum herum noch so passiert 
ist, für mich – das ist der zweite Punkt – eigentlich ein 
Musterbeispiel dafür, wie erfolgreiche Wissenschafts-
kommunikation aussehen kann.

Es ist nur deswegen möglich gewesen – und das ist es 
bis heute –, weil wir so unglaublich engagierte Forsche-
rinnen und Forscher haben. Ich glaube, allen voran muss 
man den Expeditionsleiter und die Leiterin des AWI, Frau 
Professor Boetius, nennen, die das einfach großartig in 
die Bevölkerung und in die Breite getragen haben. Fakt 
ist: Gerade in Zeiten von Fake News und Populismus 
brauchen wir eine gute Wissenschaftskommunikation. 
Es muss uns ein Anliegen sein – und das ist es auch –, 
dass wir hier die positiven Impulse in die richtige Rich-
tung setzen.

Aber seien wir mal ehrlich: In Sachen Wissenschafts-
kommunikation und insbesondere auch mit Blick auf ihre 
Förderung und Forcierung haben wir in unserer Regie-
rungszeit als Union schon sehr gut gearbeitet, gerade in 
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der letzten Wahlperiode; das muss man der Ehrlichkeit 
halber sagen. Der beste Beweis dafür ist der Antrag, der 
uns heute vorliegt.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wieso?)

– Das will ich gerne ausführen: weil Sie in Ihrem Antrag 
auf Kontinuität setzen und weil die Fortsetzung der Maß-
nahmen, die wir in die Wege geleitet haben, Kern des 
Antrags ist.

Maßgebliche neue oder verändernde Vorschläge gibt 
es da ehrlicherweise nicht.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Stimmt nicht!)

Das ist insofern auch in Ordnung, weil das, was wir dazu 
aus der Community hören, Zustimmung ist. Man ist näm-
lich sehr zufrieden mit dem, was wir in der letzten Wahl-
periode initiiert haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Irgendwie ist es ja auch verständlich, dass Sie diese 
Low-Hanging Fruits gerne auf Ihrer eigenen Habenseite 
verbuchen wollen. Aber es ist einfach eine Tatsache, dass 
Sie versuchen, sich ein Stück weit mit fremden Federn zu 
schmücken. Denn es war die Union, die die Wissen-
schaftskommunikation zur Priorität gemacht und dazu 
beigetragen hat, dass laut Wissenschaftsbarometer noch 
immer sehr viele Menschen in Deutschland ein hohes 
Maß an Vertrauen in die Wissenschaft haben. Damit 
sind sie weniger empfänglich für Fake News. Das ist 
gut, und das hilft unserer Demokratie. Das ist, glaube 
ich, etwas, was wir alle sehr begrüßen.

Leider gehört es aber auch zur Wahrheit, dass beim 
Blick auf die Zahlen oft untergeht, dass zwar das Ver-
trauen in die Wissenschaft insgesamt hoch ist; aber 
wenn wir dann den Blick auf die Menschen lenken, die 
formell einen eher geringqualifizierten Bildungsab-
schluss erreicht haben, dann wird deutlich, dass deren 
Vertrauen in den letzten Jahren leider rapide abgenom-
men hat. Das ist eine Entwicklung, die uns natürlich alle 
besorgt.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Trotz Union? Oder wegen der Union? – Ge-
genruf des Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD]: 
Das ist die Frage!)

In dem Antrag, der heute vorliegt, wird dem Ganzen 
aus unserer Sicht überhaupt nicht ausreichend Beachtung 
geschenkt. Deswegen sagen wir, dass Sie hier noch nach-
arbeiten müssen. Dazu kommt, dass der Punkt 9, in dem 
Sie den Ausbau des Wissenschaftsbarometers zu einer 
repräsentativen und nationalen Erhebung fordern, aus 
unserer Sicht zu kurz greift, weil er das Ganze eben nicht 
auf ein breiteres Fundament stellt, um das alles stärker in 
alle Bevölkerungsschichten zu tragen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Ich komme zum Schluss. – Deswegen: Die Vorschläge 

sind nett zu lesen und sind auch nicht verkehrt, um Gottes 
willen. Es fehlt aber an konkreten Vorschlägen.

(Holger Mann [SPD]: Das stimmt nicht!)
Und trotzdem:

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Katrin Staffler (CDU/CSU):
Es ist ein guter Anlass,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und ein guter Antrag!)

über die Wissenschaftskommunikation zu sprechen. Das 
ist in Zeiten wie diesen wichtiger denn je.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Holger Mann für die SPD-Frak-

tion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Holger Mann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Gute Kommunikation über Wissenschaft 
wird immer wichtiger. Das Wissen der Welt verdoppelt 
sich in immer kürzeren Abständen – es braucht nur noch 
etwa zehn Jahre dafür –, und die Wissensproduktion be-
schleunigt weiter. Diese und andere Fakten zeugen vom 
exponentiellen Wachstum der Wissenschaft in den letzten 
100 Jahren. Noch hält die Entwicklung von Datenspei-
chern diesem Wachstum stand; aber wir in unseren bio-
logischen Grenzen können es nicht. Es braucht also gute 
Kommunikation: Erklärung, Einordnung, Überblick, De-
batte, ja, und auch Kritik.

Dafür ein prominentes Beispiel aus der Wissenschafts-
geschichte: Viele Menschen glauben bis heute, dass Spi-
nat wegen seines hohen Eisengehaltes besonders gesund 
sei.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Fehler!)
Der Grund liegt darin, dass in den 1930er-Jahren bei der 
Bestimmung des Eisenanteils ein Fehler passiert ist:

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Ein Komma 
versetzt!)

Es wurde ein Komma falsch gesetzt. Die Folge: Man 
hatte den Eisenanteil auf einmal verzehnfacht.

(Stephan Albani [CDU/CSU]: Deswegen 
mussten wir Spinat essen! – Kai Gehring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber unge-
sund ist Spinat trotzdem nicht!)

– Nein, er hat einen hohen Vitamin-A-Anteil; da haben 
Sie recht.
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Aber der Punkt ist: Es hat 50 Jahre gedauert – zum 
Leidwesen vieler Kinder –,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

bis dieser Irrtum in einem englischen Wissenschafts-
magazin aufgeklärt wurde. Bis heute hält sich der Mythos 
aber im wahrsten Sinne des Wortes eisern in vielen Pu-
blikationen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Alexander Föhr [CDU/CSU])

Sie sehen, meine Damen und Herren: Gute Wissen-
schaftskommunikation und unabhängiger Wissenschafts-
journalismus sind unverzichtbar, auch um Falschmeldun-
gen und Fake News einzudämmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Aber noch viel mehr brauchen wir sie zum Bestehen 
der großen Herausforderungen. Wir haben in der Coro-
napandemie gesehen, was gute Wissenschaft und gute 
Kommunikation in globalen Krisen zu leisten vermögen. 
Nicht minder brauchen wir sie bei technologischen Re-
volutionen und sozialem Wandel im Zuge der Großen 
Transformation.

Die Wissenschaftskommunikation steht dennoch sel-
ten im Fokus. Im Haushalt des BMBF steht dafür nur 
jeder tausendste Euro zur Verfügung. Dabei ist Fortschritt 
und Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse und Ergeb-
nisse auf Publizität angewiesen.

Wir würdigen deshalb als Koalitionsfraktionen mit un-
serem Antrag die Leistungen vieler Wissenschaftskom-
munikatorinnen und -kommunikatoren und machen zu-
gleich konkrete Vorschläge, wie man sie unterstützen und 
das junge Feld systematisch stärken kann.

Frau Staffler, ich bin ja mit Blick auf die letzte Legis-
latur milder geworden. Aber 17 konkrete Forderungen 
zeigen schon: Es ist noch nicht alles Gold, was Sie da 
polieren wollten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf der 
Abg. Katrin Staffler [CDU/CSU])

Wir wollen zum Beispiel die Wissenschaftskommuni-
kation systematisch in Karrierewegen und als festen Be-
standteil der Förderstrukturen etablieren. Noch spielt es 
in Deutschland viel zu selten eine Rolle, ob man wissen-
schaftliche Erkenntnisse gut vermitteln kann. Das muss 
sich ändern.

Wir wollen die Sichtbarkeit erhöhen. Wir haben tolle 
Vermittler wie Wissenschaft im Dialog, das Science Me-
dia Center oder „dritte Orte“ wie die Forschungsmuseen. 
Aber wir wollen darüber hinaus Sichtbarkeit erzeugen, 
das Wissenschaftsbarometer zu einer echten, repräsenta-
tiven nationalen Erhebung ausbauen und auch einen gut 
dotierten Wissenschaftspreis ausloben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP])

Wir wollen Partizipation und Verständnis erhöhen – 
durch die Einbeziehung von Bürgerinnen und Bürgern 
in Citizen-Science-Projekte und auch durch den Ausbau 
des Publizierens in Open-Access- und Open-Science- 
Formaten und deren digitaler Infrastruktur.

Und wir schlagen in diesem Antrag, dem Koalitions-
vertrag folgend, eine Stiftung vor, die unabhängigen 
Wissenschaftsjournalismus und Wissenschaftsjournalis-
tinnen und -journalisten als staatsferne Struktur fördert. 
Denn Wissenschaftsjournalismus ist selten finanziell pro-
fitabel; er reicht meist nicht zum Auskommen der Jour-
nalistinnen und Journalisten. Deswegen kämpfen wir hier 
auch um den Erhalt von Journalismus als unabhängige, 
als kritische Instanz, die uns wie Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern den Spiegel vorhält, Verdrängen 
oder einseitige ökonomische Abhängigkeiten verhindert 
und als Korrektiv dringend gesellschaftlich gebraucht 
wird.

Es ist Zeit, nach zwei Jahren bei diesem Projekt voran-
zukommen; denn aktuelle Entwicklungen zeigen – der 
Kollege Seiter hat es schon angedeutet –: Es braucht diese 
Stärkung der Kommunikation aus und über die Wissen-
schaft dringender denn je. Es braucht sie jetzt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich glaube ja, dass Rahmspinat das 

Leid der Kinder etwas gemindert hat, wenn auch nicht 
zugunsten der Gesundheit, nehme ich fast an.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Nächster Redner ist jetzt Dr. Marc Jongen für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Marc Jongen (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn die 

Regierung eine große Transformation der Gesellschaft 
und Wirtschaft vorhat, wenn sie dabei ein rigides System 
der Gängelung der Bürger einführt und nebenbei die In-
dustrie und zahllose Existenzen in Deutschland zerstört, 
dann braucht sie dafür eine Legitimation von höherer 
Stelle.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Diese Idee hat Herr Jongen aber schon 30-mal 
erwähnt!)

Und wer wäre dafür besser geeignet als die Wissenschaft 
mit ihrem Nimbus der Objektivität und Neutralität? Aber 
so machen Sie Wissenschaft zur ideologischen Staats-
wissenschaft, meine Damen und Herren.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
„Wissenschaftskommunikation“ heißt das Zauberwort, 

das die staatlichen Leitideologien in die Öffentlichkeit 
tragen soll – natürlich unter Beteuerung von Wissen-
schaftsfreiheit, Neutralität und Unabhängigkeit. Wie 
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weit es damit her ist, verrät eine Passage zur Coronapan-
demie im Ampelantrag: Die Wissenschaft habe damals 
„maßgeblich zu einer erfolgreichen Krisenbewältigung 
beigetragen“ und in der „weiten Öffentlichkeit ... Ori-
entierung geschaffen“, so schreiben Sie. In Wahrheit 
sind Millionen Menschen unter falschen Versprechungen 
zu einer großteils wirkungslosen und vielfach schädli-
chen Impfung getrieben worden,

(Stephan Albani [CDU/CSU]: So ein 
Schwachsinn!)

und man weigert sich bis heute, diesen Jahrhundertskan-
dal, dessen Opferzahlen immer noch weiter anwachsen, 
adäquat aufzuarbeiten.

(Beifall bei der AfD)

Wissenschaftler, die nicht auf Regierungslinie lagen, 
wurden als „Schwurbler“ und „Querdenker“ abqualifi-
ziert. Staatsvirologe Drosten

(Dr. Lina Seitzl [SPD]: „Staatsvirologe“? Das 
ist doch ein Witz! Eine Verleumdung ist das!)

sagte noch im Oktober 2023, die wissenschaftlichen In-
stitutionen müssten eine „Selektion“ unter Wissenschaft-
lern vornehmen, die wirklich Experten sind.

(Stephan Brandner [AfD]: Aha! Selektion! So, 
so! – Gegenruf des Abg. Dr. Stephan Seiter 
[FDP]: Wissenschaft selektiert immer!)

Das ist nicht Wissenschaftsfreiheit und offener Diskurs; 
das ist ideologische Expertenherrschaft, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Dr. Lina Seitzl [SPD]: 
Was Sie tun, ist Ideologie! Gefährliche Ideo-
logie!)

Problematisch ist es auch, wenn die Bewilligung von 
Forschungsgeldern an die Erfüllung von Kommunikati-
onspflichten geknüpft wird. Nicht nur nehmen wissen-
schaftsfremde Aufgaben auf diese Weise massiv zu; es 
droht auch ein Wissenschaftlertypus herangezogen zu 
werden, der nicht so sehr innovative Ergebnisse produ-
ziert, sondern vor allem sich und sein Forschungsgebiet – 
vorzugsweise Klimawandel, Gender usw. – besonders gut 
verkaufen kann. Vor allem wird er dabei genau die Po-
sitionen einnehmen, die von der Politik als die einzig 
richtigen bereits vorgegeben sind.

„Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler“ wollen 
Sie – Herr Seiter hat es angesprochen – vor „Bedrohun-
gen und Anfeindungen“ in Schutz nehmen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie haben ja gerade schon Anfeindungen vor-
genommen! Wir wollen sie vor Ihnen schüt-
zen!)

Wie glaubwürdig ist das aber, wenn der Queer-Beauf-
tragte der Bundesregierung, Sven Lehmann, einen Bei-
trag von Wissenschaftlern und Ärzten auf „Welt Online“ 
zur biologischen Tatsache der Zweigeschlechtlichkeit als 
„Pamphlet“ diffamiert, das vor „Homo- und Transfeind-
lichkeit“ triefe?

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das Thema hatte ich eigentlich nach 30 Sekun-
den erwartet!)

So etwas dürfe nicht als „legitime Meinung“ dargestellt 
werden, sondern sei „gruppenbezogene Menschenfeind-
lichkeit“ – mit anderen Worten: zu verbieten. Diese Re-
gierung schützt die Wissenschaft nicht; sie sägt an ihren 
Grundlagen.

(Beifall bei der AfD)
Wie weit unser Wissenschaftssystem bereits im Dienst 

der Regierung steht, zeigte die Auftaktveranstaltung zum 
Wissenschaftsjahr 2024 hier in Berlin ausgerechnet zum 
Thema Freiheit: Die Präsidentin des Deutschen Ethikra-
tes, Frau Professor Alena Buyx, setzte dort zu einer Agi-
tationsrede gegen die AfD an, inspiriert von ungeprüften 
Behauptungen der „Correctiv“-Lügenkampagne gegen 
unsere Partei, sodass man sich eher auf einer Veranstal-
tung der Grünen oder Linksjugend wähnte. Solange das 
als „Wissenschaftskommunikation“ durchgeht, können 
wir Ihrem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der AfD)
Kein Wunder, dass an deutschen Universitäten die Angst 
vor dem Äußern der eigenen Meinung, ja selbst wissen-
schaftlicher Fakten umgeht.

Was stattdessen zu tun wäre? Besinnung auf die Hum-
boldt’sche Universität mit der Einheit von Lehre und 
Forschung, die durch die Bologna-Reformen ja massiv 
beschädigt worden ist, flankiert von einem wirklich un-
abhängigen Wissenschaftsjournalismus. Die Wissen-
schaft hat es nicht verdient, als Propagandaabteilung der 
Politik missbraucht zu werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Kai Gehring für Bündnis 90/ 

Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Geehrte Damen und Herren! Einmal mehr hat sich Hum-
boldt gerade im Grabe umgedreht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Stephan Brandner [AfD]: Wie oft 
denn schon?)

Trump, Putin, AfD: Wir kennen die Fake-News-Unter-
nehmer in dieser Welt, die alternative Fakten erfinden 
und ihre eigene Wahrheit herbeifantasieren.

(Dr. Marc Jongen [AfD]: Das machen Sie!)
Herr Jongen war dafür einmal mehr ein trauriges Parade-
beispiel.

(Stephan Brandner [AfD]: Nennen Sie mal ein 
Beispiel!)
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Sie lenken mit Desinformationskampagnen von realen 
Problemen ab, verunsichern Menschen, schüren Hass 
und greifen unsere Demokratiewerte an.

(Stephan Brandner [AfD]: Das machen Sie seit 
40 Jahren!)

Im Gegensatz dazu liefert Wissenschaft Fakten.
(Dr. Marc Jongen [AfD]: Fakten verachten 

Sie!)
Wissenschaft ist nicht nur eine Ressource für Innovation 
und zukünftigen Wohlstand, sondern auch für demokra-
tische Prozesse und für faktenbasierte Entscheidungen in 
der Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP])

Das haben wir während der Coronapandemie beson-
ders erlebt. Wissenschaft ist mit ihrem Wissen wesentli-
cher Wegbereiter aus Krisen und zur Zukunftsgestaltung. 
Wissenschaftskommunikation gibt der Wissenschaft eine 
Stimme, die über Fachkonferenzen und Fachjournale hi-
nausreicht. Wissenschaftskommunikation stärkt das Ver-
trauen in Forschung und macht unsere Gesellschaft resi-
lienter gegen Verschwörungsmythen.

Als regierungstragende Fraktion haben wir uns vor-
genommen, den Dialog zwischen Wissenschaft und Ge-
sellschaft

(Stephan Brandner [AfD]: … zu beenden!)
zu verbessern. Mit diesem Antrag setzen wir auf qualita-
tiv hochwertige Wissenschaftskommunikation, und wir 
setzen uns für unabhängigen Wissenschaftsjournalismus 
ein. So stärken wir die Stimme der Wissenschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wissenschaftskommunikation muss als Kernkom-
petenz von Forschenden begriffen und gefördert wer- 
den. Sie ist neben Forschung und Lehre ein integraler 
Bestandteil guter Wissenschaft. Wer in die Wissenschaft 
geht, muss neben Forschungsmethoden auch lernen, Er-
gebnisse verständlich zu kommunizieren. Wer seine For-
schung vermittelt, braucht dafür zeitliche und finanzielle 
Ressourcen und verdient Anerkennung. Die BMBF-For-
schungsförderung muss immer auch die Kommunikation 
beinhalten und adressieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Erfolgreiche Wissenschaftskommunikation sollte ein 
Karrierevorteil und Reputationsbonus für Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler sein. Wir schlagen unserer 
Regierung vor, mit einem gut dotierten Preis zu mehr 
Sichtbarkeit von Wissenschaftskommunikation beizutra-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Der Brückenschlag zwischen Wissenschaft und Ge-
sellschaft gelingt vor allem auch mit partizipativen For-
maten. Citizen Science, Bürger/-innenwissenschaft, Re-
allabore und Experimentierräume machen Wissenschaft 

erlebbar, schaffen mehr Verständnis für wissenschaftli-
che Arbeitsweisen und erhöhen zugleich die Perspekti-
venvielfalt in der Forschung. Davon braucht es mehr.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ob Biodiversität, der Zustand von Wäldern und Gewäs-
sern oder die Folgen von Hitze in den Städten: Wer schon 
einmal in einem Citizen-Science-Projekt mit Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern zusammengearbei-
tet hat, kann Forschung besser nachvollziehen und Fakten 
besser von Fakes unterscheiden. Koproduktion von Wis-
sen schafft Selbstwirksamkeit und wirkt als Vertrauens-
booster.

Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger 
müssen verantwortungsvoll mit wissenschaftlichen Er-
kenntnissen umgehen – in der Politik ebenso wie in Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft. Es braucht gegenseitiges 
Verständnis, auch für die Rollenverteilung: Die Wissen-
schaft empfiehlt, und die Politik entscheidet.

Laut einer Studie, die 2022 im Magazin „Science“ 
erschienen ist, haben weltweit etwa 40 Prozent von fast 
10 000 befragten Coronaforschenden Anfeindungen er-
fahren. Auch Klimaforschung und Sozialwissenschaften 
geraten ins Visier von Wissenschaftsleugnern und -fein-
den. Wir dürfen nicht zulassen, dass sich Forschende des-
halb aus der Öffentlichkeit zurückziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir müssen Rückendeckung und Schutz für Wissen-
schaftler/-innen sicherstellen, die ihre Ergebnisse öffent-
lich teilen. Lassen Sie uns gemeinsam den Attacken auf 
die Wissenschaftsfreiheit entgegenstellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP])

Der Sportteil in den Tageszeitungen ist ein Evergreen, 
eine Wissenschaftsseite sollte es werden. Der Dialog zwi-
schen Wissenschaft und Gesellschaft lebt eben auch 
durch guten, unabhängigen Wissenschaftsjournalismus, 
der aus der Forschungswelt berichtet. Seine Bedeutung 
ist wichtiger denn je, und er darf Umbrüchen in der Me-
dienlandschaft nicht zum Opfer fallen. Wir setzen uns 
deswegen für eine Stiftung ein, die Wissenschaftsjourna-
lismus aktiv fördert – unabhängig und staatsfern. Be-
währte Stiftungsmodelle, von Friedensforschung bis zur 
Innovation in der Hochschullehre, zeigen: Das ist ein 
gangbarer Weg.

Das BMBF arbeitet mit der #FactoryWisskomm, mit 
den Wissenschaftsjahren und mit vielen weiteren lang 
etablierten Formaten an der Sichtbarkeit von Wissen-
schaft und der Weiterentwicklung von Wissenschafts-
kommunikation. Vielfältige Initiativen, viele Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen befinden sich im 
Dialog mit der Gesellschaft und zeigen, wie es geht. 
Immer mehr Forschende kommunizieren ihre Ergebnisse 
immer besser. Das sollten wir weiter unterstützen.

Vertrauen in die Wissenschaft ist auch nach der Coro-
napandemie kein Selbstläufer. Weltweit versuchen auto-
ritäre Kräfte, Vertrauen in Wissenschaft zu erschüttern 
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und Unsicherheiten zu schüren. Wehren wir uns dagegen, 
indem wir Wissenschaftskommunikation und Wissen-
schaftsjournalismus weiter stärken – getreu dem Motto: 
Fakten first!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Dr. Lina Seitzl für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Ausbruch der Coronapandemie in 
Deutschland ist nun ziemlich genau vier Jahre her: vier 
Jahre, in denen wir sehr viel lernen konnten über die 
Vulnerabilität unserer Gesellschaft, über Zusammenhalt, 
über schwierige Abwägungsprozesse, auch über bahnbre-
chende Forschungsergebnisse.

In den letzten vier Jahren konnten wir aber auch den 
Demokratiefeinden bei der Arbeit zusehen, gerade eben 
wieder hier an diesem Pult.

(Stephan Brandner [AfD]: Beim Vorredner 
meinen Sie, oder? Der hieß Gehring!)

Sie haben Hass und Hetze verbreitet, Angst geschürt und 
gefährliche Fehlinformationen von sich gegeben. In die-
sen Kreisen kam es zu Fälschungen von Impfpässen und 
Testnachweisen. Es wurden Übergriffe auf Journalistin-
nen und Journalisten und Wissenschaftler/-innen billi-
gend in Kauf genommen. Politiker der AfD waren sich 
ernsthaft nicht zu schade, ein Entwurmungsmittel von 
Pferden zum Schutz vor einer Infektion zu empfehlen.

(Stephan Brandner [AfD]: Herr Lauterbach 
empfahl Paxlovid! Auch nicht viel besser!)

Anstatt vulnerable Gruppen zu schützen, haben sie 
diejenigen verhämt, die Prävention und Gesundheits-
schutz vorangestellt haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sie haben diejenigen lächerlich gemacht, die mit ihrer 
Forschung Menschenleben gerettet haben, die die Mas-
sen informiert haben über die Gefährlichkeit des Virus 
und die aufgeklärt haben über wirksame Schutzmaßnah-
men.

(Dr. Marc Jongen [AfD]: Alle unwirksam!)
Das waren Sie.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Für all diese Verschwörungserzählungen – das ist die 
gute Nachricht – gibt es

(Nicole Höchst [AfD]: … die „heute-show“!)

ein wirksames Mittel, eines, das informiert, das aufklärt, 
das den Austausch fördert, statt zu verunsichern und zu 
spalten: Das ist die Wissenschaftskommunikation. Denn 
auch hierfür waren die letzten vier Jahre der Pandemie 
sehr lehrreich. Sie haben gezeigt, wie leistungsstark unser 
Wissenschaftssystem auch in der Krise funktioniert.

Es ist schon beeindruckend – wenn man auf diese Zeit 
zurückblickt –, wie viele Menschen in der Lage waren, in 
kurzer Zeit über Inzidenzen, mRNA-Impfstoffe und FFP- 
Masken

(Stephan Brandner [AfD]: … rumzufaseln!)

zu diskutieren. Das sind klare Erfolge der Wissenschafts-
kommunikation, die zur gesellschaftlichen Teilhabe 
durch Wissen befähigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Aber dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
für ihre Aufklärungsarbeit Morddrohungen erhalten ha-
ben,

(Stephan Brandner [AfD]: Ich auch!)

unterstreicht die Demokratiefeindlichkeit radikalisierter 
Gruppen und ruft uns als Politik zum Handeln auf. Der 
Schutz der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ge-
gen Anfeindungen muss intensiviert und Fälle müssen 
besser dokumentiert werden. Denn wenn die Aufklärung 
über den Stand der Wissenschaft aus ideologischen Grün-
den nicht mehr gewährleistet werden kann,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben es ja 
vorgemacht!)

dann ist das nicht nur ein Angriff auf die Wissenschafts-
freiheit. Dann ist das ein Angriff auf die Demokratie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Laura Kraft [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wissenschaft kann sehr faszinierend sein, wenn sie 
nicht exklusiv bleibt. Die Kunst muss sein, Brücken zu 
schlagen, um die Inhalte so aufzubereiten, dass sie alle 
Menschen mitnimmt. Diese Kompetenz ist zentral und 
gehört fest in die akademische Ausbildung verankert. 
Es gibt ja schon sehr gute Formate, von der Kinderuni 
über Science-Slams bis hin zur MS Wissenschaft. Wir 
fordern, dass das stärker verankert wird.

Es braucht aber mehr, um unsere Gesellschaft gegen 
die Verbreitung von Fake News zu rüsten. Wir brauchen 
mehr Formate, bei denen ganz normale Menschen mit 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zusammen-
arbeiten, mit ihnen in Kontakt kommen und diskutieren. 
Die Citizen Science ist dafür ein sehr gutes Format.

Nur so wird es uns gelingen, gegen die Demokratie-
feinde vorzugehen. Das wirksamste Mittel gegen die Pro-
paganda der AfD bleiben aufgeklärte und mündige Bür-
gerinnen und Bürger, die an Fakten und nicht an Fake 
News glauben.
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(Nicole Höchst [AfD]: Was sagt denn der Herr 
Hockertz dazu?)

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Alexander Föhr für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Föhr (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Wissen Sie, wie viele wissenschaftliche 
Veröffentlichungen es im Jahr 2021 in Deutschland gab 
oder warum Hummer nicht alt und gebrechlich, sondern 
immer größer und stärker werden? Am Ende meiner Rede 
werden Sie es erfahren.

(Stephan Brandner [AfD]: Oh! Da hören wir 
zu!)

Besonders Interessierte werden das aber vielleicht gar 
nicht abwarten, sondern sofort im Internet recherchieren. 
Warum? Weil wir neugierig sind. Es ist eine unserer 
wichtigsten Eigenschaften. Ohne Neugierde gäbe es 
keine Weiterentwicklung, keine Entdeckung, keine Erfin-
dung. Und Neugierde schafft ein gutes Gefühl. Können 
wir Dinge erklären, gibt uns das Sicherheit.

Neugierde treibt Wissenschaft; Wissenschaft schafft 
Erkenntnis. Über Wissenschaft zu berichten, müsste 
demnach ein Selbstläufer sein. Doch es ist nicht so. Wa-
rum? Weil Wissenschaftskommunikation es meidet, Stel-
lung zu beziehen, zu bewerten. Wertungsfreiheit und Se-
riosität sind gerade für Wissenschaftler ein Kernaspekt 
ihrer Arbeit und ihrer Kommunikation. Reichweite erhält 
dagegen, wer urteilt, vereinfacht, zuspitzt, Aufmerksam-
keit und Werbeeinnahmen erzeugt. Und nicht selten wird 
öffentliche Wissenschaftskommunikation ungewollt ver-
wertet und instrumentalisiert, etwa beim Verbreiten von 
Falschinformationen, um mit Absicht zu verkürzen, aus 
dem Kontext zu reißen oder vorsätzlich fehlzuinterpretie-
ren.

Wissenschaftskommunikation kann dem entgegenwir-
ken, indem sie einordnet, beurteilt, Kompliziertes ver-
ständlich macht – eine Herausforderung gerade heute, 
wo die Feinde unserer freien Gesellschaft das Internet 
als Propagandaplattform nutzen, wo Verschwörungstheo-
retiker sich weltweit vernetzen. Gerade da ist Wissen-
schaftskommunikation wichtig wie nie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Stephan Seiter 
[FDP])

Wir brauchen Aufklärung als Instrument gegen Fake 
News und Fehlinformationen, um uns selbst eine Mei-
nung bilden zu können. Das kann gelingen, wenn Wissen-
schaft verständlich ist und gehört wird, gerade auch durch 
neue Formate, mit denen eine breite Öffentlichkeit er-
reicht wird. Deshalb haben schon in der Vergangenheit 
CDU-Bildungsministerinnen dafür gesorgt, dass Wissen-
schaftskommunikation gefördert wird. Diesen Weg müs-

sen wir weitergehen und unterstützen, damit möglichst 
viele Menschen, egal welchen Bildungs- und Berufs-
abschluss sie haben, in ihrer Meinungsbildung von Wis-
senschaftskommunikation profitieren können. Dieser 
Punkt bekommt im vorliegenden Antrag der Koalition 
nicht genug Aufmerksamkeit; Katrin Staffler hat das in 
ihrer Rede schon betont.

Auch die Hochschulen, Forschungseinrichtungen und 
Akademien sind gefragt, ihre Kommunikation zu verstär-
ken, aber nicht pauschal, sondern dort, wo es sinnvoll ist. 
Wenn nicht eine Wissenschaftsnation wie Deutschland, 
wer dann hat das Potenzial, die Vernunft und ihren rich-
tigen Gebrauch zum Maßstab des Handelns zu machen?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Für die Geduldigen unter Ihnen: Forscher haben he-
rausgefunden, dass Hummer der Alterung entgehen, da 
sich ihre Körperzellen das ganze Leben lang erneuern.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie bei mir! – Ge-
genruf des Abg. Kai Gehring [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nur die Gehirnzellen nicht! 
Die sind schon weg!)

Und mit knapp 147 000 wissenschaftlichen Veröffent-
lichungen hatten wir in Deutschland im Jahr 2021 einen 
Spitzenwert erreicht. Hut ab!

Vielen Dank, und bleiben Sie neugierig!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort Nicole Gohlke für die 

Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Nicole Gohlke (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Beim Thema Wissenschaftskommunikation geht es da-
rum, wissenschaftliche Zusammenhänge so herunterbre-
chen zu können, dass sie nicht nur von Expertinnen und 
Experten, sondern von allen verstanden werden. Es geht 
darum, im Dialog mit gesellschaftlichen Gruppen Wis-
senschaft in die Gesellschaft zu vermitteln und – anders-
herum – Bedarfe und Fragestellungen aus der Gesell-
schaft in die Wissenschaft zu tragen. Es geht darum, 
dass Wissenschaft kein um sich selbst kreisendes Gebilde 
ist, sondern dass die ganze Gesellschaft von Wissenschaft 
profitieren kann.

Wissenschaftskommunikation muss also vor allem ei-
nen Beitrag dazu leisten, Hürden abzubauen. Nicht alle 
Menschen und Bevölkerungsgruppen haben Zugang zum 
System Wissenschaft, weil Wissenschaft an vielen Stel-
len immer noch sehr elitär und exklusiv funktioniert bzw. 
agiert. Eine solche Exklusivität kann gerade in Zeiten von 
Fake News und um sich greifender Wissenschaftsfeind-
lichkeit auch Gift für eine demokratische Gesellschaft 
sein. Deswegen müssen wir dringend dafür sorgen, dass 
die Wissenschaft und die Wissenschaftskommunikation 
demokratischer werden.

(Beifall bei der Linken)
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Die Zunahme an wissenschaftsfeindlichen Einstellun-
gen ist dafür verantwortlich, dass Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler, die ihre Forschung öffentlich ma-
chen, mitunter drastischen Anfeindungen und Angriffen 
ausgesetzt sind. Das ist gerade besonders in der Ge-
schlechter- und Rassismusforschung oder in der Klima- 
und Gesundheitsforschung spürbar. Deswegen muss es 
uns auch darum gehen, wie wir Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler besser schützen können.

(Beifall bei der Linken)
Ich will an dieser Stelle ganz klar sagen: Für eine 

gute Wissenschaftskommunikation braucht es zusätzli-
che Mittel und vor allem auch feste Stellen. Wissen-
schaftskommunikation ist nämlich kein Hobby. Und da 
ist es mittlerweile fast ein bisschen zynisch, wenn die 
Ampel zwar schreibt, sie wolle Wissenschaftskommuni-
kation stärken, aber dann eben nichts gegen die prekäre 
Beschäftigung in der Wissenschaft tut. Wer so mit den 
Beschäftigten umgeht, der kann sich natürlich dann auch 
irgendwann sparen, immer so wunderschöne und wohl-
klingende Anträge zu schreiben. Schaffen Sie endlich die 
Voraussetzungen dafür, dass Wissenschaftskommunika-
tion gelingen kann!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Dr. Holger Becker für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dr. Holger Becker (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Nie zuvor in der Geschichte der Menschheit 
war uns klar, wie komplex die Welt ist, die uns umgibt – 
vom Higgs-Boson über die Entschlüsselung des mensch-
lichen Genoms bis hin zu den Erkenntnissen der Klima-
forschung oder den spektakulären Fortschritten bei der 
künstlichen Intelligenz. Wir leben in einer Zeit, in der 
die Komplexität der Welt, die uns umgibt, rasant zu-
nimmt, in der uns als Menschheit mit jedem Tag mehr 
und mehr Wissen zur Verfügung steht. Diese Tatsache 
verunsichert viele Menschen. Ich spreche nicht einfach 
nur von denjenigen, die in einer komplexen Welt denen 
hinterherrennen, die einfache Antworten versprechen, wo 
es in Wahrheit gar keine gibt. Ich spreche von all denje-
nigen Menschen, die beim Gedanken an Wissenschaft 
und wissenschaftliche Erkenntnisse abwinken und sagen: 
Geh weg damit, das versteht doch niemand.

Arthur C. Clarke sagte einst: „Jede hinreichend fort-
schrittliche Technologie ist von Magie nicht zu unter-
scheiden.“ Das kann gefährliche Folgen haben. Leute, 
die sich hinstellen und bewiesene Dinge wie den men-
schengemachten Klimawandel einfach leugnen, könnte 
man womöglich noch als harmlos bezeichnen – ange-
sichts der Tatsache, dass immer mehr Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler angefeindet und Opfer von 
Übergriffen werden, allerdings nicht mehr.

Fürwahr, Wissenschaft, ihre Methoden und Erkennt-
nisse so zu formulieren und zu präsentieren, dass auch 
diejenigen außerhalb der jeweiligen Wissenschaftscom-
munity verstehen, worum es im Kern geht und was diese 
Erkenntnis für die Gesellschaft bedeutet, ist oftmals ein 
schwieriges Unterfangen. Wer Erkenntnisse nachvollzie-
hen kann, ist umso mehr bereit, diese auch zu akzeptie-
ren.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das ist eine 
große Herausforderung sowohl für die Sender als auch 
für die Empfänger der Wissenschaftskommunikation. 
Deswegen ist es so wichtig, dass wir als Koalition mit 
unserem Antrag vorangehen und den Weg dafür ebnen, 
dass die kommunizierenden Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler in allen Phasen ihrer Karriere bestmög-
lich bei dieser Aufgabe unterstützt werden, und dass wir 
zugleich in diesem Bereich Weiterbildungsmöglichkeiten 
schaffen, eben nicht nur für die Wissenschaftscommuni-
ty, sondern auch für die Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger in Politik, Gesellschaft und Wirt-
schaft als Empfänger. Wie ich bereits sagte: Wir haben 
es mit einer Herausforderung auf beiden Seiten, für Sen-
der und Empfänger, zu tun. Deswegen ist es wichtig, mit 
unserem Antrag an beiden Enden der Kommunikation 
anzusetzen.

Ein Beispiel: Im angloamerikanischen Wissenschafts-
bereich, der in hohem Maße von Fundraising abhängig 
ist, ist Wissenschaftskommunikation thematisch weit hö-
her aufgehängt. So bietet beispielsweise die American 
Association for the Advancement of Science ein Kom-
munikations-Toolkit und das Handbuch „Recommended 
Practices for Science Communication with Policyma-
kers“ an, also ein Handbuch für die Kommunikation zwi-
schen Wissenschaft und Politik. Von solch guten Beispie-
len aus der internationalen Wissenschaft wollen wir 
lernen. Mit diesem Antrag tun wir einen entscheidenden 
Schritt auf diesem Weg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Reinhard Houben [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die letzte Rednerin in dieser Aussprache ist Gitta 

Connemann für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie 

kommen die Streifen in die Zahnpasta? Diese Frage hat 
für mich „Die Sendung mit der Maus“ beantwortet; übri-
gens Wissenschaftskommunikation pur sind diese Sach-
geschichten. Sie machen Lust, zu entdecken, zu verste-
hen, auch zu fragen – alles das, was Tüftler und Denker 
ausmacht. Deutschland ist auf Forschung und Entwick-
lung angewiesen, und deshalb ist es so wichtig, Lust auf 
Wissenschaft zu machen. Da besteht Einigkeit in diesem 
Haus.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Reinhard Houben 
[FDP]: Manche von der CDU/CSU bräuchten 
so eine Maus-Sendung auch für Politik!)

Das gelingt mit „Jugend forscht“, mit der „MS Wissen-
schaft“ oder dem Futurium. Sie, liebe Ampel, weisen zu 
Recht in Ihrem Antrag auf diese wirklich wertvollen Ini-
tiativen hin. Aber zur Wahrheit gehört auch: Keine ein-
zige stammt von Ihnen. Und ich sehe nicht, wie sich das 
ändern sollte; denn Sie kürzen den Etat für Bildung und 
Forschung, und zwar massiv. Während sich das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales über ein Plus von 
10 Milliarden Euro freuen darf, muss Frau Ministerin 
Stark-Watzinger 2 Milliarden Euro einsparen.

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Falsch!)

Wo aber weniger geforscht wird, kann auch nur noch 
weniger kommuniziert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es geht übrigens nicht allein um Geld. Es geht um das 
Klima; Herr Kollege Dr. Seiter hat es angesprochen. For-
schende Unternehmen beklagen die überbordende Regu-
latorik, das innovationsfeindliche Klima. Aber auch das 
ist das Ergebnis von Politik. Denken wir allein an den 
jahrzehntelangen Kampf der Grünen, lieber Herr Kollege 
Gehring, gegen die grüne Gentechnik. Statt für den Gol-
denen Reis zu begeistern, der Millionen Menschen vor 
Blindheit bewahren würde, wurde Panik vor Killertoma-
ten gemacht, und aktuell wird eine Öffnung des Gentech-
nikrechts auf europäischer Ebene blockiert. Wenn Politik 
aber auf Fakten verzichtet, hat es die Wissenschaft 
schwer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wissenschaft braucht übrigens die Wirtschaft, und das 
gilt auch umgekehrt; denn es sind die Betriebe, die In-
vestitionen tätigen und Innovationen umsetzen, die aus 
Forschung Realität machen. Für kleine und mittlere Un-
ternehmen ist die Förder- und Transferlandschaft aber 
viel zu kompliziert, der Zugang zu wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen mühsam. Deshalb muss die Publika-
tion über Open-access-Plattformen auch weiter gefördert 
werden. Aber in Ihrem Antrag lese ich dazu kein Wort.

(Holger Mann [SPD]: Dann haben Sie ihn 
nicht gelesen!)

Aus diesen Gründen – es ist viel geschrieben, aber am 
Ende ist es nicht befriedigend – können wir dem Antrag 
nicht zustimmen. Echte Wissenschaftskommunikation 
braucht am Ende auch echte Leidenschaft für Wissen-
schaft, und die vermisse ich hier. Und deshalb: Aus die 
Maus!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Für TOP 3 – Wissenschaftskommunikation – wird in-

terfraktionell Überweisung der Vorlage auf Drucksache 
20/10606 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-

schüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungs-
vorschläge? – Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann 
verfahren wir auch so.

Wir gehen weiter in der Tagesordnung. Ich rufe auf den 
Tagesordnungspunkt 4:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wohnen, Stadtent-
wicklung, Bauwesen und Kommunen (24. Aus-
schuss) 

– zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU

Potentiale der Digitalisierung jetzt nutzen – 
Smart Cities und Smarte.Land.Regionen 
voranbringen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Marc 
Bernhard, Dr. Marc Jongen, Sebastian 
Münzenmaier, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Nationaler Aktionsplan zur intelligenten 
Stadt

Drucksachen 20/6412, 20/5618, 20/10302

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Die Plätze wurden gewechselt. Dann eröffne ich die 
Aussprache. Es beginnt für die SPD-Fraktion Emily 
Vontz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Emily Vontz (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher auf der 
Tribüne! Wenn ich zu Hause erzähle, dass ich für die 
SPD für Smart Cities verantwortlich bin, dann ist die 
Antwort immer: „Ah ja, cool, interessant“, weil sich der 
Begriff ja irgendwie modern anhört. Smart City, das ist 
irgendwie cool.

Ich habe in den letzten Wochen gemerkt, dass es noch 
viel mehr ist als das, was man als Allererstes damit ver-
bindet, nämlich Digitalisierung. Eine smarte City ist an-
passungsfähig, intelligent und nachhaltig. Es geht also 
darum, dass man Daten nutzt, um die Transformation 
unserer Städte voranzutreiben, damit eine Stadt lebens-
wert ist.

Klimafreundliche Mobilität kann großgeschrieben 
werden. Barrierefreiheit ist wichtig, genauso wie weniger 
Lärm und Luftverschmutzung. Ressourcen können ge-
schont werden; Sicherheit ist ein zentrales Thema, ge-
nauso wie Gerechtigkeit. Alle Generationen und alle 
Gruppen der Gesellschaft sind mit ihren Bedürfnissen 
wichtig, und die Partizipation aller Gruppen in der Stadt 
und in der Gemeinde ist auch essenziell. Die digitalen 
Chancen können genutzt werden. Apropos digital: Ja, 
die Digitalisierung gehört dazu, zum Beispiel bei einer 
bürgerfreundlichen Verwaltung oder bei der digitalen 
Vernetzung von Angeboten.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Stadt der Zukunft ist eben auch gemeinwohlorientiert 
und gemeinschaftsbasiert.

Das alles war eine kurze Vision der Stadt der Zukunft. 
Die machen wir gerade möglich, und zwar in 73 Modell-
kommunen überall in Deutschland, gefördert mit 820 Mil-
lionen Euro. Wir sind mitten in der Umsetzung. Deshalb, 
liebe Union: Wir sind da auch nicht planlos oder haben 
keine Visionen. Nein, wie gesagt, wir sind in der kon-
kreten Umsetzung. Mit dem Smart-City-Stufenplan dis-
kutieren wir, welche Erfahrungen und Lösungen es in den 
73 Kommunen gibt und wie das jetzt in die Breite, auf die 
11 000 Kommunen, übertragen werden kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der Abg. Anja Liebert [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es sind ganz viele Akteure dabei: Wissenschaft, Wirt-
schaft, Bund, Länder, Kommunen, aber auch die Zivil-
gesellschaft, zum Beispiel die Urbane Liga. Da gibt es 
viele Perspektiven und Aspekte. Die Sitzungen mit die-
sen Akteuren machen Spaß, und wir erarbeiten da einen 
guten Leitplan und eine echte Anleitung für die Kom-
munen. Das ist nämlich ganz besonders wichtig: Die 
Kommunen haben viele Aufgaben und viele Herausfor-
derungen. Deshalb müssen wir sie unterstützen. Daher ist 
es auch wichtig, dass die Herausforderungen von großen 
und kleinen Kommunen unterschiedlich betrachtet wer-
den und im Leitplan abgebildet werden. Wir geben den 
organisatorischen Rahmen vor. Aber es muss natürlich 
auch klar sein, dass die Kommunen und die Städte selbst 
entscheiden, was genau sie umsetzen; denn die Bürger-
meisterin, der Verein, der Senior oder die Schülerin wis-
sen am allerbesten, wie sich die Stadt verändern muss und 
was alles notwendig ist.

Ich bin froh, dass wir heute darüber diskutieren. Wir 
können zeigen, was alles bei der Stadtentwicklung mög-
lich ist. Wir zeigen, was nötig ist, aber wir zeigen auch, 
was wir als Ampelkoalition schon erreicht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP)

Die 73 Modellkommunen haben Vorbildcharakter. 
Mein Wahlkreis Wadgassen zum Beispiel hat sich das 
Ziel gesetzt – ohne Modellkommune zu sein –, die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern und in 
kleinen Schritten die digitale Infrastruktur auszubauen. 
Ich bin froh, dass die Modellkommunen schon Vorbild-
charakter für andere Gemeinden haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Daniel Föst [FDP])

Wadgassen zeigt sehr gut das Vorgehen: Man setzt sich 
zuerst ein Ziel, überlegt, was sich verändern soll, und 
schaut dann, was man braucht, um dieses Ziel zu errei-
chen. Die Menschen und die Verbesserung der Lebens-
qualität stehen dabei im Mittelpunkt.

Wenn mich nächste Woche jemand fragt: „Wozu hast 
du im Plenum geredet, was ist denn eine Smart City?“, 
dann kann ich sagen, dass es um nichts weniger geht als 
um die Zukunft unserer Städte und Gemeinden und um 
die Frage, wie wir in Zukunft leben wollen. Eine smarte 
City ist also eine Stadt, die das Leben der Bürgerinnen 
und Bürger verbessert, die alle Menschen mitdenkt, den 
Digital Native und die Seniorin, die kein Smartphone 
besitzt.

Danke an das Ministerium, an die Staatssekretärin 
Elisabeth Kaiser und die Ministerin Geywitz. Ich freue 
mich sehr auf die weiteren Beratungen über den Stufen-
plan. Im Juni gibt es dann alle Ergebnisse. Ich freue mich 
auf die weitere Zusammenarbeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Manch einer könnte sich gefragt haben, wo Wadgassen 

wohl liegt.
(Zuruf von der CDU/CSU: Im Saarland!

– Es gibt einige, die es wissen.
Der nächste Redner ist Lars Rohwer für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Glück auf, Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Wenn Staatssekretär Bösinger auf der 
Smart Country Convention des Bitkom sagt, unsere Per-
formance bei den Smart Cities sei „verbesserungsfähig“, 
dann spricht das aus meiner Sicht für sich. Ein gutes und 
auch sinnvolles Programm aus der Ära Seehofer wurde 
seit dem Regierungswechsel 2021 nicht stringent und 
geradlinig fortgeführt.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Da hat er 
recht!)

Mein Kollege Uhl wird am Ende der Debatte auch zum 
dürftigen Mittelabfluss sprechen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren aus der Koa-
lition, Fortschrittskoalition sieht anders aus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Der im Koalitionsvertrag versprochene Stufenplan liegt 
immer noch nicht vor. Wie man hört, soll er im Sommer 
kommen. Aber wir wissen doch alle, dass dann fast nichts 
bis gar nichts mehr in dieser Legislaturperiode umgesetzt 
werden kann. Und dann? Dann hat die Bundesregierung 
in vier Jahren Regierungshandeln lediglich 63 Leucht-
türme gesetzt. Keine Erkenntnis zum Mehrwert, keine 
Nachnutzung, keine Vernetzung, keine Fachkräfte zur 
Umsetzung!

Die Kernfragen, die alle Smart-City-Konzepte verfol-
gen, sind: Wie sieht eine lebenswerte Stadt der Zukunft 
angesichts der großen Herausforderungen unserer Zeit 
aus? Was macht eine Stadt und eine Kommune lebens-
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wert und nachhaltig? Eines ist klar: Die Stadt der Zukunft 
ist digital und vernetzt, eine Smart City gemeinsam mit 
dem Umland eine Smart Region. Städte, Kommunen und 
ländliche Regionen werden mit digitaler Unterstützung 
viele Bereiche der Daseinsvorsorge noch leistungsfähi-
ger, aber auch das Lebensumfeld der Bürgerinnen und 
Bürger noch attraktiver machen.

Jede Stadt und jede Kommune hat dabei andere Vo-
raussetzungen und Bedürfnisse. Hier brauchen die Städte 
und Kommunen die Unterstützung des Bundes. Beson-
ders virulent ist deshalb das Fehlen von Beratung und 
Erfahrungsaustausch; denn genauso wie Daten intelligent 
verknüpft werden müssen, muss auch Wissen vernetzt 
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es fehlt an einer Plattform, die es den Kommunen 
ermöglicht, Entwicklungen anderer Kommunen nach-
zunutzen. Der Landkreistag kritisierte in der öffentlichen 
Anhörung zum Antrag, dass bislang noch weitgehend 
Unsicherheit herrsche, wie Nachnutzung organisiert und 
dauerhaft sichergestellt werden kann. Vernetzung findet 
nicht statt und kann nicht stattfinden, da es keine geeig-
nete Plattform gibt. Das Kompetenzzentrum kommt sei-
ner Aufgabe als Marktplatz und Multiplikator zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen in keiner Weise nach. 
Außerdem fehlt es der KTS an IT- und Verwaltungsexper-
tise.

Ein Marktplatz sollte auch Wissens-, Bildungs- und 
Lernmarktplatz sein. Er sollte modular angelegt sein. 
Wollten Sie nicht die Fortschrittsregierung sein? Ich 
sehe Sie einfach nicht voranschreiten. Die Digitalisierung 
schafft die Möglichkeit, nachhaltige, effiziente und bür-
gerfreundliche Städte zu entwickeln. Die Potenziale von 
Smart-Region-Konzepten sind riesig, aber sie blieben in 
den letzten zweieinhalb Jahren in weiten Teilen unge-
nutzt.

Sie in der Bundesregierung sind in der Verantwortung, 
endlich zu handeln. Unterstützen Sie die Städte und 
Kommunen bei der Mammutaufgabe Digitalisierung 
und Vernetzung, anstatt immer mehr Bürokratie auf-
zubauen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und denken Sie an die Ausbildung der zukünftigen Fach-
kräfte für Smart-Region-Anwendungen, die das fortfüh-
ren, was andere entwickelt haben und jetzt in die Umset-
zung bringen. Das wird das nächste Megathema, wenn es 
darum geht, bei der Digitalisierung unserer Städte und 
Gemeinden endlich voranzuschreiten.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Anja Liebert für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Anja Liebert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Es wurde bereits angesprochen: Seit dem 
Startschuss für die Modellprojekte 2019 haben sich 
73 Modellkommunen auf den Weg gemacht. Das Pro-
gramm versteht sich als Experimentierfeld. Gesucht wur-
den von Anfang an modellhafte Lösungen im Bereich 
Digitalisierung der Stadtentwicklung. Wissenstransfer 
und Übertragbarkeit der Lösungen sind also ein entschei-
dender Faktor und Voraussetzung für die Bundesför-
derung.

Expertinnen aus Wissenschaft, Verwaltung, Politik, 
Verbänden arbeiten mit Hochdruck daran und schauen: 
Was funktioniert? Was hat sich bewährt? Was kann von 
allen Kommunen leicht und ohne großen Aufwand über-
nommen werden? Denn die Idee dahinter ist ja gerade, 
dass nicht alle Kommunen bei null anfangen und eigen-
ständig Lösungen erarbeiten, sondern dass auf einem di-
gitalen Marktplatz, in einem kommunalen App Store Lö-
sungen liegen, die erprobt und flexibel anwendbar sind. 
Auf dem Weg dahin sind wir gerade. Viele Potenziale 
können mithilfe der Digitalisierung gehoben werden, 
auch bei den Megathemen Klimaschutz, Energiewende, 
Demokratie und Bürger- und Bürgerinnenbeteiligung.

Es geht nicht darum, Ängste zu schüren und Gefahren 
und Risiken zu sehen. Besonders der rechte Rand hier im 
Plenum ist blind für die Zukunftsthemen und Innovatio-
nen. Sie gefährden mit Ihrem Antrag, mit Ihren Ideen den 
Wirtschaftsstandort Deutschland.

(Lachen des Abg. Marc Bernhard [AfD])

Wenn man einfach nur in der Überschrift eines Antrags 
„smart“ durch „intelligent“ ersetzt, dann ist das noch kein 
Konzept.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir dagegen wollen die Chancen der Digitalisierung 
für die Stadtentwicklung nutzen und verantwortungsvoll 
mit den Risiken umgehen. Wir wollen keine technokrati-
schen Stadtutopien, sondern einen realen Beitrag zur 
nachhaltigen, inklusiven und resilienten Stadtentwick-
lung leisten. Denn für uns als Grüne müssen sich die 
digitalen Anwendungen daran messen lassen, ob das Le-
ben der Menschen dadurch nachhaltiger, effizienter wird 
und die Lebensqualität in der Kommune erhöht wird. Der 
Mensch und das Gemeinwohl müssen im Mittelpunkt 
stehen, und es muss inklusiv und barrierefrei zugehen. 
Digitalisierung muss ein Gewinn für alle Menschen sein. 
Und es geht darum, Ressourcen und Energie einzusparen, 
zum Beispiel mit nachhaltiger Mobilität, die vernetzt 
wird, mit einer Stärkung und Weiterentwicklung des 
ÖPNV, durch Kombination von Carsharing, Fahrrad 
und ÖPNV.

Die Smart-City-Kommunen und -Regionen sind 
höchst unterschiedlich. Sie umfassen große Städte, kleine 
Städte, kleinste Kreise und Gemeinden, den ländlichen 
und den urbanen Raum. Weil Sie, Herr Rohwer, gerade 
gesagt haben, es gebe noch gar nicht so viel, sage ich 
Ihnen: Schauen Sie doch einfach mal nach unter www. 
smart-city-dialog.de/wissensspeicher. Als ich vor zwei, 
drei Wochen nachgeschaut habe, waren dort über 
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500 Maßnahmen aufgelistet. Ich habe zur Sicherheit ges-
tern noch mal nachgeschaut: 650 konkrete Maßnahmen 
werden bereits vor Ort erprobt. Da können Sie gerne 
nachschauen, was es schon gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Lars 
Rohwer [CDU/CSU]: Aber andere Kommunen 
können nicht davon profitieren, weil Sie keine 
Plattform geschaffen haben! – Gegenruf des 
Abg. Daniel Föst [FDP]: Doch!)

– Doch, sie können davon profitieren, indem sie sich die 
Sachen anschauen. Da gibt es Kontaktdaten, da gibt es 
Ansprechpersonen. Wenn man davon etwas mitnehmen 
möchte, kann man das jetzt schon tun. Man muss nicht 
auf die große Lösung warten.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Lars Rohwer [CDU/CSU])

Beim Thema „Klimaschutz und Energieeinsparung“ 
kann Digitalisierung enorm unterstützen. Es gibt viele 
Daten, die vorhanden sind. Aber wie können wir die 
Daten nutzen, um zum Beispiel unser Verhalten zu ver-
ändern, um Verbräuche zu optimieren? Wir können aus 
den Daten Schlüsse ziehen: Wo sind die Energiefresser? 
Wann sinken die Energieverbräuche und aufgrund wel-
cher Maßnahmen?

Ich möchte noch mal kurz auf den Antrag der AfD 
dazu eingehen. Wenn Sie meinen, dass der Energiebedarf 
von Servern ein wesentlicher Faktor ist und Sie sich 
Sorgen um die Datensicherheit machen, dann habe ich 
einen tollen Tipp für Sie:

(Stephan Brandner [AfD]: Wir sind ganz Ohr!)
Schalten Sie alle Tiktok-Kanäle, Ihre Accounts auf Face-
book und Instagram ab, löschen Sie Ihre Chatverteiler mit 
Fake News.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der SPD 
und der FDP – Stephan Brandner [AfD]: Das 
wünschen Sie sich! Schalten Sie mal den 
Staatsfunk ab!)

Das hilft, nicht nur Energie zu sparen, sondern auch der 
Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Stephan Brandner [AfD]: Sie wollen 
wohl Zensur! Das ist ganz schön undemokra-
tisch! – Stephan Protschka [AfD]: Kommunis-
tin, jawoll!)

– Ich habe gesagt, das ist ein Tipp für Sie. Was Sie daraus 
machen, überlasse ich Ihnen.

(Zuruf von der AfD: Wie viele Follower haben 
Sie denn bei Tiktok? – Stephan Brandner 
[AfD]: Feuchte Träume einer Extremistin!)

Es geht auch um die Anpassung an den Klimawandel, 
zum Beispiel mit dem Instrument des digitalen Zwillings. 
Es geht zum Beispiel darum, die Stadt oder ein Quartier 
zu visualisieren und daraus abzuleiten: Was wäre, 
wenn? – Wir können damit in die Zukunft blicken und 

zum Beispiel Verkehrsabläufe oder Starkregenereignisse 
simulieren und abbilden. Wir können Hitzeinseln und 
Kaltluftschneisen darstellen. Wir können auch schauen, 
wie sich die Bebauung auf das Quartier, auf die Stadt 
auswirkt.

Wir haben auch die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger im Blick. Denn das muss unser zentraler Fokus 
sein: Wie schaffen wir es, die Bedürfnisse und Wünsche 
der Bürgerinnen und Bürger vernünftig zu kombinieren 
mit den Themen, die auf dem Tisch liegen?

Die Unionsfraktion hätte von Anfang an diese Instru-
mente in die Fördersystematik einbauen können. Wir 
schaffen jetzt mit der Arbeit am Stufenplan und dem 
Kompetenzzentrum die Grundlage dafür, dass die Struk-
turen und das Know-how aufgebaut werden.

Wir wollen ein smartes Land, das die Potenziale der 
Digitalisierung hebt. Wir wollen 16 smarte Bundesländer 
und nicht nur wenige Smart-City-Modellprojekte und 
-Regionen. Wir wollen das in das ganze Land bringen, 
damit alle davon profitieren können.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich wollte die Rednerin nicht unter-

brechen. Herr Brandner wird sich das schon denken: 
Für diese höchst unparlamentarische – ja, wie soll ich 
das sagen? – Mischung aus Beleidigung und Beschimp-
fung erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der nächste Redner ist jetzt Marc Bernhard für die 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wer 

möchte nicht in einer intelligenten, zukunftsfähigen Stadt 
leben, in der Leitsysteme Verkehrsstaus verhindern, die 
Parkplatzsuche verkürzen und smarte Gebäude sowie in-
telligentes Einkaufen das Leben vereinfachen? Schöne 
neue Welt oder Albtraum, weil die Menschen in der 
Smart City gläsern werden. Der CDU-Antrag zu Smart 
Cities scheint auf den ersten Blick fortschrittlich zu sein, 
ermöglicht aber tiefe Eingriffe in die persönliche Freiheit 
der Menschen; denn er konzentriert sich einzig und allein 
auf das technisch Machbare.

Unser Antrag dagegen stellt die Menschen in den Mit-
telpunkt. Der Datenhunger des Staates und der Konzerne 
muss strikt begrenzt werden.

(Beifall bei der AfD)
Die Menschen wollen nicht, dass Staat, Verwaltung und 
private Unternehmen alles über sie wissen. Genau vor 
diesen Risiken haben wir schon bei der flächendeckenden 
Einführung von intelligenten Stromzählern, den so-
genannten Smart Metern, gewarnt, die das Ausspionieren 
unseres Tagesablaufs – wann wir aufstehen,
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(Zuruf des Abg. Michael Donth [CDU/CSU])

wann wir ins Bett gehen, ob wir alleine zu Hause sind, 
wann wir uns was zu essen kochen,

(Zuruf des Abg. Konrad Stockmeier [FDP])
was wir uns im Fernsehen anschauen – und die Abschal-
tung des Stroms in unseren Wohnungen mit einem ein-
zigen Mausklick ermöglichen.

Und genau so kommt es ja auch: Die Bundesnetzagen-
tur hat die Stromanbieter ermächtigt, bei Strommangel 
Wärmepumpen und Ladestationen genau mit diesen 
Smart Metern abzuschalten.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist falsch!)

Dass die Versorger das auch machen werden müssen,

(Dunja Kreiser [SPD]: Bleiben Sie bei der 
Wahrheit!)

hat der Bundesrechnungshof letzte Woche ja ausdrück-
lich bestätigt.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Unwahr!)

Denn diese Regierung hat das sicherste Stromnetz der 
Welt durch die weltdümmste Energiepolitik, genannt 
„Energiewende“, zerstört.

(Beifall bei der AfD)

In Ihrer Smart City kann durch die Vernetzung von 
Bewegungs-, Verbrauchs- und Einkaufsdaten der Mensch 
vollständig überwacht werden.

(Mechthild Heil [CDU/CSU]: Das ist doch 
Unsinn!)

Wie solche Daten verwendet werden können, sehen wir 
heute schon am chinesischen Sozialkreditsystem.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: So ein Quatsch!)
In diesem System werden Daten gesammelt und zusam-
mengeführt. Für von der Regierung gewünschtes Verhal-
ten bekommen sie Punkte, und für von der Regierung 
nicht gewünschtes Verhalten werden ihnen Punkte abge-
zogen.

(Zuruf des Abg. Konrad Stockmeier [FDP])
Diese Punkte entscheiden dann zum Beispiel darüber, ob 
sie eine Wohnung bekommen, welchen Job sie bekom-
men und ob sie ein Auto benutzen dürfen oder eben nicht. 
Diese totale Überwachung wollen die Menschen nicht – 
nicht in China und schon gar nicht in Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Dr. Carolin Wagner 
[SPD]: Das ist totaler Schwachsinn, was Sie 
reden!)

Wie die Regierung ihre Macht missbraucht, haben wir 
zu Coronazeiten erleben müssen. Man mag sich gar nicht 
vorstellen, was in unserem Land los gewesen wäre, wenn 
die Regierung damals schon die Möglichkeiten und Da-
ten Ihrer Smart City zur Verfügung gehabt hätte.

(Zuruf der Abg. Anja Liebert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Angesichts der Tatsache, dass wir bereits heute in einem 
Land leben, in dem sich 70 Prozent der Menschen nicht 
mehr trauen, offen ihre Meinung zu sagen,

(Dunja Kreiser [SPD]: What? Schon mal was 
von Social Media gehört?)

die Regierung zu Demonstrationen gegen die Opposition 
aufruft

(Anke Hennig [SPD]: Das ist ja lächerlich! 
Was reden Sie denn da für einen Unsinn? – 
Dunja Kreiser [SPD]: Wir haben das freie De-
monstrationsrecht!)

und Mitglieder der Regierungsparteien dazu auffordern, 
bei bestimmten Bevölkerungsgruppen nicht mehr zu kau-
fen oder an sie zu verkaufen, kann Ihre Vorstellung von 
Smart City zu einer ernsthaften Gefahr für unsere Demo-
kratie werden.

(Beifall bei der AfD)
Eine AfD-Regierung wird jedenfalls alles unterneh-

men,
(Lars Rohwer [CDU/CSU]: So ein Träumer!)

um den Machtmissbrauch zu verhindern und die Frei-
heitsrechte der Menschen zu schützen.

(Beifall bei der AfD – Anke Hennig [SPD]: 
Genau! – Lars Rohwer [CDU/CSU]: So ein 
Träumer! – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Ganz weit weg vom Thema! Ganz 
weit weg!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Daniel Föst für die FDP-Frak-

tion.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Daniel Föst (FDP):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Das Thema „Smart City“, die Zukunft unserer Kom-
munen, Gemeinden und Regionen ist viel zu wichtig, 
als dass ich meine Redezeit auf diese völlig am Thema 
vorbeigelaufene Rede der AfD verschwende.

(Beifall des Abg. Lars Rohwer [CDU/CSU])
Vielleicht auch an die Zuhörerinnen und Zuhörer: Da 
waren so viele falsche Behauptungen drin.

(Roger Beckamp [AfD]: Drei Beispiele!)
Bitte googelt selber danach! Das ist alles von vorne bis 
hinten falsch gewesen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Carolin Wagner 
[SPD]: So ist es! – Stephan Protschka [AfD]: 
Drei Beispiele!)

Es geht um ganz andere Dinge. Die Möglichkeit,
(Stephan Protschka [AfD]: Wo bleiben die 

Beispiele?)
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durch Technologie das Leben zu verbessern, ist da. Wer 
das Ausland bereist, sieht es allerorten. Wenn Sie Ihr 
Handy nutzen, merken Sie es auch. Ich bin ein alter 
weißer Mann; es war früher sehr viel schwieriger, Kom-
munikation zu betreiben. Technologie kann uns helfen, 
unser Leben einfacher zu machen. Gerade Smart City 
bietet einen großen Ansatz, das Leben der Bürgerinnen 
und Bürger in allen Kommunen zu verbessern. Das ist 
Sinn und Zweck von Smart City.

Die Infrastruktur, die wir haben, können wir mit kluger 
Technik intelligenter nutzen. Wir müssen vielleicht keine 
weitere Straße mehr bauen, wenn wir die bestehende 
Straße besser nutzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir müssen kein neues Kraftwerk mehr bauen, wenn wir 
die Energie besser steuern. Wir können tatsächlich die 
Stadtplanung besser dem Klimawandel anpassen, wenn 
wir die Daten haben. Das ist das Ziel und der Zweck von 
Smart City.

(Zuruf des Abg. Stephan Protschka [AfD])

Das wollen wir.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das wollen die demokratischen Parteien in diesem Land: 
das Leben der Bürgerinnen und Bürger verbessern.

(Stephan Protschka [AfD]: Ihr seid Kom-
munisten, aber keine Demokraten!)

Die AfD hat wieder mal gesagt, das wolle sie nicht. Ich 
bin nur froh, dass es nie eine Regierung unter AfD-Füh-
rung geben wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kurz zu den Punkten zu Smart City. Ich finde, wir 
reden in diesem Hause wirklich zu selten über die Mög-
lichkeiten von Smart City, nämlich die Digitalisierung, 
kluge Technik, die wir in diesem Land haben. Da bin 
ich der Union tatsächlich dankbar, dass sie das auf die 
Tagesordnung gesetzt hat. Allerdings, lieber Kollege 
Rohwer, ist Ihre Behauptung, wir würden da nichts ma-
chen, schlichtweg falsch.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Na ja! – Dr. Jan- 
Marco Luczak [CDU/CSU]: Da müssen Sie 
selber lachen!)

– Ich muss tatsächlich lachen, weil ich daran denken 
muss, wie wir als Serviceopposition in der letzten Legis-
laturperiode

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Da müs-
sen wir jetzt lachen!)

dem damals zuständigen Minister einen Antrag vorgelegt 
haben: „Lass uns einen Smart-City-Stufenplan machen!“ 
Damals hat die Union gesagt: „So was machen wir nicht. 
Wir machen neue Leuchtturmprojekte.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Aber das ist doch 
jetzt schon wieder Schnee von gestern! – Zuruf 
der Abg. Nina Warken [CDU/CSU])

Wir machen doch keinen Smart-City-Stufenplan.“ Inzwi-
schen hat sich die Regierung geändert.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Jetzt machen wir endlich aus Leuchtturmprojekten, die 
notwendig waren, die Möglichkeit, dass die breite Masse 
der Kommunen das nutzen kann. Das ist der Kern und der 
Inhalt des Smart-City-Stufenplans.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Danke für die 
Klarstellung!)

Deutschland – ich sage es mal so deutlich – hat meiner 
Meinung nach keinen Mangel an Leuchtturmprojekten. 
Leuchtturmprojekt heißt: Eine Stadt hat eine supergute 
Idee, dann kriegt sie von uns ein paar Millionen Euro, 
damit sie die Idee verwirklichen kann, und das war es. 
Daran haben wir keinen Mangel. Wir haben ein Problem 
damit, dass wir die guten Ansätze, die es landauf, landab 
in ganz Deutschland gibt – übrigens nicht nur im Saar-
land, sondern auch in der Fränkischen Rhön, in Nieder-
lauer zum Beispiel –, tatsächlich in die Breite bringen. 
Wir müssen davon wegkommen, ständig einseitig 
Leuchtturmprojekte zu finanzieren, sondern das, was ge-
lernt wurde, allen Kommunen in Deutschland zur Ver-
fügung stellen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Lars Rohwer [CDU/CSU]: Dann brau-
chen wir jetzt nur eine Plattform!)

– Sie hören es wahrscheinlich nicht, dass der Kollege 
Rohwer von der CDU hier ständig reinquakt: Wir brau-
chen die Plattform.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Ja! Mit den 
Schnittstellen!)

Die entsteht ja. Anja Liebert hat die URL – sie ist tatsäch-
lich sehr lang – ja schon genannt. Aber damit ist es nicht 
getan. Was wir momentan entwickeln – daran arbeite ich 
mit als Mitglied des Beirats Smart-City-Stufenplan –, ist 
ein Baukasten, der zeigt, was möglich ist, und der auch 
den Kommunen signalisiert: Wenn du das nutzt, ist es 
rechtssicher. – Die Sorge der Kommunen um die Rechts-
sicherheit ist nicht zu unterschätzen.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Kann man einfach 
nutzen ohne Ausschreibung? Okay!)

Auch die große Angst mit Blick auf den Datenschutz ist 
nicht zu unterschätzen.

Übrigens: Auch das war völlig falsch, was die AfD 
behauptet hat, nämlich dass intelligente Verkehrsführung 
unsere Bewegungsprofile erstellen würde. Das ist 
schlichtweg falsch. Intelligente Verkehrsführung zählt 
Autos, sie nimmt keine Nummernschilder auf

(Stephan Protschka [AfD]: Ach? Das geht aber 
heute schon für die Versicherung, damit es bil-
liger wird! Wer lügt jetzt hier? – Gegenruf der 
Abg. Dr. Carolin Wagner [SPD]: Nur bei 
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Ihnen, Herr Protschka, weil Sie Rechtsextre-
mist sind!)

und macht schon gar kein Bild von meinem schönen 
Gesicht, wenn ich hinter dem Lenkrad sitze, sondern sie 
zählt Autos, und das ist wichtig, weil wir so besser daraus 
lernen können. – Ich gehe jetzt schon wieder auf die AfD 
ein.

(Stephan Protschka [AfD]: Weil die von der 
AfD die Einzigen sind, die recht haben!)

Was die Regierung jetzt vorbereitet und was wir auch 
abschließen werden, ist tatsächlich ein Baukastensystem 
mit klugen, einzelnen Möglichkeiten – Anja bezeichnet 
das als „App-Store“ –, aus denen sich die Kommunen 
bedienen können, um das Leben in ihrer Stadt, in ihrer 
Gemeinde besser zu machen, ohne dass Milliarden Euro 
dafür notwendig sind. Das ist Sinn und Zweck der Smart 
City. Das ist Sinn und Zweck des Smart-City-Stufen-
plans, und der wird kommen. Ich finde es gut, dass wir 
das hier thematisieren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Föst. – Als nächste Red-

nerin erhält das Wort die Kollegin Dr. Carolin Wagner, 
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Reinhard Houben [FDP])

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Im Thema „Smarte Städte und Regionen“ liegt 
viel Potenzial, etwa um das Zusammenleben sozialer zu 
gestalten oder durch die Nutzung von Daten neue Funk-
tionen zu erhalten – der Mülleimer mit Füllstandsmelder 
etwa ist ein beliebtes und bekanntes Beispiel dafür. Na-
türlich fördern wir in der Regierungskoalition deshalb 
das Thema auch intensiv. Schön, dass die Union auch 
einen Antrag hierzu eingebracht hat. Ihnen scheint das 
Thema auch wichtig zu sein.

Was sind da also Ihre Forderungen? Sie fordern eine 
Auswertung des Bundesprogramms zu den Modellpro-
jekten Smart Cities. Wer den Programmverlauf beobach-
tet und im Austausch mit den Modellkommunen steht, 
der weiß: Bei den meisten ist die Strategiephase abge-
schlossen; jetzt beginnt die Umsetzungsphase. Das heißt, 
ein Großteil der Fördergelder wird auch jetzt erst abflie-
ßen, und es werden konkrete Maßnahmen realisiert. Die 
KTS zieht aber jetzt schon eine positive Zwischenbilanz. 
Wir haben es gerade schon gehört: Über 600 Maßnahmen 
wurden in der Strategiephase entwickelt, 86 davon sind 
übertragbare Lösungen, über 290 Stellen wurden in den 
Kommunen geschaffen, über 1 000 Datensätze wurden 
neu erhoben.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Ist das eine externe 
Evaluation oder eine interne?)

Das Förderprogramm bringt also neue Lösungen hervor, 
unterstützt interkommunale Partnerschaften und stärkt 
die Handlungsfähigkeit der Kommunen.

Was wir darauf aufbauend jetzt brauchen, sind Maß-
nahmen – wir haben es auch gerade schon gehört –, um 
diese Ergebnisse skalierbar zu machen. Wir brauchen als 
nächsten Schritt eben keine neuen Modellprojekte, wie 
Sie es vorschlagen, sondern Strukturen, die Smart-City- 
Ideen in möglichst alle 11 000 Kommunen in Deutsch-
land bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das bestätigten übrigens auch die Sachverständigen in 
einer Anhörung im Herbst im Bauausschuss.

Um das Wissen und die Kompetenzen in die Fläche, 
also an nicht geförderte Kommunen, zu bringen, unter-
stützen wir aktuell zwei Dinge: erstens ein Smart-City- 
Kompetenzzentrum, das als Ansprechpartner fungiert, 
und zweitens eine bundesweit niedrigschwellige Markt-
platzlösung, um die Beschaffung digitaler Lösungen zu 
vereinfachen. Diese Sachen anzuschieben, ist jetzt ganz 
wichtig, und das tun wir auch an den richtigen Stellen.

Sie fordern in Ihrem Antrag ferner umgehend einen 
Smart-City-Stufenplan. Seit Herbst 2023 arbeiten wir da-
ran als zentralen Baustein für die Digitalisierung in den 
Kommunen, und zwar unter Hinzuziehung von Expertise 
aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Politik und Verwaltung, 
so wie es sich eben auch gehört.

Liebe Union, jetzt will ich gerne auf Punkt 10 Ihres 
Antrags eingehen: Schnelles Internet im ländlichen Raum 
ist kein Add-on. Für uns als SPD ist das ein zentraler 
Baustein in der Frage um gleichwertige Lebensverhält-
nisse. Genau deshalb haben wir als Ampel für die Giga-
bitförderung 2.0 eine Rekordsumme in Höhe von 3 Milli-
arden Euro bereitgestellt. Raten Sie mal, wohin die 
meisten Fördermittel fließen! Richtig: in den ländlichen 
Raum. Denn für uns als Ampel gilt, was die ehemalige 
Bundesbildungsministerin Karliczek von der Union noch 
als nicht notwendig erachtet hatte: Wir bringen den 
schnellen Internetanschluss an jede Milchkanne in die-
sem Land. Und warum? Weil dort Menschen wohnen, 
die genau den gleichen Bedarf an schnellem Internet 
haben wie die Menschen in der Stadt. Wir wissen das, 
und wir kümmern uns darum.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf des Abg. Stephan Protschka 
[AfD])

Was die AfD unter Smart City versteht, das konnten 
wir schon im April verfolgen und auch jetzt wieder hören. 
Da haben Sie am Beispiel von Smart Meter, was ja eher 
ein Beispiel für Smart Home als für Smart City ist – aber 
gut, Differenzierung ist nicht so Ihr Thema –, in Ihrer 
typisch rechtsideologischen Manier wieder einmal ein 
Angstgebilde aufgeblasen: Ein linksgeführter Staat 
könnte durch Absaugen von Daten aus den Privathaus-
halten am Ende die Stromheizung aus der Ferne abdre-
hen.
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(Stephan Protschka [AfD]: Ist das jetzt mög-
lich oder nicht?)

Worum geht es da aber ganz ehrlich? Mit Smart Me-
tern, also intelligenten Stromzählern, können unter ande-
rem dynamische Stromtarife genutzt werden. Das heißt, 
bei geringer Stromnachfrage, zum Beispiel nachts, kann 
dann ein niedriger Stromtarif durch den Smart Meter ge-
nutzt werden, um die Waschmaschine anzuwerfen oder 
das E-Auto zu laden. Ziemlich intelligent also. Ja, und 
dafür müssen dann meist auch Daten übermittelt werden. 
Um hier den Datenmissbrauch zu vermeiden, stellt das 
Gesetz ganz hohe Anforderungen an die Sicherheit der 
Software und Hardware, wie etwa die Zertifizierung 
durch das Bundesamt für Sicherheit in der Informations-
technik. Aber das thematisiert die AfD natürlich nicht; 
denn dann hat sie keine Angstgeschichte mehr, die sie 
aufblasen kann –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Carolin Wagner (SPD):
– und mit der sie sich als der eigentliche Beschützer der 

kleinen Leute inszenieren kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Viele Menschen durchblicken das mittlerweile, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte kommen Sie zum Schluss!

Dr. Carolin Wagner (SPD):
– und das ist gut so.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Wagner. – Als Nächs-

tes kommt zu Wort die geschätzte Kollegin Emmi 
Zeulner, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Lieber Kollege Protschka von der AfD, 
Sie haben ja jetzt auch ziemlich lautstark hier durch die 
Gegend gebrüllt, und Sie haben zum Beispiel formuliert: 
Weil wir die Einzigen sind, die hier Recht haben, hier 
drin.

(Stephan Protschka [AfD]: Richtig!)

Gott sei Dank wissen die Leute da draußen, die hier 
zuschauen: Glaube keinem Politiker, der sagt: Ich bin der 
Einzige hier, der Recht hat und weiß, wie alles geht. – 
Diese Zeiten sind vorbei.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die Regierung zu kritisieren, ist erlaubt; das machen wir 
auch. Aber gegen Falschbehauptungen, Falschaussagen 
und Beleidigungen gegenüber Kollegen wehren wir uns, 
und wir erwarten von Ihnen da einfach ein bisschen mehr 
Anstand.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Stephan Protschka 
[AfD]: Wen habe ich beleidigt?)

Jetzt zum Thema. Die Bitte ist – und das spiegelt sich 
in unserem Antrag wider –, dass Sie einen Praxischeck 
machen und sich anschauen: Was passiert denn bei den 
Smart-City-Projekten? Denn das Ziel dieser Projekte war 
ja richtig: Wir geben den Kommunen die Möglichkeit, 
digitale Anwendungen zur Verbesserung der Lebens-
wirklichkeiten ihrer Bevölkerung durchzusetzen und um-
zusetzen. Dazu nehmen sie sich ein Ziel vor, das sie kon-
kret angehen, ohne jeden einzelnen Schritt dorthin zu 
planen und vorzugeben. Das war eigentlich die Grund-
idee:

(Beifall des Abg. Lars Rohwer [CDU/CSU])
also zu versuchen, ein Ziel zu definieren – zusammen mit 
der Bevölkerung –, in der Umsetzung aber sehr flexibel 
zu sein.

Wo stehen wir jetzt? Wenn wir mit den Leuten spre-
chen, die das in den Kommunen, in den Smart-City-Re-
gionen umsetzen, sagen sie, dass dabei mittlerweile ganz 
viel Bürokratie anfällt, dass da ganz viel Rückkopplung, 
beispielsweise mit der KfW, nötig ist, dass die Ausschrei-
bungen europaweit erfolgen müssen und dass sie das an 
die Grenzen ihrer Belastbarkeit bringt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Deswegen hier die klare Bitte: Verschaffen wir den enga-
gierten Mitarbeitern, die teilweise wirklich bei null an-
gefangen haben, diese Projekte in die Praxis umzusetzen, 
Erleichterung! Lassen Sie uns einen runden Tisch orga-
nisieren und den konkreten Machern vor Ort zuhören, 
was ihr Thema ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn auch das zweite Ziel eint uns: Es war ja die Idee – 

auch damals von uns als Union –, dass wir die Hinweise 
dann auch weitergeben, um diese Modellprojekte in die 
Breite zu bringen. Aber genau da ist der Knackpunkt: Es 
ist nicht damit getan, nur weil Open Source draufsteht. 
Sondern es braucht Anwälte, rechtliche Unterstützung – 
also hoch bürokratisch –, die dann diese Open-Source- 
Funktionen auch tatsächlich in anderen Kommunen um-
setzen. Deswegen sollte man hier bitte die Frage stellen: 
Wer ist der Adressat, und wie können wir ihn abholen?

Dazu ein konkreter Punkt von meiner Seite, wie wir 
das Ganze verbessern können: Wir sollten auch über-
legen, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 156. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. März 2024                                20038 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Carolin Wagner 



Emmi Zeulner (CDU/CSU):
– wie wir eine Weiterbeschäftigung organisieren, wenn 

diese Programme 2027 auslaufen; denn das Know-how 
darf nicht verloren gehen, sondern muss auch in andere 
Kommunen getragen werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Zeulner. – Für die Gruppe 

Die Linke hat das Wort nunmehr die Kollegin Caren Lay.
(Beifall bei der Linken)

Caren Lay (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kein Zwei-

fel: Deutschland hat die Digitalisierung verschlafen. In-
sofern ist es schon erstaunlich, dass nun ausgerechnet die 
Union, die das 16 Jahre zu verantworten hatte und 500 
Funklöcher hinterlassen hat, jetzt sagt: Deutschland muss 
smarter werden. – Nun ja.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)
Auch wir als Linke freuen uns über mehr schlaue Ver-

netzungen in den Städten und in den Regionen. Aber für 
uns ist klar: „Smart“ ist nur, wenn die Menschen im Vor-
dergrund stehen und nicht der Profit großer Techkonzer-
ne.

(Beifall bei der Linken)
„Smart“ ist nur, wenn die Daten in Bürgerhand bleiben. 
„Smart“ ist nur, wenn die technische Infrastruktur bei den 
Kommunen liegt.

Nur, was nützen uns intelligente Städte, wenn sie nicht 
sozial sind? Letzte Woche hat mich ein Mieter angespro-
chen, der mit seiner Miete gerade so hinkommt. Jetzt soll 
er auf einmal 2 800 Euro für Heizkosten nachzahlen.

(Dr. Gesine Lötzsch [Die Linke]: Unglaub-
lich!)

Wer das nicht zahlen kann, fliegt raus.
(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Thema!)

Und wer in Berlin eine Wohnung mietet, muss heute 
21 Prozent mehr zahlen als noch vor einem Jahr.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Was hat 
das mit Smart City zu tun?)

Und in anderen Städten sieht es nicht besser aus. Wer soll 
sich das Wohnen überhaupt noch leisten können?

(Beifall bei der Linken – Lars Rohwer [CDU/ 
CSU]: Smart City war das Thema!)

Die Wohnungskrise spitzt sich zu. Der Mietenwahnsinn 
nimmt kein Ende.

Seit Jahren hören wir: Wohnen ist die soziale Frage 
unserer Zeit. Aber nichts ist passiert. Hilft die Ampel-
regierung dabei? Leider nein: kein soziales Mietrecht; 
die Ziele beim sozialen Wohnungsbau werden gerissen. 
Die Mieterinnen und Mieter werden hängen gelassen 
vom Kanzler, von der Bauministerin und vom Justiz-
minister. Die Hängepartie muss beendet werden.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Lay. – Nächste Rednerin 

ist die Kollegin Dunja Kreiser, SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Damen und Her-

ren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehr-
ter Herr Rohwer, herzlichen Dank für Ihren Antrag. Das 
Thema ist sehr wichtig und zeigt einfach auf: Es läuft.

73 Modellkommunen haben sich auf den Weg ge-
macht, 73 Modellprojekte in Groß- und Kleinstädten 
und Landgemeinden laufen. Das ist richtig und wichtig. 
Darunter sind auch Kommunen, die nicht als Modellkom-
mune bezeichnet werden.

Digitale Instrumente zur Begegnung des Klimawan-
dels, zur Aufwertung unserer Innenstädte, zur Mobilität – 
die Ansätze sind sehr vielfältig. Datenplattformen helfen 
dabei. Ein Projekt in meiner Region, das Smart-City- 
Dashboard in Braunschweig, hilft zum Beispiel dabei, 
Pegelstände zu erfassen, mit einer Aktualisierung alle 
20 Minuten. Was bringt das? Das ist ganz klar: Es bringt 
Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger, und vor allen 
Dingen hilft es auch bei der Selbstbefähigung, zum Bei-
spiel im Katastrophenfall.

Ein weiteres Projekt in der Region, in Braunschweig 
zum Beispiel und dann weit fortlaufend in den Landkreis 
Wolfenbüttel, ist Smart Mobility. Hier wird E-Mobilität 
mit Bus und Bike zusammengeführt, das Ganze via App. 
Handyparken wurde eingeführt. Innovationsprojekte, die 
sich auf das automatisierte und vernetzte Fahren ausrich-
ten, werden vorangebracht und eine gute Anbindung im 
ländlichen Raum. Das ist sicherlich sehr wichtig. Und 
von daher: Es funktioniert.

Sehr geehrte Damen und Herren, dazu kommen natür-
lich auch flexible Bereiche wie zum Beispiel flexo – alles 
via App gesteuert und dementsprechend mobil dar-
gestellt. Ich habe zum Beispiel ein ganz tolles ehrenamt-
liches nachbarschaftliches Mobilitätsangebot in meiner 
Gemeinde. Der Verein Elm mobil, abgekürzt ELMO, 
hat in Evessen Carsharing, Mitfahrsysteme, Fahrradver-
leihsysteme und Fahrdienste auf den Weg gebracht, und 
das ganz niederschwellig. Das zeigt, dass sich auch Kom-
munen, die nicht als Modellkommunen ausgeschrieben 
wurden, hieran beteiligen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Als Gemeinde werden wir das auch fördern. Wir wer-
den eine neue Radstation bauen, die digital angesteuert 
und mit dem Bussystem vernetzt wird.

Meine Damen und Herren, was ich hier besonders an-
sprechen möchte, ist, dass die Hälfte Ihres Antrags auf 
das OZG eingeht. Das betrifft die Punkte 5, 6, 7, 8, 9, 10. 
Für diese Unterstützung danke ich Ihnen. Aber in der 
Realität ist es hier im Bundestag leider ganz anders aus-
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gegangen; denn Ihre Union hat da leider nicht zu-
gestimmt. Dazu kann ich nur sagen: Späte Einsicht ist 
besser als gar keine Einsicht. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir wollen das OZG natürlich auch weiter auf den 
Weg bringen. Da kann ich Sie nur bitten, auch Ihre Kol-
legen im Bundesrat darin zu unterstützen, ihm zuzustim-
men; denn ich finde es sehr peinlich, dass die Länder sich 
dafür ausgesprochen haben, zu dem OZG den Vermitt-
lungsausschuss anzurufen. Sie laden nämlich Landräte 
und Bürgermeisterinnen ein, um die Kommunen zu un-
terstützen, aber zeigen damit ganz klar eine Doppelmoral, 
weil Sie das OZG auf Bundesratsebene nicht unterstüt-
zen.

Also herzlichen Dank für diesen Antrag.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Also stimmen Sie 
jetzt unserem Antrag zu? – Zuruf der Abg. 
Nina Warken [CDU/CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Dunja Kreiser (SPD):
Bleiben Sie dabei, und unterstützen und fördern Sie 

das OZG!
Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Kreiser. – Letzter Redner 

in dieser Debatte ist der Kollege Markus Uhl, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Markus Uhl (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Entgegen Ihrer 
Ankündigung kommt die selbsternannte Fortschrittskoa-
lition bei der Digitalisierung und bei den Smart Cities 
leider nur schleppend voran.

Digitale Stadtentwicklungstechnologien sind ein inter-
nationaler Wachstumsmarkt; 90 Milliarden US-Dollar 
Unternehmenserträge pro Jahr werden für dieses Jahr ge-
schätzt. Smart Cities in Deutschland – leider Gottes kaum 
bekannt. Die Relevanz allerdings ist ungleich größer. Ich 
glaube, ich brauche nicht mehr darauf einzugehen; wir 
haben heute schon von zahlreichen Projekten, Ideen und 
guten Vorhaben in den Kommunen, in den Wahlkreisen 
gehört.

(Beifall des Abg. Lars Rohwer [CDU/CSU])

Von daher ist das etwas, was unterstützenswert ist, gar 
keine Frage.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deshalb hat der Bund 2019 entschieden, Smart Cities 
in drei Staffeln – 2019, 2020 und 2021 – zu unterstützen 
und zu fördern. 73 kommunale Modellprojekte gibt es, 
820 Millionen Euro stehen dafür bereit. Die Projekte 
unterteilen sich in eine zunächst beginnende Strategie-
phase und in eine daran anschließende Umsetzungsphase.

Heute stelle ich fest – ich bin sozusagen im Hauptberuf 
Haushaltspolitiker –: Nach fünf Jahren sind von diesen 
bereitgestellten Mitteln erst etwa 15 Prozent abgerufen. 
Das ist natürlich erdenklich wenig. Und, meine Damen 
und Herren, das widerspricht auch dem Grundsatz der 
Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit.

Wir stellen leider Gottes fest, dass im Bereich des Bau-
ministeriums gerade bei Förderprogrammen, die sich an 
die Kommunen richten, die Mittelabrufe häufig hinter 
dem Plan bleiben. Deshalb ist es unsere Aufgabe, dass 
wir an die Ursachen gehen. Warum werden die Mittel, die 
der Bund bereitstellt, nicht abgerufen? Warum tun sich 
die Kommunen damit so schwer?

(Nina Warken [CDU/CSU]: Ganz genau!)

In der Tat war das Bauministerium aufgefordert, die 
Ursachen zu klären; es hat einen Bericht vorgelegt und 
die Ursachen und die Probleme auch benannt. Die sind 
ganz vielfältig, im Übrigen auch nicht anders als bei 
originären Bauförderprogrammen. Häufig ist es die all-
gemeine Bürokratie.

Aber, meine Damen und Herren, anstatt die Ursachen 
zu benennen, brauchen die Kommunen vielmehr zielge-
richtete Unterstützung, Hilfestellung und Beratung, da-
mit sie in die Lage versetzt werden, die Gelder auch zu 
nutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gerade bei der Digitalisierung, gerade bei Smart Cities 
ist es doch so wichtig, dass wir schneller werden, dass wir 
agiler werden, weil die internationale Entwicklung da 
nicht haltmacht und nicht auf Deutschland wartet. Wir 
müssen schneller werden, und wir müssen agiler werden, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und ja, das Zweite, was wir brauchen – es sind ja 
Modellprojekte –: Wir müssen uns damit beschäftigen, 
wie wir diese Modellprojekte in einen Regelbetrieb über-
führen und in ganz Deutschland ausrollen können. Dazu 
braucht es natürlich eine Evaluation. Auch auf eine Eva-
luation warten wir heute noch. Wir brauchen mehr Erfah-
rungsaustausch. Wir brauchen mehr Vernetzung. Und wir 
müssen vor allen Dingen dranbleiben; wir dürfen es nicht 
laufen lassen und die Kommunen mit Klein-Klein und 
Bürokratie gängeln, sondern wir brauchen eine zielge-
richtete Unterstützung –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Markus Uhl (CDU/CSU):
– durch das Ministerium im ganzen Land.
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Unser Antrag macht gute Vorschläge für das haushal-
terische Problem und für den weiteren Roll-out. Deshalb 
bitte ich um Zustimmung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Uhl. – Damit schließe ich 

die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wohnen, Stadtentwicklung, 
Bauwesen und Kommunen auf Drucksache 20/10302. 
Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Be-
schlussempfehlung die Ablehnung des Antrags der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 20/6412 mit dem 
Titel „Potentiale der Digitalisierung jetzt nutzen – Smart 
Cities und Smarte.Land.Regionen voranbringen“. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
regierungstragenden Fraktionen und die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die CDU/CSU-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Das sind die Gruppenabgeordneten. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion der AfD auf Drucksache 
20/5618 mit dem Titel „Nationaler Aktionsplan zur intel-
ligenten Stadt“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das sind die regierungstragenden Fraktionen, die 
CDU/CSU-Fraktion und die Gruppenabgeordneten. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – 
Keine. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Wir kommen zu den Zusatzpunkten 6 und 7. Es handelt 
sich um Einsprüche gemäß § 39 der Geschäftsordnung 
des Abgeordneten Martin Reichardt gegen die beiden 
ihm in der letzten Sitzung erteilten Ordnungsrufe. Beide 
Einsprüche wurden als Unterrichtung verteilt. Der Bun-
destag hat über die Einsprüche ohne Aussprache zu ent-
scheiden. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Zusatzpunkt 6: 

Einspruch gegen eine Ordnungsmaßnahme 
gemäß § 39 der Geschäftsordnung 

Wer stimmt für den Einspruch gegen den ersten Ord-
nungsruf? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die übrigen Mitglieder des Hauses. 
Damit ist der Einspruch zurückgewiesen.

Zusatzpunkt 7: 

Einspruch gegen eine Ordnungsmaßnahme 
gemäß § 39 der Geschäftsordnung 

Wer stimmt für den Einspruch gegen den zweiten Ord-
nungsruf? – Die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Die übrigen Mitglieder des Hauses. Enthaltungen? – Kei-
ne. Damit ist der Einspruch ebenfalls zurückgewiesen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 2:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Wirtschaftsausschusses (9. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten René Springer, 
Dr. Alexander Gauland, Petr Bystron, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Vetorecht des Bundestages bei Waffenexpor-
ten in Konflikt- und Kriegsgebiete

Drucksachen 20/6276, 20/7416

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dem Kolle-
gen Maik Außendorf das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Maik Außendorf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Die AfD hat vor ziemlich genau elf Monaten 
einen ganz ähnlichen Antrag hier eingebracht; man 
kann ihn sich in der Mediathek noch mal anschauen. 
Dennoch ist es gut, dass wir hier heute über Rüstungs-
exportkontrolle debattieren.

Was macht die AfD hier? Unter dem Deckmantel der 
Transparenz und des vermeintlichen Friedenswillens ver-
suchen Sie, die Bundesregierung zu delegitimieren, und 
machen das Handwerk Putins.

(Lachen der Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] 
und Matthias Moosdorf [AfD])

Was Sie nämlich hier tun – in der Begründung Ihres 
Antrags schreiben Sie es ja auch –: Sie versteigen sich 
zu der Behauptung, dass die Waffenexporte den Krieg in 
der Ukraine verlängern würden und das Kriegsrisiko für 
uns hier anheben würden. Beides ist rundweg falsch. Sie 
liegen komplett falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ach!)

Das will ich einmal begründen. Wenn Sie das nämlich 
zu Ende denken, dass wir keine Waffen mehr in die 
Ukraine exportieren: Die Konsequenz wäre dann die Ka-
pitulation und die Besetzung der Ukraine durch Russland 
und dann – dann! – hätten wir ein echtes Kriegsrisiko, 
was auch uns betreffen würde.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das bitte ich Sie einmal zur Kenntnis zu nehmen und 
aufzuhören, hier das Geschäft Putins zu betreiben.

Aus Sicht von Bündnis 90/Die Grünen möchte ich 
einmal festhalten: Uns ist wichtig, dass wir eine Politik 
betreiben, die von vornherein das Kriegsrisiko mindert, 
die auf Ausgleich setzt, die auf Kooperation setzt. Nur, 
das funktioniert allein, wenn auch alle relevanten Player 
an Kooperation interessiert sind. Und ein Diktator in 
Russland ist das eben nicht, sondern er bedroht die freie 
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Welt. Das heißt, wir müssen wehrbereit und abwehrbereit 
sein, und dafür braucht es Geschlossenheit in diesem 
Haus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Zum Schluss möchte ich sagen – ich stehe hier ja 
als Wirtschaftspolitiker –: Wir als Grüne haben immer 
betont, dass die Frage von Rüstungsindustrie-, Rüstungs-
exportkontrolle zuallererst ein sicherheits- und auch au-
ßenpolitisches Thema ist. Es hat aber auch eine wirt-
schaftspolitische Relevanz; denn wir brauchen eine 
schlagkräftige Rüstungsindustrie, die in der Lage sein 
muss, dann, wenn es darauf ankommt, zu produzieren. 
Deshalb müssen wir auch den Rahmen setzen.

Wir haben als Fraktion Vorschläge für ein Rüstungs-
exportkontrollgesetz gemacht, was einen klaren Rahmen 
setzt, was auch Regeln für den Fall setzt, dass wir in 
Krisengebiete exportieren. So was haben wir früher ja 
strikt abgelehnt. Wir haben aber jetzt gelernt, dass das 
nicht zukunftsfähig ist. Für diese Fälle wollen wir Krite-
rien definieren, anhand derer entschieden werden kann 
und die aber auch den Rahmen für die Industrie setzen, 
die dadurch Klarheit hat, Investitionsentscheidungen für 
eine langfristige Zukunft treffen kann und damit hier 
auch Arbeitsplätze sichert. Aber um das noch mal fest-
zuhalten: Es geht primär um Außen- und Sicherheitspoli-
tik, und in diesem Rahmen werden wir das auch fortset-
zen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich komme zum Schluss und möchte noch mal daran 
appellieren, dass wir nicht die Propaganda Putins weiter-
verbreiten. Es ist okay: Gucken Sie ruhig in eine andere 
Richtung, Herr Baumann. Aber es hilft Ihnen nicht, es 
hilft niemandem hier. Wir brauchen hier Geschlossenheit. 
In dem Sinne: Arbeiten wir weiter für eine friedliche 
Koexistenz!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Außendorf. – Nächster 

Redner ist der Kollege Klaus-Peter Willsch, CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen! Meine 

Damen und Herren, auch die, die uns von draußen zu-
schauen! Der Antrag der AfD lässt einen etwas ratlos 
zurück. In der Tat – Herr Außendorf hat es angespro-
chen –, bisher kam diese Obsession gegen Rüstungs-
exporte ja überwiegend von der linken Seite des Hauses, 
auch von den Grünen; aber der Lernfortschritt ist inzwi-
schen erkennbar. Da war sie besonders stark ausgeprägt. – 
Wenn man den Antrag wirklich durchliest, dann ist die 
Katze aus dem Sack: Es geht darum, die militärische 
Unterstützung für die Ukraine zurückzufahren. Das ist 

so offensichtlich, dass man den Antrag auch in der russi-
schen Duma hätte stellen können.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD, des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wenn man darf!)

Es ist ja hinlänglich bekannt: Einige Ihrer Spitzenver-
treter haben eine geradezu unappetitliche Beziehung und 
Nähe zur russischen Führung.

(Matthias Moosdorf [AfD]: Mal zum Thema!)
Dass Sie sich aber so unverblümt vor den Karren unseres 
größten geostrategischen Rivalen spannen lassen, lässt 
einen schon ein bisschen ratlos zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU – Matthias 
Moosdorf [AfD]: Ich dachte, das ist China!)

Vielleicht liegt es daran, dass Sie sich in Echokammern 
bewegen und die Wirklichkeit nicht mehr vollständig zur 
Kenntnis nehmen.

Die These, die zugrunde liegt, die wir sonst immer von 
den Linken hier hören – ich nehme an, inzwischen von 
beiden Überbleibseln der Linken –, dass Rüstungsliefe-
rungen Kriege verlängern und dass sie Menschen töten, 
beschreibt das Gegenteil von dem, was stattfindet. Wir 
liefern die Waffen nicht, damit Menschen wahllos getötet 
werden; wir liefern Waffen, damit Menschen vor russi-
schen Angriffen gerettet werden können, werte Kollegen. 
Ich glaube, dass das Ende von Waffenlieferungen eben 
nicht Frieden brächte, sondern – umgekehrt – Besatzung, 
Unterdrückung, Folter, Mord. Die Namen der Tatorte 
sind doch hinlänglich bekannt; das sollte man eigentlich 
wissen. Butscha zu erwähnen, sollte genügen.

Deutschland ist nicht die Rüstungsschmiede der Welt; 
das habe ich hier schon häufiger vorgetragen. Dieses 
ständige Gerede darüber, wir würden Exportweltmeister 
und was weiß ich was alles sein, stimmt nicht. Ich hatte 
nach der Rede von der „Zeitenwende“ des Bundeskanz-
lers hier am gleichen Platz eigentlich die Hoffnung, dass 
jetzt wirklich klar ist, dass sich da was ändern muss. Es 
reichen nicht nur die 100 Milliarden Euro Sonderver-
mögen, sondern wir haben auch im Regelhaushalt Bedarf 
für die Truppe, und dieser Bedarf wird leider nicht abge-
bildet. Der Verteidigungsminister ist mit einer Forderung 
von 10 Milliarden Euro in die Haushaltsverhandlungen 
gegangen und mit 1 Milliarde Euro rausgekommen.

„Zeitenwende“ bedeutet auch – das sei an die Regie-
rungsfraktionen gerichtet –, dass eben nicht mehr sonn-
tags auf Ostermärschen gegen die Rüstungsindustrie ge-
wettert werden sollte, um dann am Montag bei ihr zu 
bestellen. Da müssen Sie sich mal ehrlich machen. Wir 
brauchen eine gut aufgestellte, eine gut funktionierende 
und innovative Rüstungsindustrie. Die sollten wir hier am 
Standort Deutschland stärken, um selbst die nötigen Vo-
raussetzungen zu schaffen und unseren Soldaten das 
Beste an die Hand zu geben.

Man sollte auch – denken Sie mal darüber nach; in 
Hessen haben wir damit jetzt im Koalitionsvertrag an-
gefangen – Erfindergeist und Innovationskraft im Be-
reich der Spitzentechnologie im Rüstungs- und im wehr-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 156. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 13. März 2024                                20042 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Maik Außendorf 



technischen Bereich zulassen. Wir stehen sprachlos da-
vor, wenn nach wie vor in Zivilklauseln verboten wird, 
für das Militär zu forschen. Es muss doch selbstverständ-
lich sein, dass wir die Ergebnisse unserer Spitzenfor-
schung, vom Staat finanziert, dann auch unseren Sol-
daten, die den Kopf hinhalten und die Ausrüstung 
brauchen, mit der sie überleben und ihren Auftrag erfül-
len können, zur Verfügung stellen

(Beifall bei der CDU/CSU)
und dass das nicht von irgendwelchen Pseudointellek-
tuellen im Elfenbeinturm als unanständig gebrandmarkt 
wird.

Wir brauchen ein unmissverständliches Bekenntnis zur 
Notwendigkeit unserer eigenen Verteidigungsindustrie. 
Da ist noch Luft nach oben bei der Regierungskoalition. 
Wenn wir in Europa unsere Souveränität im Bündnis ver-
teidigen wollen, müssen wir uns verteidigen können, und 
notwendige Bedingung dafür ist eine leistungsfähige und 
innovative Rüstungsindustrie.

Wir brauchen mehr Investitionsmittel für die Bundes-
wehr, und wir müssen den Export steigern, weil wir bei 
den kleinen Stückzahlen, die wir selbst abnehmen, nie 
wirtschaftlich produzieren können, sondern darauf setzen 
müssen, dass auch andere Märkte – natürlich immer mit 
Blick auf unsere sicherheits- und verteidigungspoliti-
schen Interessen – mit abgedeckt werden können.

Ich will ganz kurz noch auf Herrn Außendorf eingehen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, Sie müssen bitte langsam zum Schluss 

kommen.

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Ich hatte eigentlich gehofft, dass die Absicht, ein Rüs-

tungsexportkontrollgesetz hier einzubringen, still vom 
Tisch genommen wird. Lassen Sie es einfach!

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, meine letzte Aufforderung: Kommen Sie 

zum Schluss, bitte.
(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich glaube, Sie müssen es lassen jetzt, Herr 
Willsch! Sie können nicht mehr reden!)

Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU):
Wir sind schon so weit, dass wir in Deutschland nicht 

mehr als bevorzugter Partner angesehen werden, weil es 
zu kompliziert ist mit den Deutschen. Also, da ist auch 
noch was zu tun. – Aber der Antrag ist Unsinn.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Maik Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das Wort hat nunmehr der Kollege Johannes Arlt, 

SPD-Fraktion, mit einem zumindest zeitlich beachtlichen 
Beitrag.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Beifall 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Gabriele Katzmarek [SPD]: Aber 
auch so ist der zu beachten!)

Johannes Arlt (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren auf den Tribünen! 
Ich habe heute wirklich eine sehr bequeme Redezeit, 
kann mich also heute hier wirklich gut ausbreiten, möchte 
Ihnen aber zu Beginn der Rede zurufen, dass wir gerade 
das Ende der Bequemlichkeit erleben. Wir erleben auch 
das Ende der Trägheit, nämlich das Ende der Trägheit in 
Sachen Sicherheits- und Verteidigungspolitik.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Spätestens mit dem Beginn des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine sind wir in unserer Ruhe gestört 
worden. Plötzlich waren wir massiv konfrontiert mit Fra-
gen, ob und in welchem Ausmaß wir Waffen in ein 
Kriegs- und Krisengebiet liefern sollten. Und die Ent-
scheidung, die Ukraine umfänglich zu unterstützen – 
nicht nur mit moralischer Unterstützung oder mit Hel-
men, sondern auch mit Kriegswaffen, und zwar welchen, 
die offensiv und defensiv eingesetzt werden können –, 
war und ist eine Zeitenwende. Das war und ist ein deut-
licher Bruch mit etablierter deutscher Außenpolitik, und 
auch als Regierungskoalition haben wir hier Stärke und 
Mut bewiesen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben alle gemeinsam dazugelernt. Erinnern wir 
uns doch an die Debatte im Mai 2022, sogenannte Defen-
sivwaffen an die Ukraine zu liefern. Wir führen mittler-
weile endlich öffentlich Debatten über Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, über strategische Fragen, ja, sogar 
über Kriegstüchtigkeit. Wir sind dabei, in unserem Land 
so etwas wie eine strategische Debattenkultur zu etablie-
ren.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Bitte missverstehen Sie mich nicht: Das Eingeständnis, 
etwas verstanden, etwas gelernt zu haben, ist ein Zeichen 
politischer Stärke. Die Frage von Rüstungsexporten steht 
paradigmatisch für die Komplexität solcher Debatten. 
Diese Frage konfrontiert uns mit strategischen Fragen, 
mit moralischen Dilemmata, mit schweren Kompromis-
sen, mit Werten und mit Interessen. Aber das Ende der 
Trägheit und das Ende der Bequemlichkeit, das muss für 
uns bedeuten, dass wir diesen Fragen, dieser Entschei-
dungsschwere mehr Raum in öffentlichen Debatten und 
auch mehr Raum in unserem Parlament einräumen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nun besprechen wir heute zum zweiten Mal einen An-
trag der AfD zu Fragen des Rüstungsexports und des 
Vetorechts des Bundestages bei Rüstungsexporten. In Ih-
rem Antrag heißt es dann auch etwas großspurig, wir 
würden neben verfassungsrechtlichen Fragen auch nor-
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mativ-philosophische Argumente abhandeln. Aber ganz 
ehrlich: Hier haben Sie sich leider gründlich verhoben, 
und ich erkläre Ihnen jetzt auch, warum.

Ihre zentrale Forderung lautet, der Deutsche Bundes-
tag solle ein Vetorecht für die Genehmigung von Kriegs-
waffenexporten erhalten. Nun kommen selbst Sie nicht 
am Primat der Außen- und Sicherheitspolitik der Regie-
rung vorbei, das mehrfach durch das Bundesverfassungs-
gericht bestätigt wurde. Daher fordern Sie im Antrag 
noch einen nachträglichen Ablehnungsvorbehalt der 
Bundesregierung. Das heißt dann also: Sie fordern ein 
Veto des Bundestages. Das kann aber „getrumpt“ werden 
durch ein Veto der Regierung. Also Veto überstimmt 
Veto. Oder: Wollen Sie ein Veto und ein Veto-Veto? 
Also eigentlich ein ziemlicher Quatsch. Aber das merken 
Sie jetzt vielleicht auch selbst.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Reinhard Houben [FDP]: Ich 
glaube, nicht!)

Nun könnte man Ihren Antrag auch wohlmeinend in-
terpretieren. Mit Ihrer Forderung nach einem Veto durch 
den Bundestag, die ja eigentlich doch nur eine Empfeh-
lung ist, wollen Sie eigentlich eine öffentliche Debatte 
bewirken, eine Debatte im Bundestag über die Gründe, 
warum oder warum nicht Kriegswaffen in dieses oder 
jenes Land exportiert werden. Ihr Vetoargument ist streng 
genommen also ein Transparenzargument; Herr Kollege 
Außendorf hat es angedeutet.

Somit steht die Frage im Raum: Ist Transparenz in 
einer Demokratie ein Wert an sich, und wie verhält sich 
Transparenz zu einem berechtigten Geheimnis? Der So-
ziologe Georg Simmel schrieb, dass das Geheimnis zwar 
nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Bösen 
steht, aber das Böse mit dem Geheimnis. Und damit hat 
die AfD ja nun ausreichend Erfahrung. Ich muss da an 
Ihren 2022 geleakten Fraktionschat aus der „Quassel-
gruppe“ denken. Da konnten wir zum Beispiel über den 
Egoismus von Frau Weidel lesen. Ich zitiere: „Frau 
Weidel kann offenbar Prioritäten setzen, aber nur, wenn 
es um ihren eigenen Kopf geht.“

Nach einem anderen Leak der Chatgruppe „IG Mei-
nung“ fabulieren AfD-Abgeordnete über ihre AfD-Kol-
legen als „Mandatsmaden“ oder „eingebildete Schwach-
maten“. Das könnte man nun alles für recht unterhaltsam 
halten; aber diese Leaks, dieses Herstellen von Trans-
parenz, hat einen unschätzbaren Wert für unsere wehr-
hafte Demokratie.

Sehr deutlich wird in diesen Chats auch Ihre rechts-
extreme Einstellung. Denn unter sich fabulieren Sie 
dann auch darüber, dass dieser Staat schon immer ein 
minderwertiger Witz sei oder die BRD eine Kolonie. 
Und in edlen Potsdamer Vorortvillen fachsimpeln Sie 
dann bei gutem Schampus über gewaltsame Deportatio-
nen. Es ist sehr, sehr gut, dass durch diese Transparenz so 
viele Menschen gegen Rechtsextremismus und gegen Sie 
in diesem Land demonstrieren; denn Rechtsextremismus 
und Deportationsfantasien haben in unserem Land keinen 
Platz, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Das ist längst widerlegt! Das ist eine 
„Correktiv“-Lüge! Das wissen Sie doch! 
Schamlos!)

– Sie sind ja sehr aufgeregt.
Aber kommen wir zurück zu der Frage, ob Transparenz 

in Sachen Rüstungsexport ein Wert an sich ist. Mit dem 
Rüstungsexportbericht legt die Bundesregierung jährlich 
umfassend dar, in welchem Umfang Rüstungsexportgüter 
exportiert werden. Differenziert nach Einzel- und Sam-
melausfuhrgenehmigungen, nach Umfang, Empfänger-
land, Wert und Anteil der Kriegswaffen gibt die Bundes-
regierung umfangreich Auskunft. Was ist aber nicht 
Bestandteil dieses Berichts? Keine Auskunft gibt der Be-
richt über Gründe, warum ein Geschäft genehmigt oder 
versagt wurde oder wer daran beteiligt war. Er gibt auch 
keine Auskunft, welche Voranfragen gestellt oder welche 
Anträge abgelehnt wurden. Dies ist keine vollständige, 
aber eine größtmögliche Transparenz. Ein Rest Geheim-
haltung bleibt. Und die Frage, die wir uns stellen müssen, 
ist: Ist dies gerechtfertigt?

Dazu müssen wir uns aber noch einmal mit dem Wesen 
des Geheimnisses beschäftigten. Das Geheimnis ist ganz 
wesentlich durch den Moment der Vergemeinschaftung 
gekennzeichnet. Und was heißt das jetzt genau? Wer ein 
Geheimnis teilt – Sie und auch ich, etwa im Privaten –, 
der hat Vertrauen zu seinem Gesprächspartner. Und Ver-
trauen zwischen Gesprächspartnern oder gerade auch 
zwischen Staaten ist ein zentrales Element gerade in der 
Außen- und Sicherheitspolitik. Nur so entstehen stabile 
Beziehungen.

Wie wichtig das ist, zeigen etwa die Verhandlungen 
zwischen Israel und der Hamas oder die Vermittlung 
von Katar über die Freilassung von Geiseln. Können 
Sie sich vorstellen, dass diese Gespräche in völliger 
Transparenz in der Öffentlichkeit, etwa in der „Bild“- 
Zeitung“, geführt werden? Eher nicht. – Allein daran 
erkennt man, dass in der Außen- und Sicherheitspolitik 
Transparenz kein Wert an sich sein kann. Sie wollen Ihr 
Veto und Ihr Veto-Veto nun auf den Konfliktfall be-
schränkt wissen. Dies erfordert aber gerade besondere 
Sensibilität.

Konkret: Bei den Exportentscheidungen spielt Ver-
trauen eine wichtige Rolle, zum einen auf der Ebene 
des Willensbildungsprozesses der Regierung, zum ande-
ren auf der Ebene der zwischenstaatlichen Beziehungen. 
Würde die Willensbildung der Exekutive bei einer noch 
nicht abgeschlossenen Entscheidung unmittelbar publik, 
könnte dies die Vertrauensverhältnisse zu anderen Staa-
ten nachhaltig stören. Die umfassende Einschätzung über 
deren politische und militärische Stabilität wäre vollkom-
men transparent. Also könnte ein Brüskieren des Landes 
nicht immer ausgeschlossen werden.

Aber auch unsere eigenen Sicherheitsinteressen könn-
ten durch die vollständige Preisgabe von Details zu Ver-
einbarungen, zu einem Bestand von Waffen, zur Einsatz-
fähigkeit oder zu technischen Details gefährdet werden. 
Der Effekt des Clausewitz’schen Nebels des Krieges, also 
des Moments der Unsicherheit über die Verfasstheit der 
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Gegenseite, das heute, ehrlich gesagt, nur noch sehr, sehr 
schwierig zu erreichen ist, aber im Ergebnis taktische, 
operative oder strategische Vorteile erzielen kann, wäre 
nicht mehr herstellbar.

(Beifall des Abg. Klaus-Peter Willsch [CDU/ 
CSU])

Anders gesagt: Auf der zwischenstaatlichen Ebene wä-
ren durch vollständige Transparenz gerade im Krisenfall 
unmittelbare Sicherheitsinteressen sowohl des exportie-
renden als auch des importierenden Staates betroffen. 
Eine vollständige Offenlegung, etwa der gelieferten Fä-
higkeiten, würde einerseits die strategische Ambiguität, 
also eine bewusste Mehrdeutigkeit, hinsichtlich militäri-
scher Fähigkeiten oder auch die Durchhaltefähigkeit mi-
litärischer Fähigkeiten zerstören. Andererseits könnten 
wesentliche Informationen zur Abschreckungsfähigkeit 
Deutschlands publik werden.

Weiter gesponnen kann eine vollständige Transparenz 
in diesen heiklen Fragen auch ein Einfallstor für Maß-
nahmen des Informationskrieges sein. Mit einem breiten 
Spektrum an Mitteln und dem Ziel der Erzeugung von 
Instabilität können einzelne Argumente und Daten ge-
nutzt werden, um die Entscheidungsfindung innerhalb 
der Öffentlichkeit zu beeinflussen und damit die gemein-
same Zielerreichung und die gemeinsamen Werte eines 
Staates zu untergraben. Und vielleicht fühlen sich einige 
bei diesem letzten Satz durchaus an die eine oder andere 
aktuelle Debatte, die etwas entgrenzt ist in Deutschland, 
erinnert. Sie sehen also, meine Damen und Herren, Trans-
parenz ist kein Selbstzweck.

Zu Recht werden Sie sich vielleicht nun fragen, wie 
dies mit dem eingangs festgestellten Ende der Bequem-
lichkeit und Trägheit zusammenpasst, mit der Forderung 
nach mehr öffentlicher Debatte von Außen- und Sicher-
heitspolitik. Wie können wir also einerseits eine an-
gemessene strategische Debatte führen, ohne andererseits 
Sicherheitsinteressen zu gefährden oder unsinnige Veto- 
Vetos einzuführen und zu fordern wie die AfD hier und 
heute?

Als Ampelkoalition haben wir hierfür eine erste si-
chere Grundlage geschaffen, nämlich mit der Verabschie-
dung der ersten Nationalen Sicherheitsstrategie. Erstmals 
in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland legen 
wir umfassend dar, wie wir die derzeitige Sicherheits- 
und Bedrohungslage einschätzen und wo wir uns global 
verorten. Wir definieren unsere Interessen. Wir definie-
ren unsere Rüstungsexporte, und die verstehen wir expli-
zit als Mittel unserer Außen- und Sicherheitspolitik. Wir 
sprechen darüber, in welchen Dimensionen Sicherheit in 
unserem Land stattfindet und welche Komponenten von 
Bedeutung sind. Wir nennen das in der Strategie „inte-
grierte Sicherheit“.

Nun ist aber mit der Verabschiedung der Sicherheits-
strategie die Debatte nicht abschließend geführt, weder 
im Bundestag noch in der Gesellschaft. Ich glaube, dass 
wir darüber ganz abseits Ihres Antrages gemeinsam nach-
denken müssen. Denkbar wäre zum Beispiel wie in 
Schweden eine jährliche Konferenz aller Parteien zur 
Sicherheitspolitik und zur Außenpolitik, wo dies öffent-
lich diskutiert wird. Denkbar wäre auch, dass wir im 

Rahmen der in diesem Jahr beginnenden Debatten über 
unsere Gesamtverteidigung deutlich sagen, wo unsere 
Interessen liegen und wo unser Ambitionsniveau liegt. 
Hier wäre der Raum, deutsche Interessen zu bestimmen 
und anschließend auch genau zu definieren und zu ope-
rationalisieren, aber auch, genau zu sagen, was dies in der 
Konsequenz bedeutet. Dieses Vorgehen würde zumindest 
Rückschlüsse auf exekutive Entscheidungen erlauben. 
Doch allein den Debattenraum zur Verfügung zu stellen, 
wird nicht ausreichen. Wir müssen uns gemeinsam fra-
gen, wie wir diesen dann auch füllen wollen. Lassen Sie 
uns hierbei nicht bequem und träge sein. Den Antrag der 
AfD lehnen wir selbstverständlich ab.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und hoffe, ich 
habe Sie nicht zu sehr gelangweilt. Einen schönen 
Abend!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Klaus-Peter Willsch [CDU/ 
CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank Herr Kollege Arlt. – Ich bedauere auch 

sehr, dass diese grundlegenden Ausführungen in so ein 
zeitliches Konzept gedrängt worden sind. Sie haben uns 
eine Minute geschenkt. Dafür bin ich wirklich dankbar.

Nächster Redner ist der Kollege Matthias Moosdorf, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Matthias Moosdorf (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 

Scholz’sche Zeitenwende gilt auch für das deutsche 
Selbstverständnis, von unserem Lande dürfe nie wieder 
Krieg ausgehen. Im Grundgesetz und in Artikel 2 des 
Zwei-plus-Vier-Vertrages ist das klar definiert.

Die Forderung, Waffenexporte nachhaltig zurück-
zufahren, war zudem immer ein wichtiger Bestandteil 
vieler Wahlprogramme. Man wollte mit einer – Zitat – 
„restriktiven Ausfuhrkontrolle europäische Rüstungsex-
porte in Kriegs- und Krisengebiete“ beenden. Diese Bun-
desregierung aber verantwortet nun die höchsten Exporte 
von Waffen und Kriegsgerät seit Bestehen der Republik. 
Im Jahre 2023 wurden 12 Milliarden Euro genehmigt. 
Europaweit haben sich die Zahlen in fünf Jahren verdop-
pelt. Deutschland übernehme die Verantwortung für die 
Sicherheit Singapurs, erklärte Bundeskanzler Scholz 
beim Stapellauf von U-Booten in Kiel. Israels Sicherheit 
ist Staatsräson. Mit Taiwan wird die nächste vermutete 
Konfliktregion schon mal verbal aufmunitioniert.

Unter den Drittstaaten sind in der Statistik mehrere 
Probleme: Katar und selbst Saudi-Arabien, das eine Al-
lianz im Jemen-Krieg anführt. Dabei hatte die Ampelkoa-
lition noch getönt – Zitat –: „Wir erteilen keine Export-
genehmigungen für Rüstungsgüter an Staaten, solange 
diese nachweislich unmittelbar am Jemen-Krieg beteiligt 
sind.“ Das Brechen selbstgestellter Regeln rechtfertigte 
die Außenministerin damit, dass man ja nicht direkt lie-
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fere, sondern dass es sich um europäische Rüstungspro-
jekte handele. Anscheinend geht es also um laxere statt 
strengere Exportregeln in der Rüstungsindustrie. Sie sagt:

„Wir Deutschen sind da in einer Bringschuld. Mit 
unserem Wertevorbehalt stellen wir uns quasi über 
unsere europäischen Partner.“

Ursprünglich geplant war von dieser Bundesregierung 
ein Rüstungsexportkontrollgesetz, in dem strengere Kri-
terien festgelegt werden sollten. Das ist eigentlich auch 
dringender denn je; denn angesichts von Leid und Zer-
störung sollten alle politischen Anstrengungen heute da-
rauf gerichtet sein, Kriege wie im Jemen und in der 
Ukraine zu beenden. Stattdessen wird eine Eskalations-
dynamik entfacht mit dem Ruf nach immer mehr und 
immer schwereren Waffen. Menschen, die diplomatische 
Lösungen anmahnen, werden als „Putin-Versteher“ de-
nunziert.

Zu Recht stellt der Journalist Herbert Prantl fest:

„Es ist … fatal und unendlich töricht, dass hier-
zulande schon die Wörter ‚Waffenstillstandʼ, ‚Frie-
densappellʼ und ‚Friedenʼ als anrüchig gelten, wenn 
sie im Zusammenhang mit dem Ukraine-Krieg ge-
braucht werden. Es ist fatal, wenn das Werben für 
eine diplomatische Offensive fast schon als Beihilfe 
zum Verbrechen bewertet wird.“

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, die Frage lautet also: Wa-
rum soll ein Gremium der wenigen Entscheidungen tref-
fen, wenn damit das Leid von vielen potenziell verlängert 
wird? Laut verschiedener Umfragen lehnen fast zwei 
Drittel aller Deutschen Waffenexporte in Konflikt- und 
Krisenregionen grundsätzlich ab. In der Präambel des 
Grundgesetzes haben wir uns verpflichtet, dem Frieden 
in der Welt zu dienen. Waffenlieferungen in Kriegs-
gebiete dienen aber nicht dem Frieden, sondern befeuern 
und verlängern den Krieg, vom oft ungeklärten Endver-
bleib der Waffen gar nicht zu reden.

Wir Mitglieder des Bundestages müssen daher als Ver-
treter des deutschen Volkes an der Entscheidung, ob und 
wohin Deutschland Waffen liefern soll, unbedingt betei-
ligt werden. Wir fordern die Bundesregierung deswegen 
auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der dem Deutschen 
Bundestag ein Vetorecht mit nachträglichem Abwei-
chungsvorbehalt für die Genehmigung von Kriegswaf-
fenexporten einräumt. Dieses soll mindestens dann gel-
ten, wenn in bewaffneten Auseinandersetzungen diese 
Waffen zu einer Eskalation beitragen oder wenn beste-
hende Spannungen und Konflikte durch diesen Export 
erst ausgelöst, aufrechterhalten oder verschärft würden.

Der verstorbene Satiriker Wiglaf Droste sang einst: 
„Ist das Hirn zu kurz gekommen, wird sehr gern Moral 
genommen.“ Wertegeleitete Rüstungsexporte sind nicht 
in deutschem Interesse. Diese Bundesregierung muss in 
ihrem Handeln durch den Bundestag effizient kontrolliert 
werden. Ich habe gerade gefunden: Roderich Kiesewetter 

hat exakt das gefordert, 2013: Vetorecht des Bundestages 
für Waffenexporte, und zwar explizit für solche in Kri-
senregionen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Hört! Hört!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Matthias Moosdorf (AfD):
Sie waren mit Ihrem Denken schon mal wesentlich 

weiter, meine Herren, wesentlich weiter.

(Beifall bei der AfD)

Heute sind Sie die Kriegstreiberpartei Nummer eins.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Matthias Moosdorf (AfD):
Mit einem Kanzler Merz stünden wir mit beiden Bei-

nen schon in einem Krieg. Sie sollten sich was schämen!

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Ach Gott!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Reinhard Houben, 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Reinhard Houben (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn „das 

Hirn zu kurz gekommen“ ist, dann kommen natürlich 
auch solche Reden dabei raus.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin ja nicht so leicht aus der Fassung zu bringen. 
Aber hier aufzutreten mit einem moralischen Anspruch 
und vollkommen zu negieren, was in unserer europäi-
schen Nachbarschaft stattfindet, das ist schon ungeheuer-
lich!

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mir fehlen bei dieser Rede und bei diesem Antrag an 
manchen Stellen wirklich die Worte.

Meine Damen und Herren, Sie treten hier auf als Wolf 
im Schafspelz. Es ist mir vollkommen unerklärlich, wenn 
man denn schon kein Hirn hat, dass man dann nicht zu-
mindest ein Herz hat. Und dass Sie so über die Situation 
in der Ukraine reden können, das ist mir wirklich voll-
kommen unverständlich.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Dann kommen Sie mit Ihrem pseudophilosophischen Ge-
schwafel hier um die Ecke und schreiben in Ihrem Antrag 
etwas vom „normativ-philosophischen Argument“, dass 
ein „Gremium der wenigen“ nicht das „Leid der vielen“ 
verlängern dürfe.

(Zuruf von der AfD: Sagen Sie doch mal was 
anderes!)

Meine Damen und Herren, wir brauchen kein Gremium 
der wenigen, wir brauchen die Entscheidung eines 
Mannes in Moskau, um den Krieg in der Ukraine zu 
beenden.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie treten hier mindestens als Helfershelfer auf. Und ich 
frage mich auch: Welche Motivation haben Sie denn, hier 
so aufzutreten? Das ist mir vollkommen unklar.

Sie spielen natürlich – typisch AfD – mit den Ängsten 
der Menschen. Natürlich machen sich die Menschen – 
nicht nur in Deutschland, sondern vielleicht auch in den 
baltischen Staaten, in Polen, in Moldawien – Sorgen, wie 
ihr großer Nachbar mit ihnen umgeht. Sollen wir das alles 
hinnehmen? Sollen wir sagen: „Schauen wir mal“? Emp-
fehlen Sie uns eine Strategie Chamberlain? Ist das die 
Lösung von Konflikten, dass der Stärkere sich durchset-
zen kann? Blenden Sie aus, dass täglich Menschen in der 
Ukraine sterben, dass Zivilisten angegriffen werden, die 
zu Hause einfach wohnen und über Nacht getötet werden, 
dass Kinder verschleppt werden, dass Frauen vergewal-
tigt werden, dass Männer in den Kriegslagern gegebenen-
falls entmannt werden? Ist das alles überhaupt gar kein 
Thema für Sie? Können Sie das in einer solchen Debatte 
ausblenden? Mir ist das nicht möglich, und ich glaube, 
der breiten Mehrheit dieses Hauses auch nicht.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sind auch in Ihrer Sprache verräterisch, nicht nur 
im Vortrag, sondern eben auch im geschriebenen Wort. 
Sie machen sich zum Gehilfen eines Diktators, der ja 
auch auf sein eigenes Land und auf seine eigene Bevöl-
kerung keine Rücksicht nimmt. Auch das blenden Sie 
vollkommen aus. Frieden wäre an dieser Stelle nur erziel-
bar, wenn – das wäre das Einfachste und Schönste und 
Schnellste – Wladimir Putin erklären würde: Ich beende 
diesen Krieg. – Aber wenn das nicht der Fall ist, dann – 
das muss ich Ihnen sagen – müssen wir die Ukraine 
weiterhin unterstützen. Und ich empfehle auch in der 
aktuellen Debatte, sich vor allen Dingen eins vor Augen 
zu halten: Wir brauchen an dieser Stelle einen langen 
Atem, und wir brauchen keine unehrlichen Anträge.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 

und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Houben. – Bevor ich dem 

nächsten Redner das Wort erteile: Herr Kollege Houben, 
ich finde, dass wir im Umgang miteinander den Abge-
ordneten des Hohen Hauses nie unterstellen sollten, sie 
hätten kein Hirn. Sie haben den Kollegen Moosdorf, ihn 

ganz persönlich, so tituliert: Wenn man schon kein Hirn 
habe … – Ich rüge das ausdrücklich. Das ist an der 
Grenze eines Ordnungsrufes, aber ich rüge das nur und 
bitte darum, dass wir künftig etwas pfleglicher miteinan-
der umgehen.

(Reinhard Houben [FDP]: Gut!)

Nächster Redner ist der Kollege Bernhard Loos, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bernhard Loos (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Wir alle wollen in Freiheit, körperlicher 
Unversehrtheit und Frieden leben. Frieden ist aber ohne 
Sicherheit und damit in der Konsequenz ohne wirksame 
Abschreckung durch Waffen und ohne eine effektive Ver-
teidigungsmöglichkeit im Falle eines Überfalls reine Uto-
pie. Eine friedliche Welt wäre der erträumte Idealzustand.

Nur, die Realität sieht anders aus. Länder wie Russland 
setzen auf das angebliche Recht des Stärkeren, auf krie-
gerische Gewalt, auf Angst und Schrecken. Und leider 
setzt Putin auch auf die Einschüchterung unserer Bevöl-
kerung und wohl auch des deutschen Bundeskanzlers. 
Nur so lässt sich seine Ablehnung der Lieferung von 
Taurus-Marschflugkörpern erklären.

Unionsgeführte Bundesregierungen haben stets eine 
restriktive und verantwortungsvolle Rüstungspolitik be-
trieben und im Einzelfall stets abgewogen entschieden. 
Die Ausfuhr aller Rüstungsgüter ist genehmigungspflich-
tig, die Leitplanken sind klar und öffentlich bekannt: 
die außen-, sicherheits- und menschenrechtspolitischen 
Aspekte im Rahmen des Kriegswaffenkontrollgesetzes, 
das Außenwirtschaftsgesetz und die Außenwirtschafts-
verordnung, die Politischen Grundsätze der Bundesre-
gierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern und der Gemeinsame Standpunkt des 
Rates der EU. Zudem sorgen die parlamentarische 
Vorlage der jährlichen Rüstungsexport- sowie der Zwi-
schenberichte für besondere Transparenz in der Rüs-
tungsexportpolitik – ein bewährtes hohes Gut der par-
lamentarischen Kontrolle. Regierungshandeln muss aber 
auch schnelles Handeln ermöglichen.

Die AfD will mit ihrem Antrag offensichtlich ernsthaft 
suggerieren, dass eine Bundesregierung, die ja eine par-
lamentarische Mehrheit als Basis ihres Regierungsauftra-
ges hat, gegen den Willen der sie tragenden parlamenta-
rischen Mehrheit Waffen exportieren würde.

(Matthias Moosdorf [AfD]: Fragen Sie doch 
Herrn Kiesewetter!)

Nur so, als Misstrauen, kann man ein Vetorecht verste-
hen.

(Matthias Moosdorf [AfD]: Fragen Sie doch 
Herrn Kiesewetter!)

Nein, der AfD geht es doch in Wirklichkeit mit ihrem 
Antrag nicht um eine Stärkung der Rechte des Bundes-
tages. Der AfD-Antrag ist doch nichts anderes als eine 
getarnte Unterstützung der ideologischen Sichtweise 
Moskaus,
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(Matthias Moosdorf [AfD]: So ein Schwach-
sinn!)

nach der der Westen durch Waffenlieferungen Kriegspar-
tei würde.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ihnen geht es offensichtlich um Unterstützung der ideo-
logischen Propaganda Putins. Das wird schon im aller-
ersten Satz Ihrer Begründung klar, wenn Sie schreiben: 
„Seit dem 24. Februar 2022 befindet sich die Ukraine in 
einem Krieg mit Russland.“ Es ist aber umgekehrt: Russ-
land überfiel die Ukraine.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Der Ampelregierung sage ich aber auch: Wir brau- 
chen kein zusätzliches Rüstungsexportkontrollgesetz, 
das eine Rüstungszusammenarbeit in Europa erschweren, 
Deutschland bei der NATO-Rüstungszusammenarbeit 
ausgrenzen, mehr Bürokratie schaffen und mit einem 
Verbandsklagerecht die Rüstungswirtschaft lahmlegen 
würde.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Zu einem kraftvollen Europa gehört eben auch eine 
effektive Zusammenarbeit in der Rüstungsproduktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ulrich Lechte [FDP])

Der Vertrag von Aachen und das Abkommen über Aus-
fuhrkontrollen im Rüstungsbereich gibt den Rahmen für 
die künftige Zusammenarbeit der europäischen Verteidi-
gungsindustrie vor. Es ist ein elementarer Schritt für eine 
vertrauensvolle und enge Zusammenarbeit, und es schafft 
vor allem auch Planungssicherheit.

Lassen Sie es mich zum Abschluss nochmals klar und 
deutlich sagen: Wir als CDU/CSU stehen an der Seite der 
Ukraine, der unschuldigen Menschen und der für die 
Freiheit ihrer Heimat kämpfenden ukrainischen Soldaten. 
Wir stehen ganz grundsätzlich für die westlichen Frei-
heitswerte und Humanität. Das Unrecht des Stärkeren 
darf sich nicht durchsetzen. Der russische Angriffskrieg 
mit seiner Brutalität und Unmenschlichkeit muss enden. 
Das sind auch die moralisch richtigen Gründe für unsere 
Waffenlieferungen an die Ukraine. Wir leisten Hilfe zur 
Selbsthilfe gegen einen Aggressor.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Loos. – Letzte Rednerin 

des heutigen Tages ist die Kollegin Sara Nanni, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Dieser 
Antrag der AfD, den wir mehr oder weniger letztes Jahr 
schon so gehört haben – also besonders fleißig sind Sie 
nicht –, verfolgt eigentlich zwei Ziele, und die haben 
wenig mit Transparenz zu tun; das haben die Kollegen 
vor mir schon ausgeführt. Das erste Ziel ist, die Unter-
stützungsbereitschaft in der deutschen Bevölkerung für 
die angegriffene Ukraine zu unterminieren. Das zweite 
Ziel ist, das Vertrauen der Bevölkerung in die Bundes-
regierung zu schädigen.

Und das wundert mich nicht so ganz. Warum nicht? 
Weil die AfD immer wieder mit einer besonderen Nähe 
zu Russland auffällt. Wir können dies am nächsten Wo-
chenende beobachten, wenn einige AfD-Abgeordnete aus 
Bundesländern zu einer sogenannten Wahlbeobachtung 
nach Russland fahren,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Hört! Hört!)

um dann dem Kreml von Freund zu Freund zu bestätigen, 
dass Russland eine lupenreine Demokratie sei. Das er-
klärt einiges.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Die AfD hat sich immer wieder zum Verstärker russi-
scher Propaganda in Deutschland gemacht. Und ganz 
ehrlich: Machen Patrioten so etwas? Ist das in Ordnung, 
wenn man sich selbst so nennt? Ich glaube nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Russland arbeitet darauf hin, dass die deutsche Bevölke-
rung weniger Unterstützung für die Ukraine besser findet. 
Zurzeit kann das noch nicht funktionieren, aber die AfD 
hilft ganz fleißig mit.

Das Zweite, was dieser Antrag machen möchte, ist, das 
Vertrauen in die Bundesregierung zu schädigen. Es wird 
der Eindruck erweckt, da würde in einem geheimen – –

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Opposition dürfen 
wir aber machen, oder?)

– Ja, ich weiß, es ist schwierig: Letzte Rede, und dann 
redet auch noch eine Grüne. Da kommen Sie gar nicht mit 
klar. Das war mir schon klar.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der FDP)

Der Antrag suggeriert, es gäbe da ein geheimes Gremi-
um, das würde ganz böse Entscheidungen treffen, die 
niemand in der Bevölkerung wolle und die eigentlich 
das Parlament verhindern könne.

(Matthias Moosdorf [AfD]: Die bei euch nicht 
im Wahlprogramm stehen vor allen Dingen! 
Ihr beleidigt eure eigenen Grundsätze! – Ge-
genruf des Abg. Sebastian Roloff [SPD]: Ru-
hig, Brauner!)
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Das Vertrauen dieses Parlaments in die Bundesregierung 
ist sehr groß, so groß, wie die Koalitionsfraktionen, die 
diese Regierung tragen, sind. Daran kann auch Ihr Ge-
raune nichts ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Matthias Moosdorf [AfD]: „Was küm-
mert mich mein Geschwätz von gestern?“, 
nicht wahr?)

Übrigens: Dass wir als Parlament keine einzelnen Ent-
scheidungen wie die Regierung treffen, ist auch total 
normal. Ich halte es auch für richtig, dass das auch im 
Bereich der Rüstungsexporte so bleibt. Das nennt sich 
„Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung“; Sie ha-
ben es ja selbst in Ihrem Antrag beschrieben. Das Grund-
prinzip dahinter heißt Gewaltenteilung. Dass Sie damit 
nichts anfangen können, wundert mich überhaupt nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Matthias Moosdorf [AfD]: Es geht um 
parlamentarische Kontrolle!)

Es gibt noch jemanden, der mit Gewaltenteilung nichts 
anfangen kann: Das ist Ihr Freund in Moskau. Da gibt es 
das gar nicht mehr. Bei uns gibt es das schon noch. So 
bleibt es auch.

Wir lehnen diesen Antrag ab.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der SPD und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Nanni. – Damit schließe 

ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Wirtschaftsausschusses zu dem Antrag der 
Fraktion der AfD mit dem Titel „Vetorecht des Bundes-
tages bei Waffenexporten in Konflikt- und Kriegsgebie-
te“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 20/7416, den Antrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 20/6276 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die regie-
rungstragenden Fraktionen und die CDU/CSU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Enthaltun-
gen? – Keine. Damit ist die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Ich wünsche Ihnen einen wunderschönen Abend, ver-
bunden mit der dringenden Empfehlung, gastronomische 
Betriebe aufzusuchen und zumindest kulinarische Wei-
terbildung zu betreiben.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Donnerstag, den 14. März 2024, 
9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 18.36 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1

Entschuldigte Abgeordnete 

Abgeordnete(r)

Andres, Dagmar SPD

Bachmann, Carolin AfD

Bochmann, René AfD

Breymaier, Leni SPD

Christmann, Dr. Anna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

De Ridder, Dr. Daniela SPD

Ehrhorn, Thomas AfD

Ernst, Klaus BSW

Ferschl, Susanne Die Linke

Gastel, Matthias BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gauland, Dr. Alexander AfD

Göring-Eckardt, Katrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Holm, Leif-Erik AfD

in der Beek, Olaf FDP

Janssen, Anne CDU/CSU

Jongen, Dr. Marc AfD

Lenders, Jürgen FDP

Müller, Bettina SPD

Müller-Gemmeke, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Naujok, Edgar AfD

Nietan, Dietmar SPD

Ortleb, Josephine SPD

Otte, Henning CDU/CSU

Pahlke, Julian BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Paus, Lisa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pohl, Jürgen AfD

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Radomski, Kerstin CDU/CSU

Rohde, Dennis SPD

Schäfer, Jamila BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schauws, Ulle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Seitz, Thomas AfD

Storch, Beatrix von AfD

Verlinden, Dr. Julia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Weingarten, Dr. Joe SPD

Weishaupt, Saskia 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Weiss, Maria-Lena CDU/CSU

Weyel, Dr. Harald AfD

Witt, Uwe fraktionslos

Anlage 2

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Tino Chrupalla (AfD) zu der na-
mentlichen Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem An-
trag der Bundesregierung: Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der durch die Europäi-
sche Union geführten Operation EUNAVFOR 
ASPIDES
(155. Sitzung, 23.02.2024, Tagesordnungspunkt 29)
Ich habe versehentlich mit Ja gestimmt. Mein Votum 

lautet Enthaltung.

Anlage 3

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 20/10564) 

Frage 4
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Wie bewertet der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
die Auswirkungen der Einführung des Bürgergeldes auf die 
Anzahl der Empfänger desselben?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Im aktuellen Berichtsmonat November 2023 gab es 

5,51 Millionen Leistungsberechtigte im Rechtskreis des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. Dies waren rund 
56 000 Leistungsberechtigte bzw. 1,0 Prozent mehr als 
im Vorjahresmonat. Hintergrund des leichten Anstiegs 
dürften vor allem die konjunkturelle Eintrübung sowie 
die Folgen des russischen Angriffskrieges auf die 
Ukraine sein.

Frage 5
Frage des Abgeordneten Dr. Michael Kaufmann (AfD):

Welches Ausmaß (in konkreten Zahlen) hat, nach Kenntnis 
der Bundesregierung, der in zahlreichen Medienberichten dar-
gelegte Sozialmissbrauch durch ukrainische Flüchtlinge bzw. 
Menschen, die sich als solche ausgeben (vergleiche zum Bei-
s p i e l  w w w. f o c u s . d e / f i n a n z e n / n e w s / s c h a d e n - i n -  
milliardenhoehe-wirbel-um-buergergeld-betrug-durch- 
ukrainer-es-ist-nur-die-spitze-des-eisbergs_id_259662454. 
html), und welche Maßnahmen hat die Bundesregierung da-
gegen ergriffen oder plant sie zu ergreifen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Zunächst will ich betonen, dass es keine Anhaltspunkte 

für einen systematischen Sozialleistungsmissbrauch 
durch ukrainische Geflüchtete gibt. Wenn aber im Einzel-
fall konkrete Anhaltspunkte für einen Leistungsmiss-
brauch vorliegen, werden sie von den Jobcentern über-
prüft.

In dem „Focus“-Artikel werden unter anderem „fal-
sche“ Ukrainer erwähnt. Damit sind möglicherweise 
Doppelstaatler mit einer ukrainischen und ungarischen 
Staatsangehörigkeit gemeint. Dieses Thema ist bereits 
bekannt und wird im Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI) bearbeitet.

Bestehen Zweifel über die Staatsangehörigkeit der 
ukrainischen Geflüchteten, werden die Ausländerbehör-
den beim weiteren Verfahren durch das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge unterstützt. Seit dem 1. No-
vember 2023 gibt es zudem ein zwischen Deutschland, 
der Ukraine und Ungarn abgestimmtes Überprüfungsver-
fahren zur Feststellung der Staatsangehörigkeit. Die 
Ukraine und Ungarn unterstützen die deutschen Behör-
den uneingeschränkt bei der Klärung der Fälle.

Wenn die Mitarbeitenden der Jobcenter Zweifel an der 
ukrainischen Staatsangehörigkeit von Leistungsberech-
tigten haben, melden sie diese Auffälligkeiten den Aus-
länderbehörden. Sollte in der Folge der Aufenthaltstitel 
entzogen werden und damit die Leistungsvoraussetzun-
gen für den Bürgergeldbezug entfallen, wird zu Unrecht 
ausgezahltes Bürgergeld von den Jobcentern zurück-
gefordert.

Frage 6
Frage des Abgeordneten Dr. Michael Kaufmann (AfD):

Welche kurzfristig wirksamen Maßnahmen plant das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales, gegebenenfalls in Ab-
stimmung mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, um der Verschärfung des Fachkräfteman-
gels aufgrund fehlender Kapazitäten für die Kinderbetreuung 

entgegenzuwirken (www.wiwo.de/unternehmen/mittelstand/ 
erzieher-mangel-wie-fehlende-kinderbetreuung-den- 
fachkraeftemangel-verschaerft/29024894.html)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Die Fachkräftestrategie der Bundesregierung adres-

siert die fünf Handlungsfelder Ausbildung, Weiterbil-
dung, Erwerbsbeteiligung, Arbeitsbedingungen sowie 
Ein- und Abwanderung. In allen Bereichen ist das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales branchen- und 
berufsübergreifend aktiv. Von diesen Maßnahmen kann 
auch der Bereich Kinderbetreuung profitieren.

Darüber hinaus ist unter Federführung des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
im Februar 2023 der Prozess „Gesamtstrategie Fach-
kräfte in Kitas und Ganztag“ gestartet. Unter Beteiligung 
von Bund, Ländern, kommunalen Spitzenverbänden, So-
zialpartnern, Fachverbänden, BAGFW (Bundesarbeits-
gemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege), Zivilgesell-
schaft und Wissenschaft werden hier die Aus- und 
Weiterbildung, Arbeits- und Rahmenbedingungen, Kar-
rierewege und Quereinstiege in den Blick genommen und 
Empfehlungen für kurz-, mittel- und langfristige Maß-
nahmen der Fachkräftegewinnung und -bindung erarbei-
tet. Die Ergebnisse werden im Mai 2024 veröffentlicht.

Daneben unterstützt der Bund die Länder mit dem 
KiTa-Qualitätsgesetz in den Jahren 2023 und 2024 mit 
rund 4 Milliarden Euro unter anderem bei Maßnahmen 
zur Fachkräftegewinnung und -sicherung.

Frage 7
Frage des Abgeordneten Kai Whittaker (CDU/CSU):

Weiß die Bundesregierung, wie viel der Bund durchschnitt-
lich als Mietpreis pro Quadratmeter für eine Bedarfsgemein-
schaft im Bürgergeld zahlt?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Ar-

beit betrugen im Berichtsmonat Oktober 2023 die an-
gemessenen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung 
für Mieterinnen und Mieter im Bundesdurchschnitt 
11,39 Euro pro Quadratmeter. Darin enthalten sind Be-
triebs- und Heizkosten; nur Aufwendungen für dezentrale 
Warmwasseraufbereitung werden gesondert über einen 
Mehrbedarf erstattet.

Träger der Leistungen für Unterkunft und Heizung 
sind jedoch die Kreise und kreisfreien Städte. Der Bund 
beteiligt sich an diesen Leistungen mit landesspezifi-
schen Beteiligungsquoten, die aktuell 70,4 Prozent im 
Bundesdurchschnitt betragen.

Frage 8
Frage des Abgeordneten Matthias W. Birkwald (Die 
Linke):

Wie haben sich (in Fünfjahresschritten) seit 1992 die abso-
luten Sozialausgaben und die Ausgaben für Alters- und Hin-
terbliebenenrenten (jeweils in Euro) sowie deren Anteil in 
Prozent am Bruttoinlandsprodukt entwickelt (inklusive vor-
handener Prognosen)?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
In der gesetzlichen Rentenversicherung betrugen die 

Ausgaben für Renten wegen Alters im Jahr
– 1992 86,3 Milliarden Euro (das entsprach 5,1 Prozent 

des BIP),
– 1997 120,8 Milliarden Euro (6,2 Prozent des BIP),
– 2002 147,5 Milliarden Euro (6,7 Prozent des BIP),
– 2007 161,3 Milliarden Euro (6,5 Prozent des BIP),
– 2012 174,7 Milliarden Euro (6,4 Prozent des BIP),
– 2017 208 Milliarden Euro (6,4 Prozent des BIP) und
– 2022 253,7 Milliarden Euro (das entsprach 6,6 Prozent 

des BIP).
In der gesetzlichen Rentenversicherung betrugen die 

Ausgaben für Hinterbliebenenrenten im Jahr
– 1992 30,4 Milliarden Euro (das entsprach 1,8 Prozent 

des BIP),
– 1997 36,5 Milliarden Euro (1,9 Prozent des BIP),
– 2002 37,9 Milliarden Euro (1,7 Prozent des BIP),
– 2007 38 Milliarden Euro (1,5 Prozent des BIP),
– 2012 39,3 Milliarden Euro (1,4 Prozent des BIP),
– 2017 42,5 Milliarden Euro (1,3 Prozent des BIP) und
– 2022 47,4 Milliarden Euro (1,2 Prozent des BIP).

Über die Entwicklung der Sozialausgaben insgesamt 
informiert das BMAS jährlich mit dem Sozialbudget. 
Nach dem aktuellen Sozialbudget 2022 betrugen die So-
zialausgaben im Jahr
– 1992 448,3 Milliarden Euro (das entsprach 26,3 Pro-

zent des BIP),
– 1997 556,1 Milliarden Euro (28,4 Prozent des BIP),
– 2002 647,8 Milliarden Euro (29,5 Prozent des BIP),
– 2007 673,4 Milliarden Euro (26,9 Prozent des BIP),
– 2012 792,9 Milliarden Euro (28,9 Prozent des BIP),
– 2017 963,8 Milliarden Euro (29,5 Prozent des BIP) 

und
– 2022 1178,5 Milliarden Euro (30,5 Prozent des BIP).

Daten für das Jahr 2023 liegen noch nicht vor.

Frage 9
Frage des Abgeordneten Matthias Hauer (CDU/CSU):

Wie stellt die Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
Kürzungen der Eingliederungsmittel und der für die Jobcenter 
erforderlichen Verlässlichkeit in der Haushaltsführung eine 
mehrjährige und auskömmliche Haushaltsführung der Jobcen-
ter sicher, um auszuschließen, dass das Angebot an arbeits-
marktlichen Förderungen eingegrenzt wird?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Für die Bundesregierung hat eine auskömmliche Fi-

nanzierung der Jobcenter höchste Priorität.
Bei der Betrachtung der Finanzausstattung der Jobcen-

ter ist das Gesamtbudget SGB II maßgeblich. Das Ge-
samtbudget SGB II umfasst die im Eingliederungstitel 
veranschlagten Mittel für die Durchführung von Arbeits-

marktmaßnahmen. Es umfasst ebenso die im Verwal-
tungskostentitel bereitgestellten Mittel, die für die Be-
treuung und Vermittlung durch die Jobcenter eingesetzt 
werden können. Um den Jobcentern vor Ort Flexibilität 
bei der Mittelverwendung zu ermöglichen, hat der Bun-
desgesetzgeber die gegenseitige Deckungsfähigkeit zwi-
schen den beiden Titeln geschaffen.

Das Gesamtbudget SGB II bleibt auch im aktuellen 
Haushaltsjahr auf einem stabilen Niveau. Im Ergebnis 
werden den Jobcentern 10,55 Milliarden Euro im Jahr 
2024 zur Verfügung gestellt. Weitere bis zu 700 Millionen 
Euro können im Rahmen des sozialen Arbeitsmarktes für 
Förderungen zur „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ nach 16i 
SGB II über den Passiv-Aktiv-Transfer beim Ansatz für 
das Bürgergeld aktiviert werden.

Mit Blick auf die weitere Finanzplanung hat die Bun-
desregierung bereits Maßnahmen ergriffen: So wird zur 
Entlastung der Jobcenter ab dem Jahr 2025 die Beratung, 
Bewilligung und Finanzierung der Förderung der beruf-
lichen Weiterbildung sowie die Finanzierung für Maß-
nahmen der beruflichen Rehabilitation auf die Agenturen 
für Arbeit übertragen.

Die weitere Planung des Gesamtbudget SGB II ist 
Gegenstand des regierungsseitigen Aufstellungsverfah-
rens zum Haushalt 2025 und der Finanzplanung bis 
zum Jahr 2028.

Frage 10
Frage des Abgeordneten Wilfried Oellers (CDU/CSU):

Wann und wie beabsichtigt die Bundesregierung – wie im 
Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP angekündigt –, die Erkenntnisse der seit September 2023 
vorliegenden Studie zur Entwicklung eines transparenten, 
nachhaltigen und zukunftsfähigen Entgeltsystems in den 
Werkstätten für behinderte Menschen und deren Perspektiven 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt umzusetzen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales be-

absichtigt, die Werkstätten für behinderte Menschen 
ganzheitlich weiterzuentwickeln. Mögliche Maßnahmen 
werden derzeit in einem strukturierten Dialog mit allen 
betroffenen Akteurinnen und Akteuren erörtert. Soweit 
diese umsetzungsreif sind, sollen sie nach Abschluss 
des Dialogs gesetzgeberisch umgesetzt werden.

Frage 11
Frage des Abgeordneten Dr. Markus Reichel (CDU/ 
CSU):

Sollte aus Sicht der Bundesregierung eine weitere Erhöhung 
der Sozialversicherungsbeiträge über die jetzigen 40,9 bzw. 
41,5 Prozent (für Kinderlose) hinaus auf bis zu 50 Prozent 
verhindert werden (2030 werden die Beiträge laut Gutachten 
bereits 44,5 Prozent betragen: www.familienunternehmer.eu/ 
fileadmin/schnelluploads/240221_FamU_JungU_Gutachten_ 
SozialeSicherung_WEB_DS.pdf, Seite 18), selbst wenn die 
Erhöhung des Renteneintrittsalters nicht infrage kommt, und, 
wenn ja, wie, und wie will die Bundesregierung die Gefahr der 
Abwanderung junger Menschen und Unternehmen durch die 
meines Erachtens extrem hohen Sozialversicherungsbeiträge 
und den damit einhergehenden Braindrain verhindern?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Die Finanzierung der Sozialversicherung ist aufgrund 

der demografischen Entwicklung eine Herausforderung. 
In der Vergangenheit lag der Gesamtbeitragssatz mit bis 
zu 42,1 Prozent bereits mehrfach über dem heutigen Ni-
veau. Die Stabilisierung der Sozialversicherungsbeiträge 
ist daher Ziel der Bundesregierung. Dabei kommt es ins-
besondere auf einen robusten Arbeitsmarkt und die noch 
bessere Ausschöpfung des Erwerbspersonenpotentials 
an. Auf diese Weise wird die Ausgabenseite entlastet 
und die Einnahmen werden stabilisiert.

Für den befürchteten „brain drain“ sind für die Bundes-
regierung keine Anhaltspunkte zu erkennen. Weder hat in 
den letzten Jahren die Nettoauswanderung Deutscher zu-
genommen, noch fällt Deutschland im Wettbewerb um 
internationale Arbeitskräfte zurück.

Frage 12
Frage des Abgeordneten Dr. Markus Reichel (CDU/ 
CSU):

Welche Maßnahmen oder Reformen plant das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales, um es für Arbeitgeber attrak-
tiver zu machen, ältere Arbeitnehmer (65 bis 69 Jahre) rechts-
sicher anstellen zu können, und wie soll sichergestellt werden, 
dass beide Parteien möglichst flexible Arbeitszeitmodelle um-
setzen können (https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/ 
2024/01/bda-arbeitgeber-positionspapier-beschaeftigung_ 
aelterer_weiter_ausbauen-2024-01-12.pdf)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Die Frage, wie ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer dafür gewonnen werden können, freiwillig länger 
im Erwerbsleben zu verbleiben, wird aktuell in verschie-
denen Zusammenhängen thematisiert.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales führt 
zu diesem Thema gemeinsam mit den Sozialpartnern 
DGB und BDA den Dialogprozess „Arbeit & Rente“ 
durch. Herzstück des Dialogprozesses ist der Austausch 
mit verschiedenen Akteuren zur derzeitigen Rechtslage 
und möglichen Reformvorschlägen. Ziel ist die Beseiti-
gung von Hemmnissen und die Schaffung von Anreizen 
für einen freiwilligen längeren Verbleib im Erwerbs-
leben. Vorgesehen sind Veranstaltungen mit Betriebs- 
und Personalräten, mit Personalverantwortlichen und 
mit Verbänden. Zudem wird mit Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern ein Austausch stattfinden, um die 
wissenschaftliche Expertise in den Dialogprozess einflie-
ßen zu lassen.

Die Ergebnisse des Dialogprozesses bleiben abzuwar-
ten. Ich bitte um Verständnis, dass ich dem nicht vor-
greifen kann.

Frage 13
Frage des Abgeordneten Marc Biadacz (CDU/CSU):

Worauf führt die Bundesregierung die im europäischen Ver-
gleich geringe Beschäftigungsquote von nur 21 Prozent der in 
Deutschland lebenden Ukrainer zurück (vergleiche www. 
bundesregierung.de/breg-de/themen/arbeit-und-soziales/ 
ukraine-gefluechtete-arbeit-2166832), und was unternimmt 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, um die Be-

schäftigungsquote ukrainischer Geflüchteter – vor dem Hinter-
grund des Fach- und Arbeitskräftemangels – signifikant zu 
erhöhen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:

Ein europäischer Vergleich der Beschäftigungszahlen 
ist nicht möglich. Es gibt keine harmonisierte Daten-
grundlage. Deutschland erfasst in der Beschäftigungs-
quote nur sozialversicherungspflichtig und geringfügig 
Beschäftigte, andere Länder verfolgen einen breiteren 
Ansatz.

Mit dem im Oktober 2023 gestarteten Job-Turbo fo-
kussiert die Bundesregierung auf eine frühzeitige, ge-
gebenenfalls zunächst unter dem Qualifikationsniveau 
liegende Vermittlung in Arbeit. Anschließend kann, 
zum Beispiel durch berufsbegleitende Weiterqualifizie-
rung, längerfristig eine nachhaltige, potentialadäquate 
Beschäftigung erreicht werden. Gewerkschaften, kom-
munale Spitzenverbände, Länder und Arbeitgeberver-
bände unterstützen den Job-Turbo ausdrücklich.

Fakt ist auch: Der Integrationsansatz der Bundesregie-
rung unterscheidet sich von dem einiger anderer EU- 
Staaten, die ukrainische Geflüchtete zum Teil schnell in 
atypische bzw. prekäre Beschäftigungsverhältnisse ver-
mitteln, statt Integrationsprogramme anzubieten. In 
Deutschland liegt der Fokus auf Erlangung grundständi-
ger Deutschkenntnisse und schnellen Arbeitserfahrungen 
auf dem hiesigen Arbeitsmarkt sowie – soweit einschlä-
gig – auf Anerkennungsverfahren und Qualifizierungs-
maßnahmen mit dem Ziel einer nachhaltigen und mög-
lichst qualifikationsadäquaten Integration in Arbeit.

Frage 14
Frage des Abgeordneten Marc Biadacz (CDU/CSU):

Ist aus Perspektive der Bundesregierung die Globalzustim-
mung ein Erfolg, wenn im Zeitraum vom 6. Juli bis zum 
6. November 2022 nur 91 Visa für Bodenpersonal aus der 
Türkei erteilt wurden (vergleiche Antwort der Bundesregie-
rung auf meine schriftliche Frage 58 auf Bundestagsdruck-
sache 20/10127), und woran liegt es, dass nicht mehr Arbeits-
kräfte gekommen sind?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:

Das Ziel oder der Erfolg einer Globalzustimmung ist, 
das Verfahren zur Erteilung des Visums bei gleichge-
lagerten Beschäftigungen zu vereinfachen und zu be-
schleunigen. Wenn von der Bundesagentur für Arbeit 
eine Globalzustimmung erteilt wurde, ist sie im Einzelfall 
nicht mehr zu beteiligen. Das spart Ressourcen in den 
Auslandsvertretungen und die Zeit für das Beteiligungs-
verfahren.

Die Visa für die benötigten Arbeitskräfte an den Flug-
häfen konnten durch die Erteilung der Globalzustimmung 
zügig erteilt werden. Die Gründe, warum eine vergleichs-
weise geringe Anzahl von Beschäftigten ein Visum er-
halten hat, liegen der Bundesregierung im Detail nicht 
vor. Grundsätzlich ist jedoch darauf hinzuweisen, dass 
auch im Fall einer Globalzustimmung die Erwerbsmigra-
tion nachfragebasiert erfolgt. Es muss ein verbindliches 
Arbeitsplatzangebot für eine Beschäftigung in Deutsch-
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land vorliegen, um das entsprechende Visum zu erhalten. 
Ob ein solches Arbeitsplatzangebot unterbreitet wird, 
entscheiden die Arbeitgeber.

Frage 15
Frage der Abgeordneten Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):

Wird die Bundesregierung, wie im Koalitionsvertrag zwi-
schen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP angekündigt, 
die Jugendberufsagenturen ausbauen, und, wenn ja, wie passt 
das nach Auffassung der Bundesregierung damit zusammen, 
dass junge Erwerbsfähige in der Kindergrundsicherung künftig 
nicht mehr von den Jobcentern betreut werden sollen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Anette Kramme:
Zur Unterstützung der Jugendberufsagenturen wurde 

2019 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
die Servicestelle Jugendberufsagenturen beim Bundes-
institut für Berufsbildung eingerichtet. Diese fördert

– den Austausch der Bündnisse untereinander,

– macht erfolgreiche Praxisbeispiele in der rechtskreis-
übergreifenden Zusammenarbeit sichtbar und

– unterstützt bei der Gründung neuer Jugendberufs-
agenturen sowie bei Fragen zur qualitativen Weiter-
entwicklung der Bündnisse.

Die Angebote der Servicestelle werden kontinuierlich 
ausgebaut und tragen zum flächendeckenden Ausbau von 
Jugendberufsagenturen bei. So sind etwa Angebote ge-
plant, Jugendberufsagenturen verstärkt direkt vor Ort zu 
beraten und zu unterstützten.

Im laufenden parlamentarischen Verfahren zum Ge-
setzentwurf zur Einführung einer Kindergrundsicherung 
wird derzeit über die weitere Ausgestaltung der berufli-
chen Betreuung und Eingliederung in der Kindergrund-
sicherung beraten.

Frage 16
Frage des Abgeordneten Dr. André Hahn (Die Linke):

Welche finanziellen Mittel wurden im Jahr 2022 für den 
Einsatz der Jugendoffiziere durch die Bundeswehr aufgewen-
det, die laut aktuellem Jahresbericht (www.bundeswehr.de/ 
r e s o u r c e / b l o b / 5 6 5 3 2 0 8 /  
98a6c15d22a14e34bbb5b19beebe43c0/jahresbericht-2022- 
data.pdf) in acht Bundesländern über 150 000 Teilnehmende 
bei fast 6 000 Veranstaltungen erreicht haben will, und unter-
halten Bundesministerien, -ämter und unterstellte Dienststel-
len derzeit vergleichbare Kooperationsvereinbarungen mit den 
Kultusministerien der Länder, die beispielsweise anerkannten 
Hilfsorganisationen und zivilen Friedensorganisationen Zu-
gang zu Schulen, Universitäten und zur Multiplikatorenausbil-
dung (Referendariat) ermöglichen, und, wenn ja, in welchem 
finanziellen und organisatorischen Umfang?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler:
Im Jahr 2022 haben die Jugendoffiziere mit 5 931 Ver-

anstaltungen 150 021 Teilnehmende in allen 16 Bundes-
ländern erreicht.

Für diese Arbeit wurden im Jahr 2022 Haushaltsmittel 
in Höhe von 69 337,90 Euro aufgewendet.

Über Kooperationsvereinbarungen, die anerkannten 
Hilfsorganisationen und zivilen Friedensorganisationen 
Zugang zu Schulen, Universitäten und zur Multiplikato-
renausbildung ermöglichen, liegen keine Informationen 
vor.

Frage 17
Frage des Abgeordneten Ingo Gädechens (CDU/CSU):

Wird der Brandschutz im Kampfraum des Schützenpanzers 
Puma nach wie vor über einen Handfeuerlöscher mit dem 
Löschmittel Pulver sichergestellt, und hat das Bundesministe-
rium der Verteidigung im Rahmen der Verhandlungen zur EU- 
Ozon-Verordnung 2024, die am 11. März 2024 in Kraft tritt, 
eine Ausnahmeregelung für einen Einsatz von Halonen im 
Kontext des Brandschutzes in Mannschaftsräumen von militä-
rischen Landfahrzeugen gefordert (bitte ausführen, ob die Po-
sition von der gesamten Bundesregierung vertreten wurde und, 
gegebenenfalls, warum sich die deutsche Position in den Ver-
handlungen nicht durchgesetzt hat)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler:
Der Brandschutz im Schützenpanzer Puma wird durch 

eine Brandunterdrückungsanlage sowie einen Handfeuer-
löscher sichergestellt.

Die Verordnung über Stoffe, die zum Abbau der Ozon-
schicht führen, wurde mit dem in der Frage angesproche-
nem Vorgang lediglich mit einer Novelle in Teilen ange-
passt. Eine Änderung über die Verwendung von Halonen 
war nicht Gegenstand der Novelle. Diese Verordnung 
ist für die Bundesrepublik Deutschland geltendes Recht. 
Damit bleibt unverändert die Verwendung von tragbaren, 
halonhaltigen Feuerlöschern zum Schutz des Mann-
schaftsraums seit dem 1. Januar 2021 verboten.

Frage 18
Frage des Abgeordneten Ingo Gädechens (CDU/CSU):

Welche terminlichen Meilensteine im Sinne von Beginn der 
Analysephase 1, Zeichnung der Fähigkeitslücke und Funktio-
nale Forderung (FFF), Zeichnung des Lösungsvorschlags 
(LV), Billigung der Auswahlentscheidung (AWE), Durchfüh-
rung eines Vergabeverfahrens, Vertragsschluss bzw. 25-Millio-
nen-Euro-Vorlage, Zulauf der ersten sowie der letzten Einheit 
liegen dem Beschaffungsvorhaben „Taktische Beweglichkeit 
Maritime Einsatzkräfte auf dem Wasser – Anteil Spezialkräfte 
Marine“, nach meiner Kenntnis auch benannt als „Mehrzweck-
kampfboot Spezialkräfte mit großer Reichweite“, zugrunde, 
und in welcher Kalenderwoche wird die Bundesregierung 
dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages einen 
Vertrag zur Beschaffung einer Korvette K130 vorlegen, für 
die im Kapitel 1491 Titel 554 52 entsprechende Verpflich-
tungsermächtigungen im Bundeshaushalt 2024 zur Verfügung 
stehen, die jedoch eine Realisierung des Vorhabens in den 
Jahren 2025 bis 2027 vorsehen, womit von einer besonderen 
Eilbedürftigkeit der entsprechenden Vorlage an den Haushalts-
ausschuss auszugehen ist?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Thomas Hitschler:
Zur Beschaffung „Taktische Beweglichkeit maritimer 

Einsatzkräfte auf dem Wasser – Anteil Spezialkräfte 
Marine“: Die Analysephase begann im Juli 2017. Das 
bedarfsbegründende Dokument wurde im Januar 2021 
gebilligt. Nachdem die Finanzierung aus dem Sonderver-
mögen Bundeswehr sichergestellt war, wurde das Projekt 
in die Realisierungsphase überführt. Derzeit wird in Ab-
stimmung mit der Marine die Entscheidung zur Vergabe-
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art vorbereitet. Die weiteren Meilensteine im Projektver-
lauf ergeben sich auf der Grundlage der Vergabeartent-
scheidung.

Zum Zeitpunkt „Beschaffung einer Korvette K130“: 
Uns liegt kein Angebot der Arbeitsgemeinschaft K130 
vor, daher kann aktuell nicht aufgezeigt werden, in wel-
cher Kalenderwoche der Haushaltsausschuss damit be-
fasst wird.

Frage 19
Frage der Abgeordneten Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):

Wie begründet es die Bundesregierung, dass Familien im 
Bürgergeld durch die Kindergrundsicherung künftig – statt 
wie bisher eine – mindestens drei Behörden für ihre Leistungen 
anlaufen müssen, und wie will die Bundesregierung garantie-
ren, dass die Leistungen durch diese zusätzliche Bürokratie 
künftig nicht schlechter bei den betroffenen Familien ankom-
men?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Sven Lehmann:
Die Kindergrundsicherung bündelt die existenz-

sichernden Leistungen für Kinder. Ziel ist, dass die Leis-
tungen direkt bei den Familien ankommen und kein un-
nötiger zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht.

Die organisatorische Ausgestaltung der Kindergrund-
sicherung ist Gegenstand der laufenden parlamentari-
schen Beratungen.

Frage 20
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Wann wird die Bundesregierung, vor dem Hintergrund 
mehrfacher Aufforderungen des CEDAW-Ausschusses und 
konkreter Vorgaben der Istanbul-Konvention, deren Umset-
zung für die Bundesregierung verpflichtend ist, die in der 
Istanbul-Konvention vorgesehenen obligatorischen Zugänge 
zu Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen für alle Frauen, un-
abhängig vom Aufenthaltsstatus, sicherstellen, und wie soll 
effektiver Zugang zum Schutz für alle Frauen, ungeachtet der 
aufenthaltsrechtlichen Situation, gewährt werden, wenn bei-
spielsweise die in § 87 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) 
geregelten Meldepflichten weiterhin bestehen, welche nach 
meiner Auffassung den Schutz von Frauen vor geschlechts-
bezogener Gewalt als eine der schwersten Menschenrechtsver-
letzungen verhindern würden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Sven Lehmann:
Die Bundesregierung unter Federführung von 

BMFSFJ hat ihre Arbeit an der Gewaltschutzstrate- 
gie, orientiert an der Umsetzung der Vorgaben aus der 
Istanbul-Konvention, aufgenommen. Die konzeptionelle 
Grundlage der Strategie wurde bereits erfolgreich mit 
allen relevanten Ministerien abgestimmt. Als ein wesent-
licher Schritt des Prozesses wurde die Zivilgesellschaft 
im November 2023 konsultiert. Der sich aus der Istanbul- 
Konvention ergebende Umsetzungs- bzw. Änderungs-
bedarf im nationalen Recht zum Schutz von Frauen vor 
Gewalt wird aktuell innerhalb der Bundesregierung er-
örtert. Angedacht ist ein Kabinettsbeschluss noch in die-
ser Legislaturperiode.

Das BMFSFJ arbeitet aktuell zudem an einem Gesetz, 
mit dem das Recht insbesondere gewaltbetroffener 
Frauen auf Schutz und Beratung in einem verlässlichen 
Hilfesystem abgesichert werden soll. Ziel soll sein, dass 

jede von häuslicher oder geschlechtsspezifischer Gewalt 
betroffene Person zeitnah und möglichst ohne bürokrati-
sche Hürden Schutz vor Gewalt und gute fachliche Bera-
tung erhält. Schutz und Beratung darf auch keine Frage 
des Einkommens oder der Muttersprache sein. Das Ge-
setz soll noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet 
werden.

Frage 21
Frage des Abgeordneten Wilfried Oellers (CDU/CSU):

Woran liegt es, dass die Bundesregierung ihre Ankündigung 
aus dem Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP, bis Ende 2022 einen Aktionsplan für ein 
diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheitswesen zu 
erarbeiten, bis heute nicht umgesetzt hat, und wann genau 
soll dies erfolgen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar:
Die Bundesregierung hat entsprechend der Verein-

barung im Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP angekündigt, einen Aktionsplan für 
ein diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheits-
wesen mit den Beteiligten zu erarbeiten.

Bundesgesundheitsminister Professor Dr. Karl 
Lauterbach hat am 18. Oktober 2023 mit einer Auftakt-
veranstaltung den partizipativen Erarbeitungsprozess des 
Aktionsplans eingeleitet. Im Anschluss hat das Bundes-
ministerium für Gesundheit ein schriftliches Betei-
ligungsverfahren eingeleitet, das allen Akteurinnen und 
Akteuren bis zum 15. Dezember 2023 ermöglicht hat, 
sich am Erarbeitungsprozess mit eigenen Vorschlägen 
aktiv zu beteiligen.

Im Rahmen des umfangreichen Beteiligungsverfah-
rens haben sich mehr als 100 Personen, Verbände und 
Organisationen beteiligt, die insgesamt rund 3 000 Vor-
schläge eingereicht haben. Aktuell führt das Bundes-
ministerium für Gesundheit mit Vertreterinnen und Ver-
tretern der Verbände und Organisationen sowie der 
Länder und Kommunen Fachgespräche auf Grundlage 
der eingereichten Vorschläge durch. Der Auftakt des Er-
arbeitungsprozesses hat sich aufgrund der hohen Belas-
tung der zuständigen Abteilung im Bundesministerium 
für Gesundheit verzögert. Ziel ist die Erarbeitung des 
Aktionsplans bis Sommer 2024.

Frage 22
Frage des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/ 
CSU):

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, dass – vor 
dem Hintergrund der fundamentalen Rolle der Präzisionsme- 
dizin, insbesondere in der onkologischen Gesundheitsversor-
gung sowie bei dem Start der Modellvorhaben zur umfassen-
den Diagnostik und Therapiefindung mittels Genomsequenzie-
rung bei seltenen und bei onkologischen Erkrankungen nach 
§ 64e des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (vergleiche www. 
gkv-spitzenverband.de/krankenversicherung/forschung_ 
m o d e l l v o r h a b e n / m v _ g e n o m s e q u e n z i e r u n g /  
genomsequenzierung.jsp) – neue Erkenntnisse in der Analyse 
freier Nukleinsäuren im Blutplasma einen wesentlichen Bei-
trag zur (Weiter-)Entwicklung einer modernen und personali-
sierten Gesundheitsversorgung leisten können, und, wenn ja, 
stimmt die Bundesregierung meiner Auffassung zu, dass eine 
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differenzierte und breite Palette an diagnostischen Optionen 
sowohl die Krankheitserkennung also auch die Therapiefin-
dung erleichtern kann?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar:
Das Modellvorhaben nach § 64e Fünftes Buch Sozial-

gesetzbuch (SGB V) umfasst eine einheitliche, qualitäts-
gesicherte, standardisierte und nach dem Stand von Wis-
senschaft und Technik zu erbringende Diagnostik und 
personalisierte Therapiefindung mittels Genomsequen-
zierung bei seltenen oder onkologischen Erkrankungen. 
Es soll in seiner mindestens fünfjährigen Laufzeit die 
Integration der Genommedizin in die Gesundheitsversor-
gung in Deutschland ermöglichen.

Die Einzelheiten der zu erbringenden ärztlichen Diag-
nostik und Therapiefindung vereinbaren der GKV-Spit-
zenverband und die Leistungserbringer in einem Vertrag 
gemäß § 64e Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 7 
SGB V.

Die Weiterentwicklung des Modellvorhabens ist ab-
hängig von der Evaluation des Vorhabens sowie von 
den Empfehlungen des einzurichtenden wissenschaftli-
chen Beirats.

Frage 23
Frage des Abgeordneten Stephan Pilsinger (CDU/ 
CSU):

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung in ihrem 
aktuellen Arbeitsentwurf für ein Gesetz zur Kranken- 
hausreform (Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz, 
KHVVG; vergleiche https://background.tagesspiegel.de/ 
gesundheit/neuer-arbeitsentwurf-geht-ins-detail) „Schmerz-
medizin“ nicht als eigene Leistungsgruppe aufgeführt, womit 
nach meiner Auffassung die stationäre Versorgung der chro-
nischen Schmerzpatienten maßgeblich gefährdet würde und 
womit die für die Schmerzpatienten dringend notwendige 
und derzeit nach meinen Kenntnissen funktionierende Versor-
gung ihrer meist chronischen Leiden in den Krankenhäusern 
nach meiner Überzeugung nicht garantiert wäre, anstatt die 
Versorgung der Schmerzpatienten auch zukünftig mit entspre-
chenden Qualitätsmerkmalen zu sichern, und welche Maßnah-
men will die Bundesregierung ergreifen, um diese Gefahr im 
laufenden Gesetzgebungsverfahren doch noch zu bannen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Sabine Dittmar:
In den Eckpunkten für eine Krankenhausreform vom 

10. Juli 2023 wurde festgelegt, dass die erstmalige De-
finition der Leistungsgruppen und deren Qualitätskri-
terien im Rahmen der Krankenhausreform auf der 
Grundlage der 60 in Nordrhein-Westfalen (NRW) zur 
Weiterentwicklung der Landeskrankenhausplanung ein-
geführten somatischen Leistungsgruppen zuzüglich fünf 
ergänzender, fachlich gebotener Leistungsgruppen (In-
fektiologie, Notfallmedizin, Spezielle Traumatologie, 
Spezielle Kinder- und Jugendmedizin und Spezielle Kin-
der- und Jugendchirurgie) erfolgt.

Schmerztherapie stellt eine übergreifende Quer-
schnittsaufgabe im Krankenhaus dar, welche im Kran-
kenhausplan NRW 2022 nicht in Form von Leistungs-
bereichen oder Leistungsgruppen geplant wird. Da 
Schmerztherapien gleichwohl für die Sicherstellung eini-
ger Leistungsgruppen relevant sind, werden diese Quer-
schnittsaufgaben im Krankenhausplan NRW 2022 teil-

weise als Qualitätskriterien vorausgesetzt. Folglich wird 
die Schmerztherapie auch als Qualitätskriterium in eini-
gen Leistungsgruppen aufgeführt.

Gemäß den mit den Ländern abgestimmten Eckpunk-
ten erarbeiten und verantworten Bund und Länder ge-
meinsam die Festlegung und Weiterentwicklung der 
Leistungsgruppen mit Qualitätskriterien, die durch eine 
im Bundesrat zustimmungsbedürftige Rechtsverordnung 
bestimmt werden. Die künftige Weiterentwicklung der 
Leistungsgruppen obliegt in einem ersten Schritt insoweit 
der Initiative von Bund und Ländern.

Die wissenschaftliche Vorarbeit soll in einem zweiten 
Schritt laut den Eckpunkten durch die Arbeitsgemein-
schaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesell-
schaften (AWMF), das Institut für das Entgeltsystem im 
Krankenhaus (InEK) und das Bundesinstitut für Arznei-
mittel und Medizinprodukte (BfArM) erfolgen. Auf die-
ser medizinisch-wissenschaftlichen Grundlage soll sich 
anschließend ein gesetzlich festgeschriebener Kranken-
haus-Leistungsgruppen-Ausschuss mit der Ausdifferen-
zierung und Weiterentwicklung der Leistungsgruppen be-
fassen. Der laut den Eckpunkten von Bund und Ländern 
geleitete Ausschuss soll daneben paritätisch besetzt sein 
von Vertreterinnen und Vertretern der Ärzteschaft, der 
Pflege sowie der Krankenhäuser einerseits und der Kran-
kenkassen andererseits.

Auf der Grundlage der Eckpunkte für eine Kranken-
hausreform wird derzeit ein Gesetzentwurf erarbeitet.

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass bereits an-
derweitige (Qualitäts-)Vorgaben zur Schmerztherapie be-
stehen und damit die Qualität in diesem Bereich sichern. 
Beispielsweise kann die multimodale Schmerztherapie 
Gegenstand von Qualitätsverträgen nach § 110a Fünftes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) sein. Krankenhausleis-
tungen haben im Übrigen dem allgemein anerkannten 
Stand der medizinischen Erkenntnisse zu entsprechen 
und müssen in der fachlich gebotenen Qualität erbracht 
werden.

Frage 24
Frage der Abgeordneten Ina Latendorf (Die Linke):

Wie bewertet die Bundesregierung den ökologischen Ge-
samtzustand der Ostsee im Allgemeinen und den des Greifs-
walder Boddens im Besonderen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues:

Bund und Länder haben am 15. Oktober 2023 den 
Entwurf des Berichts zur Aktualisierung der Bewertung 
des „Zustands der deutschen Ostseegewässer 2024“ im 
Rahmen der Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie der EU (MSRL) in die sechsmonatige Öffent-
lichkeitbeteiligung gegeben. Der Bericht stellt insgesamt 
fest, dass die von Deutschland zu bewirtschaftenden Ost-
seegewässer auch im dritten Bewertungszeitraum von 
2016 bis 2021 den angestrebten guten Zustand für die 
von der MSRL im Jahr 2017 festgelegten Kriterien nicht 
erreichen. Weder haben die zu hohen Belastungen durch 
menschliche Aktivitäten im Bewertungszeitraum ausrei-
chend abgenommen noch hat sich der Zustand der ma-
rinen biologischen Vielfalt und der Meeresökosysteme 
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verbessert. Der Greifswalder Bodden ist Teil dieser Be-
wertung und ebenfalls nicht im angestrebten guten Zu-
stand.

Dieser Bericht über die deutschen Meeresbereiche der 
Ostsee basiert in großem Umfang auf der aktuellen, drit-
ten umfassenden Bewertung des Zustands des Öko-
systems der gesamten Ostsee aller Anrainerstaaten 
(HOLAS 3) im Rahmen der Helsinki-Kommission 
(HELCOM), die im Oktober 2023 veröffentlicht wurde. 
Die Ergebnisse zeigen, dass es nur geringe oder keine 
Verbesserungen gab und das empfindliche Ökosystem 
der gesamten Ostsee fast flächendeckend in keinem guten 
Zustand ist. Zu den Hauptbelastungen gehören weiterhin 
die Eutrophierung, Schadstoffbelastungen sowie die Aus-
wirkungen der Fischerei. Auch die Auswirkungen des 
Klimawandels spielen eine Rolle. Die Berichte stehen 
öffentlich unter https://mitglieder.meeresschutz.info/de/ 
oeffentlich/zustandsbewertung-2024.html zur Verfü-
gung.

Im Übrigen wird auf die Antwort zur Mündlichen 
Frage 22 vom 29. November 2023 (Plenarprotokoll 20/ 
140) verwiesen.

Frage 25
Frage des Abgeordneten Lars Rohwer (CDU/CSU):

Hat das Bundesministerium für Bildung und Forschung auf 
den Vorschlag der Kultusministerkonferenz vom März 2023 
für einen Digitalpakt 2.0 geantwortet, und, wenn ja, mit wel-
chen konkreten konzeptionellen und inhaltlichen Punkten, und 
wie oft hat sich die Bundesministerin für Bildung und For-
schung, Bettina Stark-Watzinger, persönlich für das Gelingen 
eines Digitalpakts 2.0 seit März 2023 eingebracht?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Mario Brandenburg:
Die damalige Präsidentin der Ständigen Konferenz der 

Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland (KMK), Frau Ministerin Karin Prien, hat 
im November 2022 an Frau Bundesministerin Stark- 
Watzinger ein als persönlich/vertraulich gekennzeichne-
tes Schreiben gerichtet, mit dem ein von der Länderseite 
erarbeitetes Eckpunktepapier übermittelt wurde.

Von Länderseite wurden diese Eckpunkte am 24. März 
2023 in die dritte Sitzung der Verhandlungsgruppe für 
einen Digitalpakt 2.0 auf Staatssekretärs-Ebene ein-
gebracht. Die in den Eckpunkten benannten Ansätze zur 
Förderung wurden danach auf Fachebene vom Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und den 
Ländern bewertet – auch vor dem Hintergrund unter-
schiedlicher Vorstellungen zu möglichen Rechtsgrund-
lagen. Das Ergebnis dieser Bewertung ist in die Formu-
lierung nachfolgender Verhandlungsdokumente 
eingeflossen, in denen Positionen der Länder den Eck-
punkten des BMBF gegenübergestellt wurden.

Die Gespräche der Verhandlungsgruppe auf Staats-
sekretärs-Ebene wurden laufend mit Frau Bundesminis-
terin Stark-Watzinger hausintern abgestimmt. Frau Bun-
desministerin Stark-Watzinger hat auf das Schreiben der 
damaligen KMK-Präsidentin am 10. November 2022 mit 
Hinweisen zu den Zielen der Verhandlungen zum Digital-
pakt 2.0 geantwortet. Sie hat die Position des BMBF zum 

Digitalpakt 2.0 gegenüber den Ländern zudem bei ihren 
Besuchen der KMK-Plenarsitzungen am 16. März 2023 
und 12. Oktober 2023 erläutert.

Frage 26
Frage des Abgeordneten Kai Whittaker (CDU/CSU):

Ist der Bundesregierung bekannt, dass die Mieten insbeson-
dere für Menschen mit kleinen Einkommen steigen, weil durch 
die komplette Übernahme der Mieten im Bürgergeld die Preise 
nach oben getrieben werden, und, wenn ja, welche Maßnah-
men ergreift sie, um den daraus resultierenden Problemen ent-
gegenzutreten?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Elisabeth Kaiser:

Statistische Erkenntnisse, inwiefern die Übernahme 
von Kosten der Unterkunft das Mietniveau beeinflusst, 
liegen der Bundesregierung nicht vor.

Im Bürgergeld werden grundsätzlich nur angemessene 
Aufwendungen für die Unterkunft als Bedarf anerkannt.

Etwas anderes gilt im ersten Jahr des Leistungsbezugs, 
der sogenannten Karenzzeit; hier werden die tatsäch-
lichen Aufwendungen übernommen.

Was als angemessen gilt, wird von den kommunalen 
Trägern (kreisfreie Städte bzw. Landkreise) – meist in 
sogenannten Richtlinien – festgelegt. Die Aufsicht führen 
insoweit die Länder. Es wird vor Ort von den jeweils 
zuständigen kommunalen Trägern unter Berücksichti-
gung der lokalen Gegebenheiten ermittelt und festgelegt, 
welche Miete jeweils angemessen ist. Das setzt natürlich 
voraus, dass zu diesen Konditionen auch tatsächlich 
Wohnraum vorhanden ist.

Vermieter sind bei der Festlegung der Mieten an die 
Regularien des sozialen Mietrechts (das ebenfalls Be-
grenzungen der Miethöhe vorsieht), nicht aber an die 
Festlegungen der kommunalen Träger gebunden. Des-
halb haben die Richtlinien für die Vermieter lediglich 
die Wirkung, dass Vermieter gegebenenfalls wissen, ob 
die Jobcenter die entsprechende Miete bei einer Bürger-
geld beziehenden Person anerkennen werden, sie also 
ihre Wohnung an eine Bürgergeld beziehende Person zu 
dem vorgesehenen Mietzins vermieten können.

Für eine langfristige Dämpfung der Mieten und eine 
ausreichende Wohnraumversorgung spielt der bezahlbare 
Wohnungsneubau eine zentrale Rolle. Das Bundesminis-
terium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) setzt auch jenseits des sozialen Wohnungs-
baus wichtige Impulse für mehr bezahlbaren Wohnraum, 
beispielsweise mit den bestehenden Förderprogrammen 
für klimafreundlichen Neubau (KFN), Wohneigentum für 
Familien (WEF) und der Genossenschaftsförderung so-
wie künftig mit der neuen Förderung für klimafreundli-
chen Neubau im unteren und mittleren Preissegment 
(KNN).

Der Koalitionsvertrag sieht außerdem insbesondere für 
die Bezahlbarkeit von Mietwohnungen eine Reihe von 
Änderungen im Mietrecht vor.
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Frage 27
Frage des Abgeordneten Jens Lehmann (CDU/CSU):

Wie stellt sich Kulturstaatsministerin Claudia Roth die Auf-
arbeitung der antisemitischen Aussagen während der Berlinale 
konkret vor, die sie angekündigt hat, und wie soll die Unter-
suchung der Vorkommnisse genau ablaufen (bitte nach Ge-
sprächspartnern und Zeitplan bis zur Beendigung der Unter-
suchung aufschlüsseln)?

Antwort der Staatsministerin Claudia Roth:

Kulturstaatsministerin Claudia Roth hat den Aufsichts-
rat der Kulturveranstaltungen des Bundes in Berlin 
GmbH als dessen Vorsitzende zu einer Sondersitzung 
am 11. März 2024 eingeladen, um die Vorfälle bei der 
74. Berlinale eingehend zu besprechen. Bereits am Tag 
nach der Berlinale, am 26. Februar 2024, waren Mariëtte 
Rissenbeek und Carlo Chatrian auf Initiative der BKM zu 
einem Gespräch eingeladen. Hierbei wurde auch eine 
Aufarbeitung der Vorfälle angestoßen, die in der oben 
genannten Sondersitzung des Aufsichtsrats besprochen 
wurde. Außerdem befindet sich Staatsministerin Roth 
im Austausch mit der designierten Intendantin Tricia 
Tuttle zur organisatorischen Neuaufstellung der Berlina-
le.

Frage 28
Frage der Abgeordneten Ina Latendorf (Die Linke):

Hat die Bundesregierung Bürgschaften für LNG-Projekte 
der Gascade Gastransport GmbH und der Deutsche ReGas 
GmbH & Co. KGaA für Projekte in Deutschland übernommen, 
und, wenn ja, in welcher Höhe und mit welchen Laufzeiten?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska 
Brantner:

Der Bund hat der Gascade Gastransport GmbH für den 
Bau der Ostseeanbindungsleitung Lubmin-Mukran eine 
Garantie in Höhe von 1,378 Milliarden Euro mit einer 
Laufzeit bis 5. April 2032 gestellt. Diese wird nur zahl-
bar, sollte die Bundesnetzagentur die in Aussicht gestellte 
Umlage der Baukosten auf die Netzentgelte bis 2032 
wider Erwarten nicht zulassen.

Die Bundesregierung hat keine Bürgschaften gegen-
über der Deutschen ReGas, die den LNG-Standort Mu-
kran privatwirtschaftlich betreibt, übernommen.

Frage 29
Frage der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Gibt es in der Bundesregierung konkrete Überlegungen – 
nach den jüngsten Enthüllungen über ein milliardenschweres 
Geschäft der Rheinmetall AG mit Russland bezüglich eines 
hochmodernen Gefechtsübungszentrums im russischen Muli-
no, welches mithilfe der damaligen Bundesregierung unter-
stützt wurde, sowie weitere geplante ähnliche Geschäfte (siehe 
dazu: www.tagesschau.de/investigativ/wdr/rheinmetall- 
russland-streitkraefte-100.html) –, die damaligen Vorgänge 
mit Blick auf die heutige Rolle Russlands aufarbeiten zu wol-
len und weitere Untersuchungen einzuleiten?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Dr. Franziska 
Brantner:

Die Bundesregierung hat die in der Fragestellung zi-
tierte Berichterstattung zur Kenntnis genommen, die sich 
auf Vorgänge aus den Jahren 2009 bis 2013 bezieht.

Im März 2014 hat die Europäische Union in Reaktion 
auf die völkerrechtswidrige Annexion der Krim durch 
Russland Sanktionen gegen Russland eingeführt, darun-
ter ein Waffenembargo. Seitdem war die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern nach Russland grundsätzlich verboten, 
soweit es sich nicht um die Weiterführung europäischer 
Raumfahrtprojekte oder die Abwicklung von Altverträ-
gen handelte, die vor Beschluss der Sanktionen geschlos-
sen wurden. In diesem Zusammenhang hat die Bundes-
regierung die Ausfuhrgenehmigung für das in der 
Berichterstattung genannte Gefechtsübungszentrum in 
Mulino widerrufen. Gemäß der Unternehmensangaben 
wurden für weitere Projekte gerade keine Verträge ge-
schlossen.

Frage 30
Frage des Abgeordneten Matthias Hauer (CDU/CSU):

Welche Bedingungen müssen zu dem von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
der Bekämpfung von Finanzkriminalität (Finanzkriminalitäts-
bekämpfungsgesetz, FKBG) erfüllt sein, damit das Bundesamt 
zur Bekämpfung von Finanzkriminalität (BBF) – wie im Ge-
setzentwurf der Bundesregierung vorgesehen – zum 1. April 
2024 errichtet werden kann (bitte die notwendigen Bedingun-
gen zur Errichtung des BBF zum 1. April 2024 unter Angabe 
der jeweiligen Zeitpunkte, zu denen diese Bedingungen je-
weils erfüllt sein müssen, benennen), und welche Vorbereitun-
gen wurden bislang seitens der Bundesregierung dafür getrof-
fen, dass das BBF zum 1. April 2024 errichtet werden kann, 
insbesondere welche Verträge wurden dazu geschlossen oder 
welche anderweitigen rechtlich bindenden Verpflichtungen 
wurden eingegangen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Florian Toncar:
In rechtlicher Hinsicht ist für die Errichtung des Bun-

desamtes zur Bekämpfung von Finanzkriminalität (BBF) 
das Inkrafttreten des sogenannten BBF-Errichtungsgeset-
zes erforderlich. Dieses ist Teil des als Artikelgesetz aus-
gestalteten Finanzkriminalitätsbekämpfungsgesetzes. 
Das BMF geht davon aus, dass die weiteren parlamenta-
rischen Beratungen hierzu zeitnah abgeschlossen werden 
können.

Zur praktischen Vorbereitung auf die Behördenein-
richtung arbeitet das BMF mit Hochdruck daran, dass 
die notwendigen technischen, organisatorischen und per-
sonellen Voraussetzungen zum Aufbau des BBF zur 
Verfügung stehen. Notwendige Beschaffungs- und Unter-
bringungsmaßnahmen werden vorbereitet. Dafür werden 
auch Beitritte in bestehende Rahmenvereinbarungen ein-
geleitet.

Frage 31
Frage des Abgeordneten Petr Bystron (AfD):

Wie hoch werden die voraussichtlichen deutschen Militär-
hilfen für die Ukraine für das Jahr 2024 sein (einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre, bitte nach 
Jahren aufschlüsseln)?
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Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Florian Toncar:
Die Bundesregierung hat sich dazu bekannt, die 

Ukraine so lange wie nötig zu unterstützen. Seit Kriegs-
beginn ist Deutschland zweitgrößter militärischer Unter-
stützer, nach den USA. Für den Bundeshaushalt 2024 
sind 7,1 Milliarden Euro im Ertüchtigungstitel von ins-
gesamt 7,48 Milliarden Euro und im Sondervermögen 
Bundeswehr 520 Millionen Euro für Wiederbeschaffun-
gen an die Ukraine abgegebener Rüstungsgüter aus den 
Beständen der Bundeswehr für die militärische Unter-
stützung der Ukraine veranschlagt. Im Jahr 2024 stehen 
im Ertüchtigungstitel (Kapitel 6002 Titel 687 03) Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe von 6 Milliarden 
Euro zur Verfügung, die nahezu vollständig zur planeri-
schen Hinterlegung der militärischen Unterstützung der 
Ukraine genutzt werden. Die Verteilung der Verpflich-
tungsermächtigungen auf die Jahre ergibt sich aus dem 
Haushaltsplan.

(Fällig im Haushaltsjahr 2025 bis zu 2.522.251 T Euro, 
im Haushaltsjahr 2026 bis zu 2.339.157 T Euro, im Haus-
haltsjahr 2027 bis zu 953.267 T Euro und im Haushalts-
jahr 2028 bis zu 185.325 T Euro.)

Frage 32
Frage des Abgeordneten Dr. Thomas Gebhart (CDU/ 
CSU):

Was ergab die im Mai 2022 durch die Bundesregierung 
angekündigte Prüfung der beihilferechtlichen Genehmigungs-
fähigkeit der Fortführung der Steuererleichterung für Biokraft-
stoffe für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (vergleiche 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion der CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache 20/2097), und 
wie steht die Bundesregierung zur aktuellen Ungleichbehand-
lung von Biokraftstoffen gegenüber Agrardiesel bei der Steu-
erentlastung für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Katja Hessel:
Der Rückgang der Verwendung fossiler Kraftstoffe 

zugunsten fortschrittlicher regenerativer Kraftstoffe als 
Beitrag zur Erreichung der Klimaziele bleibt weiterhin 
erklärtes Ziel der Bundesregierung. Dies wird mit dem 
Klimaschutzprogramm 2030 durch umfangreiche Maß-
nahmen umgesetzt.

Eine Steuerentlastung für Biokraftstoffe bedürfte als 
staatliche Beihilfe einer Genehmigung durch die Euro-
päische Kommission. Die Entlastung müsste dafür im 
Einklang mit den seit 2022 geltenden harmonisierten Re-
gelungen der EU-Leitlinien für staatliche Klima-, Um-
weltschutz und Energiebeihilfen (KUEBLL) stehen. Die 
Prüfung einer beihilferechtlichen Genehmigungsmög-
lichkeit dauert an.

Frage 33
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

In welcher Höhe sehen das Bundesministerium der Finanzen 
und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales laut Refe-
rentenentwurf für die Stiftung Generationenkapital Investitio-
nen in illiquide Anlageklassen wie Private Equity, Private 
Debt, Infrastruktur sowie Immobilien vor, wie sie auch der 
KENFO (Fonds zur Finanzierung der kerntechnischen Entsor-
gung) tätigt (vergleiche www.kenfo.de/kapitalanlagen/ 
portfolio), und gibt es darunter gewisse Investitionsbereiche, 
die ausgeschlossen werden, beispielsweise Investitionen in Im-

m o b i l i e n ,  A l t e r s -  o d e r  P f l e g e h e i m e  ( w w w.  
b u n d e s f i n a n z m i n i s t e r i u m . d e / We b / D E / T h e m e n /  
I n t e r n a t i o n a l e s _ F i n a n z m a r k t / A l t e r s v o r s o r g e /  
Generationenkapital/generationenkapital.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Florian Toncar:
Das Generationenkapital soll als dauerhafter Fonds 

von einer neuzugründenden, unabhängigen, öffentlich- 
rechtlichen Stiftung professionell verwaltet und global 
angelegt werden. Deren Vorstand soll zukünftig über 
die Anlage der Mittel im Rahmen einer Anlagerichtlinie 
selbstständig entscheiden. Der Referentenentwurf sieht in 
Artikel 2 § 6 Absatz 3 eine Regelung vor, durch die die 
grundsätzlich infrage kommenden Vermögenswerte und 
Anlageklassen festgelegt werden.

Frage 34
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Welche Vermögenswerte (zum Beispiel Unternehmens-
beteiligungen) plant die Bundesregierung an die laut Referen-
tenentwurf zum Rentenpaket II geplante Stiftung Generatio-
nenkapital zu übertragen, und welche Wirkungen werden 
diese Transaktionen für den Bundeshaushalt haben (bitte auf-
listen; siehe www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und- 
Gese tzesvorhaben /gese t z -zu r - s t ab i l i s i e rung-des -  
rentennniveaus-aufbau-generationenkapital.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Florian Toncar:
Bis zum Jahr 2028 sollen insgesamt Eigenmittel von 

15 Milliarden Euro an die Stiftung Generationenkapital 
übertragen werden. Konkrete Entscheidungen zu den in-
haltlichen oder zeitlichen Modalitäten der Übertragung 
von Eigenmitteln an die Stiftung Generationenkapital 
sind bisher nicht getroffen worden.

Frage 35
Frage des Abgeordneten Matthias W. Birkwald (Die 
Linke):

Mit welcher Begründung erhielten Beamte im Ruhestand 
einen Inflationsausgleich von bis zu 3 000 Euro, angesichts 
der Maßgabe, dass die Anpassung der Pensionen dem Renten-
recht weitestgehend angeglichen werden soll (so wurden die 
Dämpfungselemente bei der Rentenversicherung systemge-
recht auf die Beamtenversorgung übertragen und die Alters-
grenze wird entsprechend des Renteneintrittsalters schrittweise 
auf 67 Jahre angehoben: www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/ 
DE/themen/oeffentlicher-dienst/beamte/versorgung/ 
versorgung-liste.html), und mit welcher Begründung erhielten 
die Rentnerinnen und Rentner keinen solchen Inflationsaus-
gleich, sondern lediglich ein Energiegeld von 300 Euro, wel-
ches auch anderen Bevölkerungsgruppen ausgezahlt wurde?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir:
Es ist – anders als in der Frage formuliert – nicht 

zutreffend, dass Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger des Bundes „bis zu 3 000 Euro“ In-
flationsausgleich erhalten haben. Sie haben vielmehr ei-
nen anteiligen Betrag entsprechend ihres jeweiligen 
Ruhegehaltsatzes erhalten.

Die sogenannte Inflationsausgleichsprämie bildet ei-
nen Teil der systemgerechten Übertragung der Verhand-
lungsergebnisse zur Tarifrunde im öffentlichen Dienst 
des Bundes vom April 2023. Es ist Ausdruck der ver-
fassungsrechtlich verankerten Grundsätze amtsangemes-
sener Alimentation, dass auf Beamtinnen und Beamte im 
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aktiven Dienst übertragene Tarifverhandlungsergebnisse 
auch auf Pensionäre übertragen werden. Dies erfolgt nach 
Maßgabe der beamtenversorgungsrechtlichen Grundsät-
ze.

Bei der gesetzlichen Rentenversicherung und der 
Beamtenversorgung handelt es sich um zwei verschie-
dene Alterssicherungssysteme, die sich eigenständig ent-
wickelt haben und die daher in ihren Einzelregelungen 
und den jeweiligen Anpassungsmechanismen nicht mit-
einander vergleichbar sind. Dies zeigt auch ein Blick 
auf die Rentenentwicklung im Jahr 2023: Während 
2023 die Renten im Westen um 4,39 Prozent und im 
Osten 5,86 Prozent erhöht wurden, hätte es bei den Pen-
sionen – ohne eine Übertragung des Tarifabschlusses – 
für 2023 weder eine Anpassung noch eine Sonderzahlung 
gegeben.

Frage 36
Frage der Abgeordneten Martina Renner (Die Linke):

Bei wie vielen Gelegenheiten und wie oft befasste sich das 
Gemeinsame Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum 
(GETZ) bzw. das Gemeinsame Extremismus- und Terroris-
musabwehrzentrum Rechts (GETZ-R) seit 2020 mit dem Ko-
operationsverband Deutsche Burschenschaft (DB) und dessen 
Mitgliederorganisationen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir:

Im Zeitraum vom 6. März 2022 bis 6. März 2024 
fanden im Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismus-
abwehrzentrum (GETZ) bzw. im Gemeinsamen Extre-
mismus- und Terrorismusabwehrzentrum Rechts 
(GETZ-R) insgesamt elf Befassungen im Sinne der 
Mündlichen Frage statt.

Für die Beantwortung der Frage wurden als Betrach-
tungszeitraum die letzten zwei Jahre seit Eingang der 
Anfrage gewählt (6. März 2022 bis 6. März 2024). Eine 
Speicherung der entsprechenden Protokolle über die Frist 
von zwei Jahren hinaus findet aufgrund datenschutzrecht-
licher Beschränkungen nicht statt.

Frage 37
Frage der Abgeordneten Martina Renner (Die Linke):

Bei wie vielen Gelegenheiten und wie oft befasste sich das 
Gemeinsame Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum 
(GETZ) bzw. das Gemeinsame Extremismus- und Terroris-
musabwehrzentrum Rechts (GETZ-R) seit 2020 mit Funktio-
nären, Mitgliedern und einzelnen Landesgruppen des Verban-
des der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V., VdRBw 
(vergleiche www.fr.de/politik/viele-reservisten-unter- 
verdaechtigen-in-reichsbuerger-ermittlungen-92282914. 
html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir:

Im Betrachtungszeitraum (6. März 2022 bis 6. März 
2024) fanden im GETZ bzw. GETZ-R keine Befassungen 
zu Sachverhalten mit Bezügen zum Verband der Reser-
visten der Deutschen Bundeswehr (VdRBw) im Sinne 
der Mündlichen Frage statt.

Frage 38
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Wie viele russische Staatsangehörige wurden seit dem 
24. Februar 2022 aus Deutschland – gegebenenfalls über Dritt-
staaten – nach Russland abgeschoben (www.mz.de/ 
mi t te ldeutschland/sachsen-anhal t / sachsen-anhal t -  
abschiebungen-russland-ukraine-krieg-straftaeter-asylpolitik- 
direktfluege-ausreisepflichtige-3778351; bitte nach den Zeit-
räumen 24. Februar 2022 bis 24. Februar 2023 sowie 25. Fe-
bruar 2023 bis 24. Februar 2024 aufschlüsseln), und wie viele 
männliche russische Staatsangehörige im wehrfähigen Alter 
wurden seit dem 24. Februar 2022 in andere EU-Staaten über-
stellt (bitte nach den sechs wichtigsten Zielstaaten und den 
Zeiträumen 24. Februar 2022 bis 24. Februar 2023 sowie 
25. Februar 2023 bis 24. Februar 2024 aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir:
Nach Kenntnis der Bundesregierung ist im Zeitraum 

vom 24. Februar 2022 bis zum 24. Februar 2023 ein 
russischer Staatsangehöriger nach Russland abgeschoben 
worden. Im Zeitraum vom 24. Februar 2023 bis zum 
31. Januar 2024 sind zehn russische Staatsangehörige 
nach Russland abgeschoben worden. Die Zahlen für den 
Februar 2024 liegen der Bundesregierung noch nicht vor.

Die zweite Teilfrage wird dahingehend ausgelegt, dass 
sich diese auf die Anzahl der Überstellungen in die Mit-
gliedstaaten auf Grundlage der sog. Dublin-III-Verord-
nung (EU) 604/2013 bezieht. Die entsprechenden Anga-
ben zur zweiten Teilfrage können der nachfolgenden 
Tabelle entnommen werden. Da eine Auswertung über 
Jahresscheiben hinweg nicht möglich ist, erfolgt die An-
gabe nach folgenden Zeiträumen: 24. Februar 2022 – 
31. Dezember 2022; 1. Januar 2023 – 31. Dezember 
2023 und 1. Januar 2024 – 31. Januar 2024.

Überstellungen an Mitgliedstaaten nach Mitgliedstaat 
24.02.2022–31.12.2022 
Geschlecht: männlich, Alter: 18 bis 45, Staatsangehörig-
keit: Russische Föderation

Mitgliedstaaten Überstellungen an Mitglied-
staaten

gesamt: 37

darunter:

Frankreich 12

Polen 8

Finnland 5

Spanien 4

Österreich 3

Italien 2
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Überstellungen an Mitgliedstaaten nach Mitgliedstaat 
01.01.2023–31.12.2023 
Geschlecht: männlich, Alter: 18 bis 45, Staatsangehörig-
keit: Russische Föderation

Mitgliedstaaten Überstellungen an Mitglied-
staaten

gesamt: 169

darunter:

Polen 50

Kroatien 48

Finnland 19

Frankreich 19

Spanien 13

Österreich 5

Überstellungen an Mitgliedstaaten nach Mitgliedstaat 
01.01.2024–31.01.2024 
Geschlecht: männlich, Alter: 18 bis 45, Staatsangehörig-
keit: Russische Föderation

Mitgliedstaaten Überstellungen an Mitglied-
staaten

gesamt: 19

darunter:

Kroatien 7

Polen 7

Schweden 2

Belgien 1

Finnland 1

Frankreich 1

Frage 39
Frage der Abgeordneten Petra Nicolaisen (CDU/CSU):

Fühlt sich die Bundesregierung nach § 13 Absatz 1 des 2007 
geschlossenen Verwaltungsabkommens über die Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern beim Aufbau und Betrieb eines 
bundesweiten Digitalfunknetzes weiterhin verpflichtet, ein 
einheitliches Kernnetz zu errichten und zu finanzieren, um 
Insellösungen in den Ländern zu vermeiden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir:
Der Bund hat ein hohes Interesse an einem einheitli-

chen bundesweiten Digitalfunknetz für die BOS.

Die Finanzierung des Bundesanteils zum Weiterbetrieb 
des TETRA-Digitalfunks BOS wird durch den Bund ge-
währleistet.

Soweit die Frage auf die Realisierung eines Breitband-
netzes als Fortentwicklung des bestehenden Digitalfunks 
BOS abzielt, erarbeitet der Bund für das Breitbandnetz 
unter Berücksichtigung der fehlenden Frequenzzuwei-

sung durch die World Radio Conference 2023 und der 
aktuellen und zukünftigen Haushaltssituation des Bundes 
eine eigene Position für die Realisierung und wird diese 
mit den Ländern in den Gremien des Digitalfunks er-
örtern. Bund und Länder werden zusammen mit der Bun-
desanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organi-
sationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS) die konkrete 
Realisierung eines Breitbandnetzes unter diesen Rah-
menbedingungen festlegen. Dies wird ebenfalls die Fi-
nanzierung beinhalten, die angesichts der aktuellen Haus-
haltslage des Bundes deutlich erschwert wird.

Frage 40
Frage der Abgeordneten Petra Nicolaisen (CDU/CSU):

Ist das Vier-Phasen-Modell der Bundesanstalt für den Digi-
talfunk der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsauf-
gaben (BDBOS) mit Start des Breitbandnetzes Anfang der 
2030er-Jahre nach wie vor die aktuelle Strategie des Bundes 
zur Errichtung eines Breitbandkernnetzes (www.bdbos.bund. 
de/DE/Aufgaben/DigitalfunkBOS/Breitband/breitband_node. 
html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir:
Das Vier-Phasen-Modell der Bundesanstalt für den Di-

gitalfunk der Behörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben (BDBOS) wurde vom Bund, den Ländern 
und der BDBOS gemeinsam entwickelt. Ein Bestandteil 
der bisherigen Planung ist die Errichtung von Kernnetz-
komponenten für ein zukünftiges Breitbandnetz.

Zu den Grundvoraussetzungen des Vier-Phasen-Mo-
dells gehören für die vollständige Umsetzung des Mo-
dells unter anderem die Verfügbarkeit geeigneter Fre-
quenzen für die Errichtung eines bundeseinheitlichen 
eigenbeherrschten Funkzugangsnetzes sowie eine ent-
sprechende Finanzierung der Investitionen und des Be-
triebs.

Die Erfüllung dieser Voraussetzungen erscheint auf-
grund der aktuellen Haushaltslage und der Entscheidun-
gen der World Radio Conference zur Frequenzzuteilung 
deutlich erschwert.

Der Bund befindet sich mit den Ländern in einem kon-
struktiven Meinungsaustausch, der vom gemeinsamen 
Verständnis und Willen getragen wird, zukünftig ein bun-
desweit verfügbares, selbstbeherrschtes breitbandfähiges 
Digitalfunknetz den BOS zur Verfügung stellen zu kön-
nen. Diese Diskussionen sind noch nicht abgeschlossen. 
Ziel des Bundes ist es, das TETRA-Digitalfunknetz zeit-
nah durch ein Breitbandnetz abzulösen.

Frage 41
Frage der Abgeordneten Gökay Akbulut (Die Linke):

Wie ist der Sachstand hinsichtlich der Einführung eines Par-
tizipationsrates, dessen Gründung im Koalitionsvertrag zwi-
schen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP in Aussicht ge-
stellt wurde (vergleiche www.spd.de/fileadmin/Dokumente/ 
Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf, Seite 94), 
und welche Angaben kann die Bundesregierung zu der geplan-
ten Struktur des Partizipationsrates machen (bitte insbesondere 
seine Zusammensetzung und seine Aufgaben angeben)?
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Antwort des Parl. Staatssekretärs Mahmut Özdemir:
Ein Partizipationsrat könnte eine der im Koalitionsver-

trag beispielhaft genannten Maßnahmen zur Stärkung der 
Partizipation von Menschen mit einer familiären Einwan-
derungsgeschichte sein. Die Willensbildung innerhalb 
der Bundesregierung, welche konkreten Inhalte der Ent-
wurf eines Partizipationsgesetzes haben wird, findet der-
zeit statt. Die Federführung für das Vorhaben hat das 
Bundesministerium des Innern und für Heimat übernom-
men.

Frage 42
Frage der Abgeordneten Gökay Akbulut (Die Linke):

Wie waren zuletzt die Wartezeiten für einen Termin zur 
Beantragung eines Visums zum Familiennachzug in den 
14 Staaten mit den längsten Wartezeiten (bitte in Wochen an-
geben und nach Ländern differenziert auflisten), und wie stellt 
sich dabei die Situation für Personen mit gewöhnlichem Auf-
enthalt in Afghanistan dar, die über die Auslandsvertretung in 
Teheran den Familiennachzug beantragen (bitte so konkret wie 
möglich, da eine mir bekannte Familie bereits seit 21 Monaten 
auf einen Termin wartet und ich auf meine schriftliche Frage 
für den Monat April 2023 nur die Antwort „über ein Jahr“ 
erhielt; vergleiche die Antwort der Bundesregierung auf meine 
schriftliche Frage 99 auf Bundestagsdrucksache 20/6782)?

Antwort des Staatsministers Dr. Tobias Lindner:
Die aktuellen Wartezeiten für Termine zur Beantra-

gung von Visa zur Familienzusammenführung an den 
14 Visastellen mit den längsten Wartezeiten sind nach-
stehender Tabelle zu entnehmen. Wartezeiten sind nur 
Momentaufnahmen und unterliegen starken Schwankun-
gen.

Wartezeiten von über 12 Monaten werden pauschal mit 
„über ein Jahr“ angegeben, da längere Zeiträume nicht 
verlässlich angegeben werden können, auch weil eine 
hohe Zahl von Fehl- und Doppelbuchungen keine ver-
lässlichere Wartezeitangabe zulassen. Innerhalb eines 
Jahres können sich unter anderem die Nachfrage und 
somit auch die Bearbeitungskapazitäten einer Visastelle 
deutlich verändern.

Die Wartezeit für einen Termin an der Botschaft Tehe-
ran für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt in Afgha-
nistan beträgt aktuell über ein Jahr.

Mit dem Aktionsplan Visabeschleunigung setzt sich 
das Auswärtige Amt dafür ein, dass die erforderliche 
Anpassung von Ressourcen, Strukturen und Verfahren 
auf den Weg gebracht wird, um das Visumverfahren mit 
den Anforderungen eines modernen und attraktiven Ein-
wanderungslandes in Einklang zu bringen und auch den 
Familiennachzug zu beschleunigen. Dazu soll insbeson-
dere die Digitalisierung des Visumverfahrens konsequent 
ausgebaut und das Bundesamt für Auswärtige Angele-
genheiten verstärkt werden, unter anderem durch ein ei-
genes Referat für Familienzusammenführung, und die 
Zusammenarbeit mit den am Visumverfahren beteiligten 
Innenbehörden durch den Abbau von langwierigen Betei-
ligungserfordernissen optimiert werden. Außerdem soll 
die Nutzung externer Dienstleister gesetzlich für jede 
Form des Familiennachzugs ermöglicht, mehr Personal 
rekrutiert und der Personaleinsatz flexibilisiert werden.

Auslands-
vertretung

Wartezeit in Wochen

Ankara über ein Jahr

Beirut (syrische 
Staatsangehörige)

50  
(Ehegatten minderjähriger Kinder) 
über ein Jahr 
(sonstige Familienangehörige)

Dakar 28

Dhaka über ein Jahr

Erbil 52  
(Familienzusammenführung zu 
Deutschen und Ausländern, nicht 
schutzberechtigt)

Islamabad * über ein Jahr  
(Personen mit gewöhnlichem Auf-
enthalt in Pakistan oder Afghanis-
tan)

Istanbul 40 Wochen

Izmir 25 Wochen

Jaunde 44 Wochen

Lagos über ein Jahr

Rabat über ein Jahr

Teheran über ein Jahr  
(Personen mit gewöhnlichem Auf-
enthalt in Afghanistan)

Tunis über ein Jahr

* In Islamabad bestehen jeweils zwei separate Visastellen 
für die genannten Gruppen von Antragstellenden.

Frage 43
Frage des Abgeordneten Petr Bystron (AfD):

Hat sich die Bundesregierung zur vorliegenden Aussage des 
US-Generalkonsuls John R. Crosby, der die Demos „gegen 
Rechts“ lobte, dahin gehend eine Meinung gebildet, ob diese 
Aussagen eine unzulässige Einmischung in die inneren Ange-
legenheiten Deutschlands darstellen (vergleiche www.zeit.de/ 
n e w s / 2 0 2 4 - 0 2 / 2 2 / u s - g e n e r a l k o n s u l - c r o s b y - l o b t -  
demonstrationen-gegen-rechts)?

Antwort des Staatsministers Dr. Tobias Lindner:

Die Äußerung stellt keinen Verstoß gegen das Ein-
mischungsverbot in Artikel 55 Absatz 1 Satz 2 des 
Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehun-
gen (WÜK) dar.

Dieses verwehrt es einer Konsularbeamtin oder einem 
Konsularbeamten nicht, sich zu Angelegenheiten in de-
ren oder dessen Konsularbezirk öffentlich zu äußern. 
Dies zählt zur politischen Öffentlichkeitsarbeit einer je-
den konsularischen Vertretung und damit zu deren Auf-
gaben nach Artikel 5 WÜK.
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Frage 44
Frage des Abgeordneten Jürgen Hardt (CDU/CSU):

Wie unterstützt die Bundesregierung die Projekte der aktuel-
len deutschen Tentativliste zur Nominierung von Kulturerbe-
gütern bei der UNESCO, und welche Strategie verfolgt die 
Bundesregierung bei dem Antrag „Europäische Großbogen-
brücken des 19. Jahrhunderts“ mit den Ländern der anderen 
fünf Großbogenbrücken Italien, Frankreich und Portugal?

Antwort des Staatsministers Dr. Tobias Lindner:
In Deutschland sind die Bundesländer für die Umset-

zung der UNESCO-Welterbekonvention im Rahmen der 
Kulturhoheit verantwortlich. Hierzu gehört auch die Er-
stellung der deutschen Tentativliste und der Welterbe- 
Bewerbungen. Zuständig für die Erstellung der Welt-
erbe-Bewerbung „Europäische Großbrücken des 19. Jahr-
hunderts“ ist Nordrhein-Westfalen.

Das Auswärtige Amt unterstützt die Welterbe-Bewer-
bungen im Rahmen der Mitwirkung insbesondere durch 
verfahrenstechnische und fachliche Beratung.

Transnationale Welterbe-Bewerbungen fördern die 
multilaterale Zusammenarbeit und werden durch die 
Bundesregierung unterstützt, wenn es sich – wie in die-
sem Fall – um aussichtsreiche Bewerbungen handelt. 
Dies erfolgt durch konkrete Beratung bei der Antragser-
stellung, die Kommunikation mit den zuständigen Stellen 
der beteiligten Mitgliedstaaten und die Vertretung in 
transnationalen Gremien zur Erarbeitung der Antrags-
unterlagen.

Frage 45
Frage der Abgeordneten Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, dass Ghana am 
28. Februar 2024 ein Anti-LGBTIQ-Gesetz verabschiedet hat, 
das schwere Strafen gegen queere Menschen sowie ihre Unter-
stützerinnen und Unterstützer vorsieht (siehe dazu: www. 
tagesschau.de/ausland/afrika/ghana-strafen-homosexualitaet- 
100.html), und erwägt die Bundesregierung deswegen, Ghana 
von der Liste der „sicheren Herkunftsstaaten“ zu streichen?

Antwort des Staatsministers Dr. Tobias Lindner:

Die Bundesregierung hat Kenntnis, dass das ghanai-
sche Parlament am 28. Februar 2024 ein Gesetz ver-
abschiedet hat, welches neben einer verschärften Krimi-
nalisierung von LGBTQI* auch die Kriminalisierung 
jeglicher unterstützender Aktivitäten vorsieht. Das Ge-
setzgebungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen, da 
es zum Inkrafttreten der Unterzeichnung des Staatsprä-
sidenten bedarf, der seinerseits auf die Zuständigkeit der 
Gerichte zur Klärung der Verfassungsmäßigkeit des Ge-
setzes verwiesen hat. Derzeit ist vor dem ghanaischen 
Obersten Gerichtshof eine Verfassungsklage zu dem Ge-
setzentwurf anhängig.

Die Bundesregierung hat bereits frühzeitig ghanai-
schen Regierungsvertreterinnen und -vertretern sowie 
Mitgliedern des ghanaischen Parlaments deutlich ge-
macht, dass die Gesetzesinitiative nach ihrer Einschät-
zung Menschenrechte verletzt. Die Bundesregierung be-
obachtet den laufenden Gesetzgebungsprozess eng und 

steht dazu auch im Austausch mit der ghanaischen Zivil-
gesellschaft sowie mit europäischen und internationalen 
Partnern.

Über mögliche Reaktionen der Bundesregierung für 
den Fall des Inkrafttretens des Gesetzes würde zu gege-
bener Zeit entschieden.

Frage 46
Frage der Abgeordneten Sevim Dağdelen (BSW):

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung für ihr eigenes 
Handeln aus der Forderung von Papst Franziskus nach einem 
sofortigen und bedingungslosen Waffenstillstand in Gaza und 
der von US-Vizepräsidentin Kamala Harris konstatierten hu-
manitären Katastrophe in Gaza (www.vaticannews.va/de/ 
paps t /news /2024-03 /paps t -gaza-waf fens t i l l s t and-  
verhandlunge-palaestina-israel.html; www.n-tv.de/politik/US- 
Vizepraesidentin-spricht-von-humanitaerer-Katastrophe-in- 
Gaza-article24779277.html)?

Antwort des Staatsministers Dr. Tobias Lindner:

Die Bundesregierung ist sehr besorgt angesichts der 
katastrophalen humanitären Situation in Gaza, welche 
durch den Angriff der Hamas am 7. Oktober 2023 aus-
gelöst wurde.

Die Bundesregierung engagiert sich auf allen Ebenen 
der humanitären Diplomatie. So besuchte Bundesminis-
terin Annalena Baerbock seit dem 7. Oktober 2023 be-
reits sechsmal die Region. Auch die deutsche Sonderge-
sandte für humanitäre Hilfe im Nahen und Mittleren 
Osten, Deike Potzel, führt konstant Gespräche in der Re-
gion.

Deutschland als einer der größten humanitären Geber 
hat seine humanitäre Hilfe seit letztem Jahr auf nunmehr 
240 Millionen Euro mehr als verdreifacht. Außerdem 
leistet die Bundesregierung bilaterale Unterstützung für 
die Versorgung von Patienten aus Gaza. Deutschland 
stellt Ägypten unter anderem Inkubatoren sowie Beat-
mungsgeräte für Säuglinge und Jordanien Medikamente 
und Verbrauchsmaterial für jordanische Feldhospitäler in 
Gaza. Partner wie den Norwegian Refugee Council unter-
stützt die Bundesregierung mit Hilfsgütern für Notunter-
künfte (zum Beispiel Familienzelte, Feldbetten, Decken, 
Schlafsäcke und Wasserfilter).

Aus Sicht der Bundesregierung wäre ein Waffenstill-
stand, der länger anhält, ein wichtiger Schritt, damit mehr 
Hilfsgüter nach Gaza eingeführt und dort verteilt werden 
können. Die Bundesregierung hat die israelische Regie-
rung aus diesem Grund auch dazu aufgerufen, rasch mehr 
Grenzübergänge zu öffnen. Die derzeit von den USA, 
Ägypten und Katar gesteuerten Bemühungen um einen 
so genannten „Geiseldeal“, in dessen Rahmen auch eine 
Waffenruhe vorgesehen ist, unterstützt die Bundesregie-
rung ausdrücklich.

Ein dauerhafter Frieden ist indes nicht möglich, so-
lange die Hamas weiterhin Geiseln in ihrer Gefangen-
schaft hat und zum Terror aufruft.
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Frage 47
Frage der Abgeordneten Sevim Dağdelen (BSW):

Wird die Bundesregierung gegenüber der lettischen Regie-
rung die vom NATO-Mitglied Lettland angekündigte Zwangs-
ausweisung von Russen thematisieren, vor dem Hintergrund, 
dass nach der NATO-Charta die Mitglieder des Militärpakts 
entsprechend den Grundsätzen der Satzung der Vereinten Na-
tionen entschlossen sind, „die Freiheit, das gemeinsame Erbe 
und die Zivilisation ihrer Völker, die auf den Grundsätzen der 
Demokratie, der Freiheit der Person und der Herrschaft des 
Rechts beruhen, zu gewährleisten“ (www.spiegel.de/ausland/ 
lettland-kuendigt-zwangsausweisungen-von-russen-ohne- 
sprachkenntnisse-an-a-7c7b845a-381e-4a1d-9515-  
6db81677988b)?

Antwort des Staatsministers Dr. Tobias Lindner:

Die Bundesregierung befindet sich in einem ständigen, 
vertrauensvollen und thematisch umfassenden Austausch 
mit der lettischen Regierung. Lettland ist ein demokrati-
scher Rechtsstaat und ein enger Partner Deutschlands, 
insbesondere in EU und NATO. Der Bundesregierung 
liegen keine Erkenntnisse vor, die Zweifel an der Ein-
haltung demokratischer Grundwerte und rechtsstaatlicher 
Grundsätze in Lettland rechtfertigen würden.

Frage 48
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Welche Erkenntnisse liegen dem Auswärtigen Amt, auch 
unter Einbeziehung etwaiger Untersuchungen der Vereinten 
Nationen, hinsichtlich der Verwicklung des sogenannten 
UNRWA-Hilfswerks in den Überfall der Hamas auf Israel im 
Oktober 2023 vor, und welche etwaigen Maßnahmen werden 
daraus abgeleitet (vergleiche www.n-tv.de/politik/Baerbock- 
begruendet-Geldsperre-fuer-UNRWA-article24703611.html, 
zuletzt abgerufen am 1. Februar 2024)?

Antwort des Staatsministers Dr. Tobias Lindner:

Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina- 
Flüchtlinge im Nahen Osten UNRWA arbeitet auf 
Grundlage eines Mandats der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen. Die entsprechende Resolution wird 
von der Generalversammlung regelmäßig um drei Jahre 
verlängert, aktuell bis zum 30. Juni 2026.

Die Bundesregierung wurde erstmalig am 26. Januar 
2024 von UNRWA Generalkommissar Philippe Lazzarini 
über die Vorwürfe informiert, dass Mitarbeitende am Ter-
rorangriff der Hamas vom 7. Oktober 2023 beteiligt ge-
wesen sein sollen.

Die Bundesregierung begrüßt, dass der Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen, António Guterres, umgehend 
nach Bekanntwerden der Vorwürfe den Leiter des un-
abhängig operierenden Office of Internal Oversight Ser-
vices (OIOS) gebeten hat, ein Untersuchungsverfahren 
zur vollständigen und transparenten Aufklärung durch-
zuführen.

Am 5. Februar 2024 wurde durch Guterres parallel eine 
unabhängige Untersuchungsgruppe unter der Leitung der 
ehemaligen französischen Außenministerin, Catherine 
Colonna, eingesetzt. Diese Gruppe hat am 14. Februar 
ihre Arbeit aufgenommen.

Die Bundesregierung wird über die Bewilligung neuer 
Zuwendungen an UNRWA in Gaza im Lichte des Fort-
gangs dieser Prozesse entscheiden.

Frage 49
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Sieht der Bundesminister der Justiz, Dr. Marco Buschmann, 
im Sinne seiner Ausführungen zum Schutz der Justiz vor po-
litischen Einflüssen gesetzgeberischen Handlungsbedarf in 
dem Sinne, dass Sperrfristen für Parlamentarier geschaffen 
werden, die einen direkten Wechsel von der politischen Man-
datsausführung hin zur Ausführung des Richteramtes an Bun-
desgerichten verhindern (vergleiche www.zeit.de/politik/ 
deu t sch land /2024-01 / jus t i z -min i s t e r -buschmann-  
bundesverfassungsgericht-gesetz-aenderung-demokratie, zu-
letzt abgerufen am 1. Februar 2024)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser:
Eine Notwendigkeit von „Sperrfristen für Parlamenta-

rier“ beim Wechsel in ein Bundesrichteramt wird nicht 
gesehen.

Das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfGG) sieht – in § 3 Absatz 3 Satz 2 BVerfGG – 
vor, dass Richter des Bundesverfassungsgerichts mit ih-
rer Ernennung aus dem Bundestag, Bundesrat, der Bun-
desregierung oder entsprechenden Organen ausscheiden, 
falls sie ihnen zuvor angehört haben. Das Gesetz setzt 
damit voraus, dass die Inhaber dieser Ämter zum Bundes-
verfassungsgericht wählbar sind.

Die für die Wahl erforderliche Zweidrittelmehrheit (§ 6 
Absatz 1, § 7 BVerfGG) stellt hinreichend sicher, dass nur 
Kandidaten gewählt werden, von denen eine unpartei-
ische Amtsführung zu erwarten ist.

Frage 50
Frage des Abgeordneten Dr. Hendrik Hoppenstedt 
(CDU/CSU):

Würde die gesetzliche Einführung der Speicherung von IP- 
Adressen, wie sie vom Europäischen Gerichtshof in den ver-
bundenen Rechtssachen C-793/19 (SpaceNet) und C-794/19 
(Telekom Deutschland) für zulässig erklärt wurde, die Chan-
cen auf eine erfolgreiche Ermittlung und Verfolgung der Straf-
taten des sexuellen Kindesmissbrauchs und der Kinderporno-
grafie nach Auffassung des Bundesministers der Justiz 
verbessern?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser:
Die die Koalition tragenden Parteien haben vereinbart, 

die Regelungen zur Vorratsdatenspeicherung so auszuge-
stalten, dass Daten rechtssicher, anlassbezogen und durch 
richterlichen Beschluss gespeichert werden können. Zu 
den Einzelfragen der Umsetzung des Koalitionsvertrags 
ist die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung 
noch nicht abgeschlossen.

Für die Bundesregierung steht allerdings fest, dass 
Strafverfolgungsbehörden rechtssichere Instrumente zur 
effektiven Aufklärung von Straftaten benötigen. Zahlrei-
che Provider speichern IP-Adressen freiwillig bis zu sie-
ben Tage. Das geltende Recht lässt es zu, Bestandsdaten 
bezüglich dieser IP-Adressen abzufragen. Inwieweit da-
rüber hinaus gesetzliche Änderungen – unter Beachtung 
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der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und 
des Bundesverwaltungsgerichts – erfolgen sollen, ist Ge-
genstand aktueller Gespräche.

Frage 51
Frage des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Wie viele Gesetze und Rechtsverordnungen sind seit dem 
8. Dezember 2021 neu in Kraft getreten, und wie viele Gesetze 
und Rechtsverordnungen sind seit dem 8. Dezember 2021 
außer Kraft getreten (bitte nach Gesetzen und Rechtsverord-
nungen sowie der Anzahl der darin enthaltenen Einzelnormen 
für die Zeiträume 8. Dezember 2021 bis 1. Januar 2022, 2. Ja-
nuar 2022 bis 1. Januar 2023 und 2. Januar 2022 bis 1. Januar 
2024 aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser:
Es wird davon ausgegangen, dass der Zeitraum vom 

2. Januar 2022 bis 1. Januar 2024 anstatt des Zeitraums 
vom 2. Januar 2023 bis 1. Januar 2024 gemeint war.

Das zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Justiz gehörende Bundesamt für Justiz, das für die 
Normendokumentation des Bundes zuständig ist, konnte 
aus der dort gepflegten Bundesrechtsdatenbank folgende 
Zahlen ermitteln:
– Im Zeitraum vom 8. Dezember 2021 bis 1. Januar 2022 

sind 4 Gesetze und 31 Rechtsverordnungen in Kraft 
getreten. Dabei sind 107 Einzelnormen in Gesetzen 
und 596 Einzelnormen in Rechtsverordnungen in 
Kraft getreten. Dem gegenüber stehen 4 Gesetze und 
23 Verordnungen sowie 55 Einzelnormen in Gesetzen 
und 211 Einzelnormen in Rechtsverordnungen, die im 
besagten Zeitraum außer Kraft getreten sind.

– Im Zeitraum vom 2. Januar 2022 bis 1. Januar 2023 
sind 26 Gesetze und 108 Rechtsverordnungen in Kraft 
getreten. Dabei sind 587 Einzelnormen in Gesetzen 
und 1 751 Einzelnormen in Rechtsverordnungen in 
Kraft getreten. Dem gegenüber stehen 14 Gesetze 

und 77 Verordnungen sowie 145 Einzelnormen in Ge-
setzen und 865 Einzelnormen in Rechtsverordnungen, 
die im besagten Zeitraum außer Kraft getreten sind.

– Im Zeitraum vom 2. Januar 2023 bis 1. Januar 2024 
sind 20 Gesetze und 110 Rechtsverordnungen in Kraft 
getreten. Dabei sind 641 Einzelnormen in Gesetzen 
und 1 892 Einzelnormen in Rechtsverordnungen in 
Kraft getreten. Dem gegenüber stehen 13 Gesetze 
und 82 Verordnungen sowie 294 Einzelnormen in Ge-
setzen und 1 159 Einzelnormen in Rechtsverordnun-
gen, die im besagten Zeitraum außer Kraft getreten 
sind.

Frage 52
Frage des Abgeordneten Dr. Martin Plum (CDU/CSU):

Wurde „im Herbst 2023“ ein „Umsetzungsprojekt beim 
Bundesamt für Justiz“ zur Digitalisierung „alle(r) Arten von 
Führungszeugnissen für private Zwecke“ gestartet (Sonderbe-
richt der Bundesregierung – Bessere Rechtsetzung und Büro-
kratieabbau in der 20. Legislaturperiode, Bundestagsdruck-
sache 20/9000, Seite 20), und, wenn ja, mit welchem 
Projektinhalt und welcher Projektlaufzeit, und, wenn nein, 
aus welchen im Einzelnen zu benennenden Gründen wurde 
das Umsetzungsprojekt nicht – wie von der Bundesregierung 
ursprünglich geplant – im Herbst 2023 gestartet?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Benjamin Strasser:
Das Umsetzungsprojekt beim Bundesamt für Justiz zur 

Digitalisierung aller Arten von Führungszeugnissen für 
private Zwecke wurde wie geplant im Herbst 2023 ge-
startet. Es wird weiterhin von einer Projektlaufzeit von 
drei Jahren ausgegangen. Die wesentlichen Projektin-
halte sind die Weiterentwicklung des Online-Antragsver-
fahrens für Führungszeugnisse (OLAF), die Überführung 
des Papier-Führungszeugnisses in ein elektronisches Do-
kument sowie die Entwicklung eines Verfahrens zur Gül-
tigkeitsprüfung des digitalen Führungszeugnisses mittels 
einer Verifikations-App.
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